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Auf ein Wort
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Die Gemeinden stehen ständig vor neuen 
Herausforderungen bei ihrer Aufgabe, 
ihren Bürgern ein lebens- und liebens-
wertes Umfeld zu bieten, eine Infrastruk-
tur, die das Leben und Arbeiten vor Ort 
attraktiv und sicher macht. Und so werden 
die Kommunen auf einmal zuständig für 
Telekommunikation (Breitband), Einzel-
handel (Markttreffs) oder Gesundheitsver-
sorgung. All das hätte man vor 10 Jahren 
nicht im Traum als gemeindliche Aufga-
ben betrachtet. Zusätzliche Finanzmittel 
gibt den Gemeinden für diese neuen 
Aufgaben aber leider niemand.
22 % der Hausärzte in Schleswig-Holstein 
sind 60 Jahre und älter. Hausarztsitze 
nachzubesetzen fällt im ländlichen Raum 
offenbar immer schwerer. Praxissitze wer-
den zunehmend in die größeren Städte 
verlagert. Auf der anderen Seite rechnen 
die Ärzte aufgrund der demographischen 
Entwicklung mit einer 20 % höheren 
Arbeitslast für die Hausärzte bis 2020. 
Das führt zu Fragen der Menschen an die 
Gemeinden: Wo ist denn der nächste 
Arzt? Was passiert, wenn der Arzt in Ruhe-
stand geht? Kommt ein Nachfolger ? Oder 
wird die Praxis geschlossen ? 
Daher ist die Sicherstellung der hausärzt-
lichen Versorgung, ebenso wie die Prä-
senz von Fachärzten, zu einem bedeuten-
den kommunalpolitischen Thema ge-
worden, bei dem sich viele Gemeinden 
und Ämter engagieren.
Das Thema war daher zuletzt Schwer-
punkt der Amtsvorstehertagung 2010. Im 
Herbst 2010 hat der SHGT eine Stellung-
nahme gegenüber dem Landtag mit kla-
ren Forderungen und Ideen abgegeben.

Handeln oder warten bis der 
Arzt kommt?

Gemeinden können einen Beitrag dazu 
leisten, den Hausarztsitz vor Ort zu retten. 
Die Kommunen im ländlichen Raum 
zeigen schon jetzt gegenüber niederlas-
sungswilligen Ärzten eine hohe Bereit-
schaft, sich für diese zu engagieren und 
die Niederlassung aktiv zu unterstützen. 
So ist gerade in den letzten Jahren die 
Betreuungssituation für Kinder, ein häufig 
genanntes Niederlassungshindernis von 
jungen Ärzt(inn)en, deutlich verbessert wor-
den. Auf diese Weise wird es schon heute 
alleinerziehenden Ärzten und jungen Arzt-
familien besser ermöglicht, die Vereinbar-
keit von Beruf und Familie zu gewährleisten. 
Auch bei der Bereitstellung von Praxis- 
und / oder Wohnräumen zeigen viele 
Kommunen den jungen Ärzten gegen-

über ein hohes Engagement. Dieses 
reicht von günstigem Wohnraum bis hin 
zu Neubauten für Praxen und bzw. 
günstigen Praxismieten. Gemeinden 
sollten sich rechtzeitig, d.h. durchaus 2 
Jahre und länger vor dem absehbaren 
Ruhestand des vorhandenen Arztes, 
damit befassen und Kontakte zum Arzt, 
potentiellen Nachfolgern bzw. Interessen-
ten für eine Zweigpraxis und zur Kassen-
ärztlichen Vereinigung (KVSH) knüpfen. 
Die Erfahrung einiger Gemeinden zeigt: 
mit besonderen Stärken unserer Gemein-
den, wie z. B. starken und aktiven Bürger-
meistern, Einfallsreichtum und schnellen 
Entscheidungswegen lassen sich oftmals 
Lösungen finden und die Zukunft einer 
Arztpraxis langfristig sichern.
Gemeinden können aber nicht alleine die 
Probleme des Gesundheitssystems lösen 
und auch nicht das wirtschaftliche Risiko 
von Arztpraxen übernehmen. 
Daher müssen sich alle Akteure ein-
setzen. Das betrifft die KVSH ebenso wie 
die Bundespolitik, die Landespolitik und 
ggf. die Krankenkassen. 
Die Sicherstellungsverantwortung für die 
ärztliche Versorgung trägt die KVSH. Wir 
sind froh, dass die KVSH das Thema 
offensiv angeht und die Gemeinsamkeit 
mit den Kommunen sucht. Besonders 
deutlich wird das mit der Kampagne 
Land-Arzt-Leben, die in diesem Heft vor-
gestellt wird. 

Zusammenarbeit zwischen SHGT 
und KVSH

Mit der KVSH haben wir außerdem für 
2011 zwei gemeinsame Fachtagungen im 
Norden und Süden des Landes verab-
redet. Wir wollen mit diesen Fachtagun-
gen ermitteln, wer was tun kann und den 
Austausch der Akteure untereinander 
fördern. Die erste Tagung fand bereits 
statt. Einige Beiträge dieser Fachtagung 
veröffentlichen wir in diesem Heft. Die Vor-
tragsfolien finden Sie unter www.shgt.de. 
Zur zweiten Fachtagung laden wir am 14. 
September nach Bad Segeberg ein. 
Notwendig ist aber auch, dass die KVSH 
die Handlungsspielräume nutzt, die die 
Gesetze bieten bzw. hoffentlich künftig 
bieten werden.
Denn die Bundespolitik ist endlich auf-
gewacht. Es gibt einen Referentenentwurf 
der Bundesregierung für ein „Gesetz zur 
Verbesserung der Versorgungsstrukturen 
in der gesetzlichen Krankenversicherung“ 
Dieser enthält wichtige Verbesserungen 
des Instrumentariums für die Sicherstel-

lung einer ausreichenden Versorgung, z. 
B. die Flexibilisierung der Bedarfsplanung 
(zukünftig kann in den Ländern von den 
bundesweit geltenden Bedarfsplanungs-
Richtlinien abgewichen werden), erste 
Einschränkungen für Sitzverlegungen von 
Praxen an Medizinische Versorgungs-
zentren, die einfachere Zulassung von 
Zweigpraxen und ein Vorkaufsrecht an 
Arztsitzen für die KVSH. Wir hoffen, dass 
der Gesetzentwurf möglichst bald Wirk-
lichkeit wird und dann auch konkret in 
Schleswig-Holstein genutzt wird. 

Was tut das Land ?

Leider sieht die Landesregierung ihre 
Rolle bisher nur als Moderator und Ko-
ordinator. Das ist in anderen Bundeslän-
dern anders. So gibt es in Baden-
Württemberg ein 10 Mio. € Förderpro-
gramm, z. B. zur Förderung des Wieder-
einstiegs von Ärztinnen nach der  Baby-
pause und innovativer Ansiedlungskon-
zepte für Landärzte. In Rheinland-Pfalz 
gibt es einen Masterplan, in dem u.a. 
Praxisgründungen/Zweigpraxen im länd-
lichen Raum mit 15.000 €/Praxis gefördert 
werden. In Sachsen-Anhalt und Sachsen 
gibt es Stipendienprogramme für Medi-
zinstudenten, die später in den ländlichen 
Raum gehen. Droht Schleswig-Holstein 
die Wettbewerbsfähigkeit bei der Konkur-
renz zwischen den Bundesländern um 
Ärzte zu verlieren ?
Schleswig-Holstein kann sich einen 
Ärztemangel im ländlichen Raum nicht 
leisten. Eine flächendeckende hausärzt-
liche Versorgung muss für ein Flächen-
land wie Schleswig-Holstein daher eine 
gleichwertige Herausforderung sein, wie 
die Förderung von Excellenzclustern an 
medizinischen Hochschulen. 
Dafür gibt es noch viel zu tun, packen wir 
es an.
Ihr
Jörg Bülow

Landärzte bald nur noch im Fernsehen ?
Jörg Bülow, Geschäftsführendes Vorstandsmitglied des SHGT

Jörg Bülow, Geschäftsführendes
Vorstandsmitglied des SHGT
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Wer die Berichterstattung in den Medien 
verfolgt, kommt um ein Thema nicht mehr 
herum: Uns droht ein Ärztemangel, vor 
allem in den ländlichen Regionen. 15.000 
Hausärzte werden bundesweit bis zum 
Jahr 2020 fehlen, prognostizierte jüngst 
eine Studie im Auftrag der Landesge-
sundheitsminister – und Schleswig-
Holstein bildet keine Ausnahme. 
Wir stehen vor einer beispiellosen Ruhe-
standswelle in der ambulanten Versor-
gung: 29 Prozent der Hausärzte in Schles-
wig-Holstein sind 60 Jahre und älter und 
werden in absehbarer Zeit ihre Praxis auf-
geben. Nachwuchs in gleicher Größen-
ordnung ist nicht in Sicht. Bei jüngeren 
Ärztinnen und Ärzten ist vielmehr ein 
schwindendes Interesse an der Über-
nahme einer Arztpraxis zu beobachten ist. 
Insbesondere die Tätigkeit als Landarzt 
erscheint vielen Nachwuchsmedizinern 
nicht erstrebenswert. Geregelte Arbeits-
zeiten in schwedischen Krankenhäusern 
oder lukrative Tätigkeiten außerhalb der 
Patientenversorgung sind vielfach attrak-
tiver als die Niederlassung mit ihrer Büro-
kratie und mangelnden Planungssicher-
heit.
Dem drohenden Mangel an Ärzten steht 
eine Bevölkerung gegenüber, deren 
Alterszusammensetzung sich dramatisch 
ändert. Der Anteil der über 60-Jährigen 
steigt zwischen Nord- und Ostsee von 
heute 26 auf gut 35 Prozent im Jahr 2025, 
in absoluten Zahlen von 745.000 auf fast 
eine Million – bei rückläufiger Gesamtbe-
völkerung. Entsprechend wird der ambu-
lante Versorgungsbedarf spürbar steigen.
Vor diesem Hintergrund wird die Sicher-
stellung der haus- und fachärztlichen Ver-
sorgung zu einer Aufgabe, die großer 
Anstrengungen und einer engen Zusam-
menarbeit aller Beteiligten bedarf. Denn 
eine gute ärztliche Versorgung ist wesent-

lich für lebenswerte Städte und Gemein-
den in Schleswig-Holstein. 
Ohne eine aktive Rolle der Städte, Ämter 
und Gemeinden wird es künftig nicht 
gehen, da bei der jungen Ärztegeneration 
bei der Berufs- und Ortswahl Aspekte an 
Bedeutung gewinnen, die in erster Linie  
durch kommunales Handeln gestaltbar 
sind. So steigt der Anteil der Ärztinnen – 
unter den Studienanfänger im Fach Me-
dizin beträgt der Frauenanteil 70 Prozent – 
seit Jahren und rückt die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf, vor allem die Frage 
guter Kinderbetreuungsangebote, zuneh-
mend in den Mittelpunkt. Auch, ob der 
Partner oder die Partnerin in einer länd-
lichen Region ebenfalls einen qualifizier-
ten Arbeitsplatz finden kann, spielt eine 
wesentliche Rolle. Gerade für ländliche 
Gemeinden mit ihren kurzen Entschei-
dungswegen und einem Umfeld,  in dem 
sich die Handelnden noch persönlich 
kennen, ergeben sich hier Chancen, jün-
geren Medizinern gute Angebote unter-
breiten zu können.
Nachwuchsärzten fällt der Schritt in die 
Selbständigkeit zunehmend schwer, weil 
den hohen Investitionen für eine eigene 
Praxis die mangelnde Planungssicherheit 
durch fast jährliche Jahrhundertreformen 
im Gesundheitswesen gegenübersteht. 
Längst gibt es deshalb in Schleswig-Hol-
stein gute Beispiele für Kommunen, die 
maßgeschneiderte Praxisräume zu güns-
tigen Konditionen zur Verfügung gestellt 
haben – und so das wirtschaftliche Risiko 
für den Arzt, der in ihrer Gemeinde eine 
Praxis eröffnet hat, gemindert haben.
Absehbar ist jedoch, dass trotz aller An-
strengungen nicht jede Praxis einen 
Nachfolger finden wird. Deshalb wird in 
der ärztlichen Versorgung immer wichti-
ger, was in anderen Bereichen gelebte 
Praxis ist: Die Kooperation über Gemein-

degrenzen hinweg. Ob interkommunale 
Gewerbegebiete oder Abwasserver-
bände, die Ämter und Gemeinden sind 
geübt darin, ihre Ressourcen zu bündeln. 
Diese Erfahrungen lassen sich auf die 
ärztliche Versorgung übertragen. Ein ge-
meinsames, aus mehreren Gemeinden 
gut erreichbares und kommunal geförder-
tes Ärztehaus mit ÖPNV-Anbindung kann 
eine Alternative  sein, wenn sich das Netz 
der Praxen ausdünnt. Patienten-Fahr-
dienste oder Zweigpraxen mit Unterstüt-
zung der Kommunen können solche 
Angebote ergänzen.
Wollen wir wieder mehr Ärzte für das Le-
ben und Arbeiten auf dem Lande gewin-
nen, müssen kommunales Engagement 
und das Handeln der KVSH ineinander 
greifen. Die KVSH leistet ihren Beitrag und 
hat eine Reihe von Initiativen ergriffen. So 
sprechen wir mit unserer Kampagne 
„Land.Arzt.Leben!“ gezielt jene an, die wir 
für die ambulante Versorgung von 
morgen so dringend benötigen: Die Me-
dizinstudentinnen und Medizinstudenten 
an den Universitäten in Kiel und Lübeck. 
Wir fördern gemeinsam mit den Kranken-
kassen die Weiterbildung junger Medi-
ziner zum Facharzt für Allgemeinmedizin 
mit erheblichen Mitteln und arbeiten eng 
mit immer mehr Kliniken im Lande zu-
sammen, um es angehenden Hausärzten 
im Rahmen einer sog. Verbundweiterbil-
dung möglichst einfach zu machen, ihre 
Weiterbildung zu absolvieren. Zusammen 
mit den Krankenkassen haben wir einen 
Strukturfonds ins Leben gerufen, um jene 
Landärzte, die eine große Zahl von Pa-
tienten behandeln, gezielt zu unterstüt-
zen. Dies sind nur einige Beispiele.
Die KVSH investiert und wirbt im großen 
Stil, um die Tätigkeit als Landarzt attrak-
tiver zu machen. Um erfolgreich zu sein, 
brauchen wir aber engagierte Gemeinden 
an unserer Seite. Beispiele zeigen, wie 
durch kommunales Engagement und 
eine enge Zusammenarbeit mit der KVSH 
gute Lösungen für regionale Versor-
gungsprobleme gefunden werden konn-
ten. Dieses gute Miteinander wollen wir 
gern weiter intensivieren – im Interesse 
einer auch künftig flächendeckenden ärzt-
lichen Versorgung in Schleswig-Holstein.

Dr. Ingeborg Kreuz, Vorsitzende des Vorstandes der 
Kassenärztlichen Vereinigung Schleswig-Holstein

Ohne aktive Gemeinden geht es nicht
Um einen drohenden Ärztemangel abzuwenden, müssen Gemeinden 
und KVSH Hand in Hand arbeiten

Ärztemangel auf dem Land und kein 
Nachfolger in Sicht – damit das nicht so 
bleibt, hat die KVSH die Image- und Infor-

Marco Dethlefsen, Kassenärztliche Vereinigung Schleswig-Holstein, 
Abteilung Gesundheitspolitik und Kommunikation

Junge Ärzte braucht das Land
Kampagne Pro Landarzt

mationskampagne „Land.Arzt.Leben!“ 
gestartet.
Ungewöhnliche Maßnahmen werben bei 

Medizinstudenten und jungen Ärzten für 
eine Tätigkeit auf dem Land. 

Fragt man heute Medizinstudenten, ob sie 
sich eine Tätigkeit in einer ländlichen 
Region vorstellen können, lautet die Ant-
wort immer öfter: Landarzt? Nein Danke! 
Einen Großteil des ärztlichen Nachwuch-
ses zieht es in die Städte. Viele kommen 
aber erst gar nicht in der ambulanten Ver-

Aufsätze
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sorgung an. Stattdessen gehen sie ins 
Ausland, in die Pharmaindustrie oder in 
die Forschung – oder bleiben festange-
stellt mit halbwegs geregelten Arbeits-
zeiten am Krankenhaus. Schließlich will 
der Arzt von morgen neben seinem Job 
auch noch etwas von seiner Familie ha-
ben und schreckt daher zunehmend vor 
der vermeintlich hohen Arbeitsbelastung 
auf dem Land zurück. Ebenso abschre-
ckend wirkt die Annahme, auf dem Land 
sei „tote Hose“: kein Kino, kein Theater, 
kein gar nix. Hinzu kommt die Angst, die 
Tätigkeit als selbstständiger Praxisarzt 
könne zum wirtschaftlichen Risiko wer-
den, weil die Verdienstmöglichkeiten auf 
dem Land schlechter seien als in den Bal-
lungszentren. All das hat zur Folge, dass 
der Ärztemangel an immer mehr Orten in 
Schleswig-Holstein konkret spürbar wird. 
Hausarztsitze in den Kreisen Steinburg 
und Dithmarschen sind zurzeit nicht be-
setzt. In den nächsten Jahren werden 
rund 900 Hausärzte in den Ruhestand 
gehen - Nachwuchs in der selben Größen-

ordnung ist nicht in Sicht. Zwar werden 
rechnerisch genügend junge Mediziner 
an den Universitäten ausgebildet, um die 
ausscheidenden Ärzte zu ersetzen. Doch 
nur 99 Ärzte befinden sich derzeit in der 
Weiterbildung zum Facharzt für Allge-
meinmedizin, 65 davon sind Frauen und 
nicht alle werden bereit sein, ihre Fami-
lienplanung dem Job in der Arztpraxis un-
terzuordnen.

, 

Es gilt, den Trend umzukehren. Der Nach-
wuchs muss davon überzeugt werden, 
dass es sich lohnt Landarzt  zu sein. Allein 
schon der Tatsache wegen, dass in den 
kommenden Jahren viele wirtschaftlich 
gut aufgestellte Landarztpraxen einen 
Nachfolger suchen und die Jobaus-
sichten im niedergelassenen Bereich 
wegen des hohen Bedarfs an ärztlichem 
Nachwuchs und der steigenden Nachfra-
ge nach medizinischer Behandlung 
nahezu optimal sind. Und genau hier setzt 
die Kampagne an: Sie räumt mit vielen 
Vorurteilen auf und bringt gute Argumente 
für eine Landarzttätigkeit. Sie zeigt z. B.

dass die

Um Medizinstudenten und junge Ärzte auf 
die Option, sich auf dem Land niederzu-
lassen, frühzeitig aufmerksam zu ma-
chen, setzt die KVSH in ihrer Kampagne 
auf ungewöhnliche Mittel in der Sprache 
der Zielgruppe. So wird an den Universi-
täten in Kiel und Lübeck mit einem 
Traktoranhänger samt Plakat für das 
„Land.Arzt.Leben!“ geworben. Außerdem 

 KVSH Arbeitszeitmodelle 
entwickelt, die dem individuellen Be-
dürfnis nach Familie und Freizeit gerecht 
werden. So ist durch die Umstrukturierung 
des ärztlichen Bereitschaftsdienstes die 
Arbeitsbelastung nicht mehr so hoch wie 
früher. Außerdem sind gerade Haus- und 
Fachärzte auf dem Land gut vernetzt, 
keiner ist auf sich allein gestellt. Und auch 
medizinisch ist die Arbeit des Landarztes 
oft abwechslungsreicher als etwa im 
Krankenhaus. Hinzu kommt: Als Landarzt 
ist man noch wer und genießt innerhalb 
der Gemeinde hohes Ansehen.

Junge Ärzte werben für das Land

Internet-Steckbrief für 
Gemeinden

Sie wollen junge Ärztinnen und Ärzte 
überzeugen, dass Ihre Gemeinde sehr 
gute Standortfaktoren bietet? Die Kas-
senärztliche Vereinigung Schleswig-
Holstein (KVSH) bietet den Kommunen 
in Schleswig-Holstein in der Praxis-
börse auf www.kvsh.de einen eigenen 
Info-Bereich. Hier können Sie Ärztinnen 
und Ärzte in einem „Gemeinde-Steck-
brief“ gezielt auf sich aufmerksam 
machen und über Ihre kommunalen An-
gebote informieren. Gibt es Kinderbe-
treuungsmöglichkeiten? Welche Schu-
len sind vor Ort vorhanden? Wie ist die 
Gemeinde verkehrstechnisch ange-

bunden? Welche weiteren medi-
zinischen Angebote sind vorhan-
den? Wo gibt es Neubaugebiete 
und wie sieht es mit den Immo-
bilienpreisen aus? 

Sie möchten Ihre Kommune 
auf der Homepage der 
KVSH präsentieren? 

Kein Problem. Fordern Sie ein-
fach unseren Gemeinde-Steck-
brief an und schicken ihn aus-
gefüllt an uns zurück. Die Veröf-
fentlichung auf www.kvsh.de ist 
kostenlos. 

Bei Interesse melden Sie sich 
bitte bei:
Kassenärztliche Vereinigung 
Schleswig-Holstein
Abteilung Gesundheitspolitik und 
Kommunikation
Jakob Wilder
Tel. 04551/883 475
Fax 04551/883 396
jakob.wilder@kvsh.de
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gibt es an den Unis Aktionen mit Coffee-
to-go-Bechern und Abreißzetteln. Alle 
Aktionen lenken auf ein breites Informa-
tionsangebot zum Thema „Niederlassung 
auf dem Land“ hin. Auf der Internetseite 
www.landarztleben.de findet man unter 
anderem wichtige Beratungsangebote für 
angehende Landärzte, Unterstützungs-
möglichkeiten für Famulanten und Weiter-
bildungsassistenten und hilfreichen Tipps 
für einen erfolgreichen Start als Praxisarzt. 

Junge Ärztinnen und Ärzte beschreiben, 
warum es Spaß bringt, auf dem Land zu 
praktizieren. Rio Morawe aus Flintbek 
schätzt besonders die Vielfalt seiner Ar-
beit. „Zudem bin ich sehr nah dran an den 
Menschen und kann sie oft über einen 
sehr langen Zeitraum durch die unter-
schiedlichsten Lebensphasen medizi-
nisch begleiten“, so Morawe. Und Nicola 
Ehmke, Landärztin aus Damp betont: 
„Anders als in der Klinik bleibt mir in der 

eigenen Praxis ein größerer Gestaltungs-
spielraum. Ich kann mir Termine und Be-
handlungen so legen, wie ich will.“ Und 
wer wissen will, ob er überhaupt für eine 
Tätigkeit in der ländlichen Region geeig-
net ist, der macht einfach online den 
Landarzt-Test mit dem Typ-o-Med. Nach 
dem Motto „Was sind Sie denn für einer?“ 
kann es nach der Beantwortung von zehn 
Fragen dann heißen Landarzt? Ja bitte!  

Kurz aus der Historie 
Wir sind eine Gemeinde im Kreis Dithmar-
schen mit ca.1200 EW, mit unseren Nach-
bargemeinden kommen wir sogar auf 2000 
EW. Versorgt waren wir 30 Jahre durch 
unseren Landarzt Herrn Dr. Schanen. Ende 
2007 drohte für ihn die Altersgrenze und 
Schließung seiner Praxis. Die medizini-
schen Versorgungszentren (MVZ) sind 8 
km entfernt, 20 km bis zur Kreisstadt Heide 
sind für nicht mobile Menschen ein Pro-
blem.
Ergo – der Wunsch nach ärztlicher Ver-
sorgung war groß in der Gemeinde. Also: 
„Bürgermeister kümmere dich“. Zu die-
sem Zeitpunkt wurden schon Bemühun-
gen von Dr. Schanen für seine Nachfolge 
angestrengt. Leider erfolglos.

Einen Landarzt bekommt man nicht 
vom Schreibtisch aus!!!! 
Es wurden 2008 erste Gespräche mit Dr. 
Schanen, dem Bürgermeister der Nach-
bargemeinde und mir geführt. Es wurden 
Ideen entwickelt und ab Mitte 2008 ge-
meinsam für eine Nachfolge gearbeitet. 
Es folgten Annoncen, Berichte in der Pres-
se und im Internet, Gespräche mit Klini-
ken, Aushänge am schwarzen Brett. 2 
Interessenten meldeten sich und lehnten 

aber schließlich ab, da die alte Arztpraxis 
baulich nicht zukunftsfähig und investiv 
schwierig zu händeln war. 
Mitte 2008 wurden weitere Gespräche 
und Möglichkeiten erarbeitet:
a. MVZ Tellingstedt mit Zweigstelle Pahlen 
b. ortsübergreifende Praxisgemeinschaft 
mit Nachbargemeinde aus Erfde. Hierbei 
wurde erstmalig eine Gemeindeimmobilie 
in Aussicht gestellt. Es konnte jedoch kein 
brauchbares Ergebnis erzielt werden. 
Dann wurden zum Jahresende 2008 Ge-
spräche mit dem Westküstenklinikum 
Heide geführt, um in Ausbildung befind-
liche Ärzte, praktisch in Pahlen ausbilden 
zu können. Hierfür hätte Dr. Schanen noch 
für ein Jahr zur Verfügung stehen können, 
da mittlerweile die Altersgrenze fiel. Der 
erste Landarzt hätte dann die Praxis über-
nehmen können. Für dieses Model wur-
den auch seitens der KVSH positive 
Signale gegeben in Bezug auf die Be-
zuschussung der Gehälter dieser in Aus-
bildung befindlichen Ärzte. In Heide wa-
ren zu der Zeit 5 Ärzte in der Ausbildung. 
Einer zeigte Interesse, sagte aus fami-
liären Gründen jedoch ab.

Endlich Erfolg!
2009 informierte sich Dr. Vogt über den 

Arztsitz in Pahlen; er hatte natürlich von 
unseren Bemühungen gehört. Erste Ge-
spräche wurden vereinbart. Die Gemein-
de wurde persönlich vorgestellt. 
Weitere Gespräche wurden dann verein-
bart. Herrn Dr. Vogt wurde ein Grundriss 
der Immobilie zur Verfügung gestellt und 
er wurde aufgefordert, eine Praxis nach 
seinen Vorstellungen zu „malen“. Dieses 
Ergebnis wurde einem Architekten mit 
Kosten-Bauplanung an die Hand gege-
ben, der später mit der Umsetzung beauf-
tragt wurde.
Dann wurden Rahmenverträge unter-
zeichnet und einstimmige Beschlüsse in 
den Gemeinden Pahlen und Dörpling her-
beigeführt.
Der Baubeginn der Praxis erfolgte im 
Herbst 2009, die Fertigstellung im 
Sommer 2010. Eine PV- Anlage (42kw) 
wird unterstützend zur Refinanzierung in-
stalliert. Die geplante Dauer der Refinan-
zierung beträgt ungefähr 12 Jahre (+- X).  
Abschließend möchte ich noch einmal 
unterstreichen, dass die offenen und per-
sönlichen Gespräche, in denen es auch 
um persönliche und wirtschaftliche Ver-
hältnisse ging, nicht vom Schreibtisch aus 
zu klären gewesen wären.
Der Bericht zeigt, dass ein Ergebnis nur 
mit ganz viel Initiative zu erzielen ist. Die 
Mühe hat sich aber für uns gelohnt, wir ha-
ben „unseren“ neuen Landarzt gefunden.

Landärztliche Versorgung in Pahlen 
Bürgermeister Jörg Patt

Viele Faktoren bedingen einen in Teilen 
des Landes bereits eingetretenen Eng-
pass bei der allgemeinärztlichen Ver-
sorgung und häuslichen Pflege. Die stete 
Verbesserung von Behandlungsmetho-
den und die Verschiebung der Alters-
struktur ergeben pauschal betrachtet eine 
höhere Inanspruchnahme ärztlichen Lei-
stungen. Der im ländlichen Raum aus-

Landarztpraxen, Pflegedienste im länd-
lichen Raum: Versorgungsengpässe 
schon vorhanden
 

 

Volker Nielsen, Bürgermeister der Gemeinde St. Michaelisdonn

geprägte Wunsch, als älterer Mensch 
möglichst lange in der gewohnten häusli-
chen Umgebung zu wohnen, erfordert 
mehr häusliche Pflege durch ambulante 
Dienste. Dieser Entwicklung folgend 
müsste jede frei werdende Landarztpraxis 
sofort nach besetzt werden. Zudem 
müssten die ambulanten Dienste ihren 
Personalstand gerade mit examinierten 

Krankenschwestern stetig ausbauen. 
Beides geschieht leider nicht. Hier ent-
steht der Engpass, der den Gemeinden 
zunehmend große Sorge bereitet. Sind 
die Gemeinden aus ihrem Aufgabenspek-
trum der Daseinsvorsorge heraus verant-
wortlich? Haben Gemeinden hier Lösun-
gen zu erarbeiten?
Die Zuständigkeit des Bundes im Ge-
sundheitswesen, die Regeln der Kassen-
ärztlichen Vereinigungen und die Vorga-
ben des medizinischen Dienstes der 
Krankenkassen für Pflegedienste erge-
ben im Wesentlichen die Rahmenbedin-
gungen für Allgemeinärzte und häusliche 
Pflege. Die Gemeinden, Städte und 
Kreise haben auf zum Beispiel Budgetver-
einbarungen, Regionalprinzipien und Do-
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kumentationspflichten bei der häuslichen 
Pflege keinen Einfluss. Folglich kann die 
ärztliche und pflegerische Versorgung 
auch nicht zu den Aufgaben der örtlichen 
Daseinsvorsorge, die in den Verantwor-
tungsbereich der Gemeinden fällt, zählen. 
Jedoch werden die Menschen im länd-
lichen Raum Schleswig-Holsteins durch 
den Landärztemangel und die Probleme 
bei der häuslichen Pflege durch über-
mäßige Dokumentationspflichten und 
Schwesternmangel getroffen. Engpässe 
in der Versorgung treten auf, Allgemein-
ärzte klagen berechtigt über eine anhal-
tende Zunahme der persönlichen Arbeits-
belastung durch immer mehr Patienten 
und Bürokratieaufwand, Pflegedienste 
müssen immer mehr Zeit für Dokumen-
tationsforderungen der Krankenkassen 
aufbringen und haben dadurch weniger 
Zeit für die Patienten. Eine Folge: Die Ge-
meinden werden angesprochen und se-
hen ebenso Handlungsbedarf, auch 
außerhalb formaler Zuständigkeiten. 
Was kann eine Gemeinde nun tun, um 
neue Allgemeinärzte in die Orte zu holen 
und die Rahmenbedingungen der häus-
lichen Pflege zu verbessern? Diese Frage 
beschäftigt auch die Gemeinde St. 
Michaelisdonn. Einer der fünf Allgemein-
ärzten schloss jüngst als Altergründen 
seine Praxis, zwei weitere Ärzte sind über 
60 Jahre und mussten nun noch zusätz-
liche Patienten aufnahmen, obwohl schon 
eine Überlastung vorhanden war. Hände-
ringend werden Nachfolger gesucht, die in 
„pulsierende“ Praxen einsteigen wollen. 
Angebot vorhanden, Nachfrage nicht er-
kennbar, und nun? Gespräche zwischen 
den Ärzten und der Gemeinde ergaben, 
dass eine Landgemeinde nur dann über-
haupt für Jungärzte in Frage kommt, wenn 
die örtlichen Angebote zur Kinderbetreu-

ung, schulischen Ausbildung, Freizeitge-
staltung gegenwärtigen Ansprüchen ge-
recht werden. Um Interesse zu wecken, 
zählt ein professioneller Internetauftritt 
dazu, der einen umfassenden Überblick 
über den Ort, seinen Einrichtungen, seinen 
Freizeitmöglichkeiten und seine Aktivitäten 
zur Umfeldgestaltung bein-haltet. Gelingt 
e ine  Kontaktaufnahme zu  e iner  
Interessentin oder einem Interes-sent, ist 
ein persönliches Gespräch und eine 
umfassende Vorstellung des Ortes der 
Einstieg. Parallel muss offen über die 
Modalitäten eines Einstiegs in eine Land-
arztpraxis oder über eine Praxisüber-
nahme gesprochen werden. Bei finan-
ziellen Problemen kann die Gemeinde 
durchaus ein Partner für Lösungen sein 
und muss sich auch als solcher sehen. 
Vielmehr Möglichkeiten hat eine Gemein-
de kaum. Aufgrund der äußerst geringen 
Anzahl von niederlassungsbereiten Allge-
meinmedizinern gehört jedoch letztendlich 
zum Erfolg eine gehörige Portion Glück. 
Die Problemlösung bei der häuslichen 
Pflege sehe ich in erster Linie bei den 
Krankenkassen, hier muss mehr Ver-
ständnis für die tägliche Arbeit der 
Schwestern gezeigt und der bürokra-
tische Aufwand massiv zurückgefahren 
werden. Statt Dokumentationen von den 
Pflegekräften zu fordern, sollte der MdK 
sich durch Kontrollen bei Pflegeeinsätzen 
von der Qualität der Arbeit ein Bild 
verschaffen und selbst dokumentieren. 
Pflegekräfte wollen pflegen und nicht 
dokumentieren. Zudem sollten langjährig 
tätige Pflegehelferinnen durch Nachquali-
fikationen zusätzliche Pflegeleistungen 
erbringen dürfen, um den Engpass bei 
examinierten Kräften zu begegnen. Ich 
wünsche mit mehr Vertrauen für die Mit-
arbeiter der Pflegedienste durch den 

MdK, in dem die bürokratischen Kontroll-
mechanismen deutlich reduziert werden. 
Häusliche Pflege ist kein „Job“, sondern 
eine durch zwischenmenschliche Hilfsbe-
reitschaft und Nächstenliebe motivierte 
berufliche Tätigkeit. Dasselbe gilt aus 
meiner Erfahrung auch für Landärzte.
Allemal ist aus meiner Sicht eine engere 
Zusammenarbeit zwischen Kassenärzt-
licher Vereinigung und Gemeinden sinn-
voll. Die Ansätze der KV und des Gemein-
detages dazu sind richtig. Das Urlaubs-
land zwischen den Meeren muss stärker 
als bisher für Niederlassungen werben: 
„Arbeiten und leben in einem wunderba-
ren Landstrich mit vielfältigen Gemein-
den, in dem Millionen Urlaub machen und 
die Metropole Hamburg so nah ist“.
Allemal sollte die Allgemeinmediziner-
ausbildung in Schleswig-Holstein inten-
siviert werden und durch finanzielle An-
reize an eine anschließende Übernahme 
einer Landarztpraxis stärker als bisher 
gebunden werden.  
Nach Bekanntwerden der Praxisaufgabe 
wurde die KV durch alle Ärzte des Ortes 
und durch mich auf die ernste Lage hin-
gewiesen. Da aber zur Zeit keine Allge-
meinärzte auf Praxissuche im Land sind, 
konnte kein Kontakt zu Jungmedizinern 
hergestellt werden. Auch von den in den 
Kreiskliniken befindlichen Ärzten in 
Allgemeinmedizinerausbildung konnte 
bisher niemand für eine Tätigkeit in St. 
Michaelisdonn gewonnen werden. Mit 
lokalen und überregionalen Zeitungen 
wurde gesprochen und auf freie Praxen im 
Urlaubsland Dithmarschen hingewiesen 
nach dem Motto, leben und arbeiten dort, 
wo andere ihre Ferien verbringen. Mitge-
arbeitet wurde an der neuen Internet-
plattform der KV, freie Landarztpraxen und 
die Regionen gemeinsam vorzustellen.

Schleswig-Holstein hat mit dem Projekt 
MarktTreff weit über die Landesgrenzen 
Zeichen als wegweisendes Modell der 
Nahversorgung gesetzt. Die Stärke: Die 
jeweilige Gemeinde bündelt aus den drei 
Angebotssäulen Lebensmittel-Einzelhan-
del, Treffpunkt und Dienstleistungen ge-
nau das, was im Dorf gebraucht wird.
Dazu zählen auch immer mehr Angebote 
aus dem Bereich der gesundheitlichen 
Versorgung. 
MarktTreff ist ein lernendes Projekt – seit 
es 1999 von der schleswig-holsteinischen 
Landesregierung initiiert wurde. „Mit dem 
Thema Gesundheit haben wir erfolgreich 

unser MarktTreff-Modell um dieses wich-
tige Feld erweitert“, sagt Christina Pfeiffer 
vom Ministerium für Landwirtschaft, Um-
welt und ländliche Räume des Landes 
Schleswig-Holstein. „Beraten, betreuen, 
diagnostizieren, therapieren, Prävention – 
mit Bündelung in MarktTreffs und entspre-
chender regionaler Vernetzung kann so 
ein wichtiger Beitrag zur Grundversor-
gung geleistet werden.“ So gibt es mittler-
weile in einer ganzen Reihe der 28 Markt
Treffs entsprechende Angebote.
Der Landarzt schließt seine Praxis – für die 
Menschen im idyllischen Beidenfleth 
(Kreis Steinburg) wurde die Schreckens-

Gesundheit im Fokus – auch bei 
Schleswig-Holsteins MarktTreffs
Gemeinden steigern ihre Attraktivität durch neue Angebote

vision von einem Tag auf den anderen zur 
Realität. Doch Gemeinde und Bürger 
steckten den Kopf nicht in den Sand, son-
dern wurden mit Unterstützung des Lan-
des Schleswig-Holstein aktiv: Sie erwei-
terten ihren bestehenden MarktTreff um 
einen GesundheitsTreff.
„Mit unserem Angebot, das DRK-Sozial-
station, Physiotherapiepraxis sowie die 
Möglichkeit einer Allgemeinarztpraxis-
Dependance unter einem Dach bündelt, 
sorgen wir für ein gutes Stück Lebens-
qualität in unserem Dorf“, sagt Peter Krey, 
Bürgermeister der 930-Einwohner-Ge-
meinde in der Wilstermarsch. In lediglich 
neun Monaten schafften es engagierte 
Bürgerinnen und Bürger, Gemeinde, Amt 
Wilstermarsch, Kassenärztliche Vereini-
gung Schleswig-Holstein (KVSH), das 
landesweite MarktTreff-Projektmanage-
ment sowie die beteiligten Gesundheits-
dienstleister in Beidenfleth, aus der Not 
eine Tugend zu machen – und erhielten so 

Ingwer Seelhoff, ews group, Lübeck
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die Gesundheitsversorgung im Ort auf-
recht. Zugleich wurde der MarktTreff ins-
gesamt als lebendiger Dreh- und Angel-
punkt im Dorf gestärkt. 

Wirtschaftliche Lösung
Jeder Anbieter hat im Beidenflether Ge-
sundheitsTreff seinen eigenen räumlichen 
Arbeitsbereich, während Flur, Empfang, 
WC usw. gemeinsam genutzt werden kön-
nen. Durch die Bündelung unterschied-
licher Dienstleistungen hat die Gemeinde 
kleinräumige und damit für die Mieter 
wirtschaftliche Lösungen geschaffen.

Kümmern sich als GesundheitsTreff
unter einem Dach im MarktTreff
Beidenfleth um die Gesundheit:
Ulrike Janssen-Komoß, Leiterin der DRK-
Sozialstation, und Physiotherapeut
Stefan Bader.

„Wir möchten mit unseren Angeboten 
nicht nur Senioren, sondern ganze Fami-
lien in den GesundheitsTreff ziehen", be-
tont Ulrike Janssen-Komoß, Leiterin der 
DRK-Sozialstation. Physiotherapeut Ste-
fan Bader, der im Nachbarort Dammfleth 
wohnt, bietet außer Behandlungen auch 
Gymnastikkurse und therapeutisches 
Reiten an und freut sich über wachsenden 
Zulauf in seiner Praxis. Wurde zunächst 
auch ein Allgemeinmediziner gefunden, 
der im MarktTreff Beidenfleth eine Zweit-
praxis eröffnete, funktionierte dieser An-
satz zunächst nur kurze Zeit. Mit zuletzt 
rund 30 Patienten war laut Arzt ein wirt-
schaftlicher Betrieb der Praxis-Zweignie-
derlassung nicht darstellbar – zumal der 
Patientenstamm in der Hauptpraxis 
wuchs. „Das Angebot zwei Stunden an 
zwei Tagen in der Woche schien bei den 
Patienten nicht anzukommen. Vom Arzt 
vor Ort erwarten die Patienten heute wohl 

eine höhere Präsenz und Erreichbarkeit. 
Da müssen wir umsteuern“, sagt Bürger-
meister Krey. „Wir arbeiten weiter an der 
optimalen Versorgung und suchen nach 
einem neuen Arzt“, ergänzt Krey hoff-
nungsvoll. Aber die Bürgerinnen und Bür-
ger vor Ort müssten auch mitziehen und 
die gewünschten Angebote entspre-
chend nutzen. 
„Bei dem Thema Gesundheit in Markt
Treffs denken wir heute schon an morgen. 
Kleine Rückschläge sind da nicht ausge-
schlossen“, erläutert Christina Pfeiffer aus 
dem MLUR. „Aber gerade aufgrund der 
demografischen Entwicklung – immer 
mehr Menschen werden immer älter – 
müssen wir jetzt Akzente setzen. Das 
wollen wir gemeinsam mit den Gesund-
heitsakteuren in den ländlichen Regionen 
und den Menschen vor Ort tun – auch in 
MarktTreffs."

Konzept muss stimmen
Dem pflichtet Willi Berendt, Bürgermeister 
im MarktTreff-Standort Witzwort (Kreis 
Nordfriesland), bei: „Wir haben im Ort 
eine Befragung zum Thema Gesund-
heitsTreff gemacht. Der Wunsch nach 
einem Arzt steht mit Abstand ganz oben 
auf der Liste, gefolgt von Krankengym-
nastik, Physiotherapie, Massage und 
Beratung. Mit diesem Ergebnis haben wir 
uns auf den Weg durch die Zuständig-
keiten gemacht.“ Bei der Frage nach der 
generellen Haltung zum Thema Gesund-
heitsTreff war das Ergebnis überraschend 
eindeutig: Über 80 Prozent der Befragten 
stimmten dem Vorhaben zu. Derzeit 
praktiziert in Witzwort kein Hausarzt – die 
Patienten fahren nach Oldenswort, Hu-
sum oder Friedrichstadt. Berendt: „Das 
Konzept muss stimmen, daran arbeiten 
wir – und alle müssen an einem Strang 

Im MarktTreff Gülzow gibt es auch eine Dependance einer Arztpraxis.

Dr. Ioan Octavian Micu informiert regelmäßig Besuchergruppen in seiner MarktTreff-
Praxis, wie hier unter anderem Frauke Tengler, Vize-Präsidentin des DRK-Schleswig-
Holstein
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ziehen. Sonst nehmen wir als Gemeinde 
kein Geld in die Hand.“ 
Medizinische Versorgung in einen Markt
Treff zu integrieren ist im Kreis Herzogtum 
Lauenburg gelungen. In Gülzow, dem 
südlichsten der bisherigen MarktTreffs, ist 
in einem 1868 entstandenen großen ehe-
maligen Bauerngebäude ein vielfältiges 
Angebot unter einem Dach vereint: Kauf-
mannsladen, Café, Ausstellungssaal, 
Tagungsräume, Sammlung des Heimat-
vereins – und seit Ende 2009 im ersten 
Stock die Zweitpraxis des Allgemein-
mediziners Dr. (IMF Klausenburg) Ioan 
Octavian Micu. Gemeinsam mit der 
Kassenärztlichen Vereinigung Schleswig-
Holstein gelang es, eine pragmatische 
Lösung zu finden: Von Montag bis 
Samstag bietet der Arzt, der seine Haupt-
praxis im 15 Kilometer entfernten Büchen 
hat, für jeweils zwei Stunden in seiner 
Sprechstunde Beratung, Diagnose und 
Vorsorgeuntersuchungen. Eine Situa-
tion, von der alle profitieren: die Men-
schen in Gülzow, der Arzt, der neue 
Patienten gewonnen hat – und die Ge-
meinde, die die Attraktivität ihres 1320-
Einwohner-Dorfes gesteigert hat.
In anderen MarktTreff-Standorten haben 
sich bereits einzelne Angebote der me-
dizinischen Grundversorgung etabliert. 
So zum Beispiel Physiotherapiepraxen in 
Ladelund und Schwabstedt (Kreis Nord-
friesland), eine Zahnarztpraxis in Kirch-
barkau (Kreis Plön), Rückengymnastik 
und Coronarsport in Munkbrarup (Kreis 
Schleswig-Flensburg). In Schwabstedt 
hat zudem eine psychiatrische Praxis 
eröffnet.

Vorausschauende Planung
Im Alt Duvenstedter MarktTreff (Kreis 
Rendsburg-Eckernförde) wird der Ge-
sundheitsTreff-Gedanke bereits seit 2006 
gelebt. So liegt am neuen Dorfplatz mit 
MarktTreff und Feuerwehr auch die Arzt-

praxis, in der zwei Mediziner praktizieren. 
In den MarktTreff-Räumlichkeiten gibt es 
regelmäßig Untersuchungen und medizi-
nische Weiterbildungsveranstaltungen. 
Zudem ist der Verein „Gesundheit – Natur 
– Umwelt GNU e. V.“ sehr aktiv: Er kon-
zentriert sich auf Gesundheitsprävention 
(Kurse, Laufen, Nordic Walking). So wird 
eine ambulante Herzgruppe betreut, die 
sich unter sportärztlicher Aufsicht fit hält. 
Für Hans-Werner Berlau, Vorsitzender der 
LAG AktivRegion Schlei-Ostsee, ist der 
Gesundheitsbereich im ländlichen Raum 
nach seiner Erfahrung ein schwieriges 
Feld. „Ich gebe Ihnen ein Beispiel: Wir 
haben in unserer Region, in Tolk, versucht, 
verschiedene Anbieter unter ein Dach zu 
bekommen. Ärzte, Zahnärzte, Apotheke, 
Physiotherapeuten – es hätte alles ge-
passt, viele Synergien wären möglich ge-
wesen. Aber: Ärzte sind häufig noch zu 

sehr Einzelkämpfer.“ Berlau ergänzt, er 
habe sich gewünscht, dass das Konzept 
der Gesundheits-Zentren ideologiefrei 
betrachtet worden wäre. Darin sehe er 
große Chancen für alle Beteiligten. Bei 
den MarktTreffs sollten sich Gemeinden 
eher auf niedrigschwellige gesundheit-
liche Angebote konzentrieren: Physio-
therapie, Gesprächstherapie, Pflege, 
Bewegungsgruppen, Ernährung – das 
seien Themen und Angebote, die gut zu 
MarktTreff passten. Die ärztliche Versor-
gung könne MarktTreff – bis auf Einzelfälle 
– nicht sicherstellen. Das würde das 
Modell einfach überfordern. 
Die Lösungen, die MarktTreff aber er-
folgreich im gesundheitlichen Bereich 
bereits realisiert hat, finden große Beach-
tung. So hatte die Deutsche Vernetzungs-
stelle Ländliche Räume (dvs) auf der 
Internationalen Grünen Woche in Berlin 

Vielfältige Angebote im MarktTreff Ladelund - darunter die Physiotherapie-Praxis
von Michael Batzlaff.

Schwabstedt: Im MarktTreff Schwabstedt bieten eine Physiotherapie- und eine
psychatrische Praxis gesundheitliche Dienstleistungen
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MarktTreff als beispielhaftes Projekt 
ausgewählt und den Aspekt der inno-
vativen Gesundheitsversorgung gemein-
sam mit dem Gemeindeschwester-Modell 
aus Mecklenburg-Vorpommern vorge-
stellt. 

In der nächsten Folge
Wie entwickelt eine Gemeinde den 
passenden MarktTreff mit den stimmigen 
Angeboten? Wird auf Förderung gesetzt – 
oder geht es auch ohne? Lesen Sie mehr 
zu diesen Themen in einer der kommen-
den Ausgaben von „Die Gemeinde“. 
Aktuelle Informationen über das Projekt 
MarktTreff finden Sie stets unter 
www.markttreff-sh.de.

Weitere Informationen:
Projektinitiator und Projektsteuerung
Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume des Landes Schles-
wig-Holstein
Abt. 2: Landwirtschaft, Fischerei und 
ländliche Räume Referat 21: Integrierte 
ländliche Entwicklung
Mercatorstraße 5, Haus C
24106 Kiel

Ansprechpartnerin Christina Pfeiffer
Telefon 0431-9885078
Telefax 0431-9885073
E-mail Christina.Pfeiffer@mlur.landsh.de

Im Internet:
www.markttreff-sh.de

Projektmanagement
ews group gmbh
LindenArcaden, Konrad-Adenauer-
Straße 6
23558 Lübeck

Ansprechpartner Ingwer Seelhoff
Telefon 0451-4805520
Telefax 0431-4805555
E-mail seelhoff@ews-group.de

Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume (LLUR):

Regionaldezernat LLUR Husum (zustän-
dig für die AktivRegionen Nordfriesland 
Nord, Uthlande und Südliches Nord-
friesland),
Norbert Limberg, Telefon 0461-804-300
E-mail Norbert.Limberg@llur.landsh.de 
  
Regionaldezernat LLUR Flensburg (zu-

ständig für die AktivRegionen Eider-
Treene-Sorge, Mitte des Nordens, Schlei-
Ostsee, Hügelland am Ostseestrand und 
Eider- und Kanalregion Rendsburg),
Jan-Nils Klindt, Telefon 0461-804-274
E-mail Jan-Nils.Klindt@llur.landsh.de
 
Regionaldezernat LLUR Kiel (zuständig 
für die AktivRegionen Mittelholstein, 
Holsteins Herz, Ostseeküste, Schwen-
tine-Holsteinische Schweiz und Wagrien-
Fehmarn), 
Jürgen Wolff, Telefon 04347-704-636
E-mail Juergen.Wolff@llur.landsh.de
 
Regionaldezernat LLUR Lübeck (zustän-
dig für die AktivRegionen Innere Lübecker 
Bucht, Herzogtum Lauenburg Nord, 
Sachsenwald-Elbe und Alsterland), 
Axel Strunk, Telefon 0451-885-220
E-mail Axel.Strunk@llur.landsh.de
 
Regionaldezernat LLUR Itzehoe (zustän-
dig für die Regionen Dithmarschen, Stein-
burg, Holsteiner Auenland und Pinneber-
ger Marsch & Geest), 
Verena Boehnke, Telefon 04821-66-2200
E-mail Verena.Boehnke@llur.landsh.de

Der Bundesgesundheitsminister will zur 
Sicherstellung der ärztlichen Versorgung 
auch in ländlichen Regionen in der ersten 
Jahreshälfte 2011 ein umfassendes 
„Versorgungsgesetz“ vorlegen. Inhalt soll 
ein Maßnahmebündel sein, das der 
Minister zuvor in einer Expertenkommis-
sion unter Beteiligung der Länder, der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigung, 
der Bundesärztekammer, den Kranken-
kassen und dem gemeinsamen Bundes-
ausschuss beraten will. Die Ankündigung 
ist aus Sicht der Städte und Gemeinden 
ausdrücklich zu begrüßen. Allerdings 
könnte das Ministerium die notwendigen 
Maßnahmen bereits jetzt erarbeiten, ohne 
wieder eine neue Kommission einzu-
richten. Wenn schon eine Kommission 
notwendig ist, sind allerdings auch die 
kommunalen Spitzenverbände zu beteili-
gen.
Die ortsnahe medizinische Versorgung ist 
ein entscheidender Standortfaktor für die 
Zukunftsfähigkeit der ländlichen Räume. 
Tatsächlich gibt es immer mehr Klagen 
über unbesetzbare Praxissitze, nicht nur 
in Ostdeutschland, und über ein schwin-
dendes Interesse des ärztlichen Nach-
wuchses an der hausärztlichen Tätigkeit. 
Es wächst die Besorgnis in den Städten 
und Gemeinden, dass bei einer schlech-

ten Gesundheitsversorgung ihre Regio-
nen an Attraktivität für die Einwohner, 
Arbeitgeber und Investoren verlieren. 

Steigende Nachfrage nach 
Gesundheitsdienstleistungen 
Die demographische Entwicklung wird in 
den nächsten Jahrzehnten die Zusam-
mensetzung der Einwohnerschaft in den 
Städten und Gemeinden weiter radikal 
verändern. Die Verschiebung der Alters-
strukturen insbesondere der stark an-
wachsende Anteil hoch betagter Men-
schen führt zu einer steigenden Nach-
frage nach Gesundheitsdienstleistungen. 
Gerade ältere Patienten wünschen sich 
aufgrund ihrer Mehrfacherkrankungen 
eine wohnortnahe medizinische Fürsor-
ge, die möglichst in einer dauerhaften 
persönlichen Arzt-Patienten-Beziehung 
bestehen sollte.
Die Attraktivität, als Hausarzt zunehmend 
aber auch als Facharzt, in den ländlichen 
Regionen zu arbeiten, hat aufgrund der 
schwierigen Rahmenbedingungen im Ge-
sundheitssystem, aber auch in Anbe-
tracht der Arbeitsbedingungen in länd-
lich-peripheren Regionen stark abgenom-
men. Für Hausärzte bedeutet die Arbeit im 
ländlichen Raum eine hohe Arbeitsbe-
lastung nicht nur durch administrative 

Aufgaben, sondern durch die vielen äl-
teren und chronisch kranken Patienten, 
geringere Verdienstmöglichkeiten als in 
Ballungsräumen sowie sinkende Praxis-
werte.
Die Vertragsarztdichte in den Kreisen und 
kreisfreien Städten schwankt erheblich. In 
Kernstädten kommt ein Hausarzt auf rund 
20.000 Einwohner, in ländlichen Gebieten 
sind dies 51.000 Einwohner. In Fürsten-
feldbruck kommen 392 Einwohner auf 
einen Arzt, in Nordfriesland 809. Aufgrund 
des altersbedingten Ausscheidens vieler 
Ärzte im ländlichen Raum wird sich dieses 
Verhältnis noch weiter verschlechtern. Der 
Ersatzbedarf an kurativ tätigen Ärzten liegt 
zwischen 2011 und 2015 bei mehr als 
61.000. Nachrücken werden dagegen nur 
knapp 45.000 Ärztinnen und Ärzte.

Bisherige Maßnahmen der 
Bundesregierung
Die Bundesregierung hat bereits in den 
letzten Jahren Maßnahmen beschlossen, 
die zur Vermeidung einer Unterversor-
gung in dünn besiedelten strukturschwa-
chen Gebieten beitragen sollten. Dazu 
zählen die medizinischen Versorgungs-
zentren ebenso wie die Maßnahmen des 
Vertragsrechtsänderungsgesetzes mit 
einer ersten Flexibilisierung der ver-
tragsärztlichen Berufsausübung. Auch 
die Bundesländer haben verschiedene 
Maßnahmen ergriffen, um dem Ärzteman-
gel zu begegnen, z.B. Umsatzgarantien 
und Sicherungszuschläge. Und die 
Kommunen selbst versuchen im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten Unterstützung zur 

Uwe Lübking, Beigeordneter für Recht und Soziales beim 
Deutschen Städte- und Gemeindebund, Berlin

Landarztmangel gezielt bekämpfen
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Niederlassung von Ärzten zu schaffen, 
z.B. Betreuungsmöglichkeiten für Kinder, 
um jungen Ärztinnen die Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie zu erleichtern. Viele 
Kommunen helfen Ärzten bei der Bereit-
stellung von Praxis und/oder Wohnräu-
men (günstiger Wohnraum bzw. günstige 
Praxismieten, Stellplatzbefreiung). Es 
kann aber grundsätzlich keine Aufgabe 
der Städte und Gemeinden sein, z.B. über 
Subventionen die Aufgaben der Kranken-
kassen oder Kassenärztlichen Vereini-
gungen zu ersetzen. Auf der anderen 
Seite können die Kommunen aber den 
Aufbau von medizinischen und pflegeri-
schen Versorgungsnetzen unterstützen.

Geplantes Versorgungsgesetz
Umso erfreulicher ist es, dass der Bun-
desgesundheitsminister nun durch ein 
Versorgungsgesetz konkrete Maßnah-
men zur Sicherstellung der ärztlichen 
Versorgung angekündigt hat. Im Einzel-
nen sind folgende Vorschläge bekannt 
geworden:
Die derzeitigen gesetzlichen Vorgaben, 
dass die Planungsbereiche den Stadt- 
und Landkreisen entsprechen sollen, 
sollen flexibilisiert werden. Zur Berück-
sichtigung eines steigenden Behand-
lungsbedarfs soll z.B. ein Demographie-
faktor gesetzlich verankert werden. Die 
Vorschläge der Gesundheitsminister-
konferenz der Länder gehen hier noch ein 
Stück weiter. Um den Problemen der 
aktuellen Bedarfsplanung zu begegnen, 
soll die Bedarfsplanung künftig die 
Demographie und Mobilitätsentwicklung 
berücksichtigen und sich am tatsäch-
lichen Versorgungsbedarf orientieren, auf 
lokale Disparitäten angemessen reagie-
ren, also flexibel und kleinräumig gestaltet 
werden und sektorenübergreifende Rah-
menplanungen ermöglichen.
Diese Vorschläge sind ausdrücklich zu 

begrüßen. Die Defizite der gegenwärtigen 
Bedarfsplanung sind bekannt. Die Plan-
bereiche sind viel zu großräumig und 
berücksichtigen weder die Versorgungs-
lage in benachbarten Planungsbereichen 
noch den demographischen Wandel. Die 
Reform der Bedarfsplanung sollte aber 
auch regionale Besonderheiten und Ver-
kehrsverhältnisse abbilden. Von daher 
müssen die Kommunen mit in die Be-
darfsplanung einbezogen werden.

Anreize für Ärztinnen und Ärzte
Der Bundesgesundheitsminister will 
Anreize setzen, damit sich Ärztinnen und 
Ärzte auch in nicht ausreichend versorg-
ten Gebieten niederlassen. Dazu soll die 
Möglichkeit zur Zahlung von Sicherstel-
lungszuschlägen an Ärztinnen und Ärzte 
in Gebieten, in denen der Landesaus-
schuss der Ärzte und Krankenkassen eine 
Unterversorgung oder lokalen Versor-
gungsbedarf festgestellt hat, wieder 
eingeführt werden. Ärztinnen und Ärzte in 
unterversorgten Gebieten sollen nicht 
mehr der Mengensteuerung über Rege-
lungsleistungsvolumina unterliegen und 
damit alle erbrachten Leistungen zum 
vollen Preis vergütet erhalten. Die 
Möglichkeit für mobile Versorgungs-
konzepte (z.B. Zweigpraxen und Ärzte-
zentren in denen Ärztinnen und Ärzte ver-
schiedener Fachrichtungen wechselwei-
se Sprechstunden abhalten) sollen 
erweitert werden. Die Residenzpflicht für 
Vertragsärztinnen und –ärzte soll ge-
lockert werden. Angestrebt wird eine Ver-
besserung der Rechtsgrundlagen für den 
Betrieb von Eigeneinrichtungen durch 
Kassenärztliche Vereinigungen. Weiter 
wird eine Optimierung der verbesserten 
Verzahlung zwischen ambulanter und 
stationärer Versorgung angekündigt.
Auch diese Vorschläge sind zu unterstüt-
zen. Sie sollten aber um die Nutzung der 

Telemedizin und die Delegation von Auf-
gaben auf andere medizinische Berufe in 
Verknüpfung mit moderner elektronischer 
Datenübermittlung erweitert werden. Dies 
setzt allerdings einen raschen Ausbau der 
leistungsorientierten Breitbandversor-
gung in ländlichen Regionen voraus. 
Weiter müssen die Leistungen z.B. der 
Gemeindeschwestern von den Kranken-
kassen finanziert werden.

Gezielte Nachwuchsgewinnung
Der Bundesgesundheitsminister will mit 
unterschiedlichen Maßnahmen die geziel-
te Nachwuchsgewinnung und Förderung 
von Medizinstudenten unterstützen. So 
sollen Bund und Länder über ein Sonder-
programm zur befristeten Steigerung der 
Aufnahmekapazität in der Humanmedizin 
beraten. Die Hochschulen werden aufge-
fordert, die bereits vorhandenen landes-
rechtlichen Instrumentarien bei der Be-
werberauswahl besser auszuschöpfen, 
so dass die Bedeutung des Abiturnoten-
durchschnitts zugunsten weiter geeig-
neter Auswahlkriterien relativiert wird. Der 
Minister hat die Prüfung der Einführung 
einer entsprechenden Antragsquote an-
gekündigt, die in Kombination mit ent-
sprechend ausgestalteten Stipendien die 
Niederlassung in strukturschwachen 
Regionen fordern soll.
Die angekündigten Maßnahmen sind 
sicherlich geeignete Schritte, die ärztliche 
Versorgung gerade in ländlichen Gebie-
ten zu verbessern. Die Maßnahmen soll-
ten aber nicht mehr durch langwierige 
Kommissionsdebatten auf die lange Bank 
geschoben werden, sondern der Ge-
sundheitsminister sollte zügig einen Ge-
setzesentwurf vorlegen, der in Abstim-
mung mit den Ländern für eine ausrei-
chende Versorgung der ländlichen 
Region mit medizinischen Angeboten 
Sorge trägt.

Das Thema eHealth bewegt nicht nur Me-
diziner, sondern wird auch immer wieder 
als Argument für die Notwendigkeit einer 
möglichst auf Glasfaser basierenden 
Telekommunikations-Infrastruktur ange-
führt. Aber es klafft nicht nur eine Lücke 
zwischen Wunsch und Wirklichkeit in der 
technischen Realisierung, auch Nutzer 
und Dienstleister müssen das weite 
Spektrum der Telemedizin erst noch für 
sich entdecken.

DSL – Nachteile einer Technologie
Erste Voraussetzung für hochwertige Tele-

medizin sind entsprechend leistungsfähi-
ge Internetverbindungen. Zurzeit ist DSL 
die Standardverbindung für die meisten 
Nutzer, mithin eine Technologie, die die 
herkömmliche Telefonkupferleitung nutzt. 
Dabei werden oberhalb des Frequenz-
bereichs der Sprachübertragung die ent-
sprechenden Daten gesendet. Eine 
bestehende Infrastruktur wird also für die 
Übertragung verwendet, allerdings mit 
dem Nachteil, dass die Signaldämpfung, 
so benennen die Techniker die Abnahme 
der Leistung auf dem Kupferkabel, die 
Reichweite von DSL auf 4 bis 5 Kilometer 

begrenzt. Dazu kommt, dass die Über-
tragungsweise von DSL überwiegend 
asymmetrisch ist, d.h. der Nutzer kann mit 
höherer Geschwindigkeit Daten herunter-
laden als senden.
Insbesondere bei einer hohen Zahl an 
gleichzeitigen Nutzern tritt noch ein wei-
terer Nachteil auf, das sogenannte Über-
sprechen. Damit ist letztlich die gegen-
seitige elektrische Störung benachbarter 
Kupferkabel gemeint. Je mehr Nutzer 
gleichzeitig DSL nutzen, desto stärker 
nimmt diese Störung zu. Für die Nutzer 
macht sich dies in einer Abnahme der 
Übertragungsleistung bemerkbar.
      

eHealth – zum Stand der Telemedizin 
im ländlichen Raum
Dr. Derek Meier, Breitbandkompetenzzentrum Schleswig-Holstein

1Die Darstellung der DSL-Verfügbarkeit

1  Unter www.bkzsh.de „Breitbandatlas“ sind landes- 
weit die verfügbare DSL-Geschwindigkeiten darge- 
stellt
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veröffentlichte das BKZSH im November 
2010 im Breitbandatlas Schleswig-Hol-
stein. Ausgehend von den Ortsvermitt-
lungsstellen der Deutschen Telekom AG 
wurde auf Grundlage eines theoretischen 
Ausbreitungsmodells, das Kabellänge 
und Vorwahlbezirke einbezieht, eine orts-
scharfe DSL-Verfügbarkeitskarte abge-
leitet. Die Übertragungsgeschwindigkeit 
nimmt von etwa einem Kilometer mit 6 
Mbit/s und höheren Zugangsgeschwin-
digkeiten, über zwei Kilometer mit Zugän-
gen zwischen 2 bis 6 Mbit/s nach drei 
Kilometern auf 1 bis 2 Mbit/s ab. Gerade 
im ländlichen Bereich gibt es zu DSL-Ver-
bindungen kaum technische Alternativen 
wie z.B. die Nutzung des Kabelfern-
sehens. 

Qualität der Internetzugänge nieder-
gelassener Ärzte in den Kreisen 
Steinburg und Dithmarschen
In einer Diplomarbeit ermittelte Fritzsche 
(2010)² in Zusammenarbeit mit dem 
Breitband-Kompetenzzentrum Schles-
wig-Holstein die Standorte von niederge-
lassenen Ärzten der Kreise Dithmarschen 
und Steinburg und verglich sie mit der am 
Standort verfügbaren DSL-Geschwindig-
keit.
Dabei zeigt sich, dass 95 Prozent der 
Praxen im Bereich der Zugänge von 2 bis 
6 Mbit/s liegen. Davon können sogar 87 
Prozent der Praxen über Zugänge mit 
über 6 MBit/s verfügen. Zwei Prozent 
können nur mäßig schnelle Zugänge 
nutzen, drei Prozent der Ärzte verfügen 
über keinen zeitgemäßen Internetan-
schluss (unter 1 Mbit/s). Entsprechend 
der Erwartung haben Fachärzte, aufgrund 
ihrer Lage in den Zentren, oft gute bis sehr 
gute DSL-Verfügbarkeit (höher 2 Mbit/s). 
Nur wenige Standorte müssen mit qua-
litativ schlechteren Internetzugängen 
arbeiten, z.B. sind die Praxisstandorte in 
Herzhorn und Weddingstedt davon be-
troffen, auch in Münsterdorf ist eine Anbin-
dung nur im Bereich von 1 bis 2 Mbit/s 
möglich.
In eine umfassende Bestandsaufnahme 
sollten jedoch weitere Standorte, so von 
Ergo- oder Physiotherapeuten, Hebam-
men sowie freien Homöopathen einbe-
zogen werden. Sie sind Nutzer oder 
Anbieter von digitalisierbaren Dienstleis-
tungen, könnten also Arbeitsprozesse 
internetgestützt vereinfachen oder ihr 
Aufgabenspektren um internetbasierte 
Geschäftsmodelle erweitern. Beispiels-
weise ballen sich in Neuenbrook, südlich 
von Itzehoe, alternative Gesundheits-
angebote und eine Praxis für Physio-
therapie und Rehabilitative Medizin. An 
ihrem Standort ist nach dem DSL-
Verfügbarkeitsmodell des BKZSH kein 
schnelles Internet verfügbar.
Als ein erstes Fazit bleibt festzustellen: Die 
große Mehrheit der niedergelassenen 
Ärzte sind zumindest potenziell gut und 

sehr gut mit DSL angeschlossen, d.h. sie 
können mindestens 2 MBit/s, meist deut-
lich mit überwiegend 6 Mbit/s im 
Download arbeiten. Der Unterschied 
zwischen Fachärzten und Allgemeinmedi-
zinern in weitaus dezentraleren Landarzt-
praxen ist dabei mit einem Prozent eher 
unbedeutend. 95 Prozent der Allgemein-
mediziner und 96 Prozent der Fachärzte 
genießen eine gute und sehr gute Ver-
fügbarkeit von DSL. Die Standorte in 
Herzhorn, Krempermoor, Münsterdorf, 
Neuendorf und Weddingstedt sind hinge-
gen klar benachteiligt.

DSL – geeignete Technologie für die 
Telemedizin?
Der Austausch von strukturierten Patien-
teninformationen, bspw. ein elektroni-
scher Arztbrief ist mit 50 KB ein Leicht-
gewicht. Hochwertige Röntgenbilder oder 
gar Bilder aus einer Computertomo-
graphie können leicht die Größe von 500 
MB erreichen, Ultraschallbilder bis zu 100 
MB und für eine Mammographie werden 
etwa 128 MB benötigt³. Die Frage der 
Datengröße ist nicht nur für die Netzinfra-
struktur, sondern auch für die Berechnung 
nötiger Speicherkapazität relevant. Die 
Datengröße an sich ist kein ausreichen-
des Kriterium. Aus Sicht der Praxen muss 
gefragt werden, welche Daten wie oft 
ausgetauscht werden und ob sie zeit-
gleich versendet werden sollen. Radio-
logische Facharztpraxen sind, insofern 
ihre Prozesse digitalisiert sind, in be-
sonderem Umfang von umfangreichem 
Bildversand und -empfang betroffen. Sie 
bedürfen einer symmetrischen Übertra-
gungsrate von mindestens 10 Mbit/s , d.h. 
einen Internetzugang, über den die 
meisten Praxen nicht verfügen.
Eine Allensbach-Studie aus dem Jahr 
2010 dokumentiert die derzeitige und er-
wartete Nutzung des Internet durch 
Mediziner: 
- die Weitergabe von Patienteninforma-

tionen erfolgt bei niedergelassen und
Krankenhausärzten häufig noch kon-
ventionell per Telefon, Fax oder Post

- ein großer Teil der niedergelassenen 
Ärzte (44 %), aber fast alle Klinikärzte 
gehen von der zunehmenden Bedeu-
tung der Telematik aus

- eine stark wachsende Bedeutung für 
die eigene Praxis bejahen 19 % der nie-
dergelassenen Ärzte, für weitere 60 % 
ist dies mit Einschränkungen zutref-
fend

- großer Nutzen (57 % der Antworten) 
wird der elektronischen Speicherung 
von Notfalldaten und dem elektroni-
schen Arztbrief (49 % der niedergelas-
senen Ärzte) beigemessen

- der Einsatz der Telematik im Gesund-
heitswesen wird von jedem zweitem 
niedergelassenem Arzt und von 90 % 
der Klinikärzte positiv beurteilt

- nach 48% der niedergelassenen Ärzte 

(80% bei den Krankenhausärzten) wird 
die Bedeutung von Telemedizin im ei-
genen Arbeitsbereich zunehmen, ge-
rade in der Teleradiologie und -kon-
sultation wird großer Nutzen konstatiert.

unter Allgemeinmedizinern, in der Inter-
netnutzung und Strategien zur Gesund-
heitsvorsorge thematisiert wurden. So ist 
der Stand der Telemedizin in Deutschland 
nicht mit der Gruppe der europäischen 
Vorreiter wie Dänemark, Niederlande, 
Finnland, Norwegen, Schweden und 
Großbritannien vergleichbar. Deutschland 
belegt hier eher einen durchschnittlichen 
Platz. Dies wird besonders deutlich in der 
Nutzung von PCs, der Praxisverwaltung, 
PC-Verwendung bei der Behandlung oder 
in der Nutzung von Breitbandinternet. So 
zeigt die Studie für Deutschland v.a. 
Potenzial bei elektronischen Patienten-
verwaltung und Informationsaustausch 
zwischen behandelnden Medizinern, so 
z.B. bei der elektronischen Übermittlung 
von Labordaten. Nach wie vor sind deut-
sche Ärzte bei diesem Thema eher 
skeptisch und nur 37 Prozent sehen in der 
elektronischen Patientenakte Vorteile (vgl. 
Allensbach, 2010). Elektronische Rezep-
te, seit 2007 in Dänemark Standard, und 
nun auch in den Niederlanden und 
Schweden genutzt, sind in Deutschland 
wegen der fehlenden technischen Vor-
aussetzungen nicht möglich.

Als ein richtungsweisendes Beispiel wie 
hochbitratige Internetverbindungen für 
telemedizinsche Anwendungen genutzt 
werden können, soll Diakonissenanstalt 
Flensburg (DIAKO) mit ihrem Radiolo-
gischen Institut genannt werden. Diese ist 
teleradiologischer Dienstleister, z.B. für 
die Sylter Nordseeklinik in Westerland. 
Von dort werden alle erstellten Computer-
tomographien nach Flensburg zu den ent-
sprechenden Diagnosespezialisten ge-
sendet, archiviert und als Beitrag zur 
Diagnose befundet. Zudem werden 
einmal wöchentlich in einer Videokon-
ferenz interessante Fälle diskutiert . Auch 
mit dem Husumer Kreiskrankenhaus 
können Röntgenbilder und weitere For-
mate ausgetauscht werden. Eine Beson-
derheit ist, dass zur Mammographie-
befundung eine besondere Dokumen-
tations-Software eingesetzt wird und 
Bilder bzw. Befunde über das KV-SafeNet 
versendet werden. Die Befunde stehen so 
deutlich schneller zur Verfügung und die 
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Ärzte können unkompliziert im Bild kom-
mentieren. Eine beachtenswerte Beson-
derheit ist die Zusammenarbeit der 
DIAKO Flensburg im Rahmen des 
Interreg-Projekts „Crossborder Breast
Health“. Mittels gesicherten Internet-
versandes von Mammographiebildern 
arbeiten Mediziner in der Grenzregion 
Deutschland- Dänemark zusammen. 
Hiermit gelingt es, den Fachärztemangel 
auf dänischer Seite zu beheben, indem 
die Zweitgutachten durch die Spezialisten 
auf deutscher Seite gestellt werden. Ein 
Verfahren, das ohne entsprechende Da-
tenanbindung undenkbar wäre. Für 
dieses Crossboarder-Projekt hatten IT-
Experten der KV-SH die sichere Anbin-
dung vom Danish-Healthcare-Net zum 
KV-SafeNet geschlagen und den Bildda-
tenserver bereitgestellt.

Fazit: DSL-Verbindungen für 
Telemedizin ungeeignet?
Es ist deutlich geworden, dass die 
Anforderungen an die Übertragungs-
leistung von Internetverbindungen sich 
nach Anwendungen verschiedener tele-
medizinischer Dienste stark unterschei-
den. Die bisherigen Untersuchungen 

haben auch gezeigt, dass das Niveau der 
Nutzung telemedizinscher Anwendungen 
insbesondere bei den niedergelassenen 
Ärzten durchaus noch angehoben wer-
den kann. Dazu ist einerseits sicherlich 
eine intensivierte Schulung über die 
Möglichkeiten telemedizinscher Diagno-
severfahren und Patientendokumentation 
notwendig. Andererseits ist die Nutzung 
dieser hochwertigen Anwendungen auch 
nur mit entsprechenden Datenleitungen 
möglich. Zwar verfügen die meisten 
niedergelassenen Ärzte in den untersuch-
ten Kreisen Dithmarschen und Steinburg 
über gute DSL-Anschlüsse für ihre Praxen, 
gerade aber fortschrittliche Anwen-
dungen und der selbstverständliche Aus-
tausch von Patienteninformationen bedarf 
symmetrischer und leistungsfähiger Da-
tennetze. Es bleiben Zweifel, ob dies 
mittel- und langfristig mit DSL-Verbin-
dungen machbar ist. Sollen deutsche 
Mediziner im Bereich der Telemedizin zur 
Spitzengruppe ihrer Kollegen im europä-
ischen Ausland aufschließen, so ist eine 
leistungsfähigere TK-Infrastruktur auf Ba-
sis von Glasfaserverindungen sicherlich 
unumgänglich.
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Rechtsprechungsbericht

Kein Schadenersatzanspruch der 
Gemeinde wegen Fehlern des 
Finanzamts
Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) 
hat mit Urteil vom 15. Juni 2011 (AZ: 9 C 
4.10) entschieden, dass einer Gemeinde 
kein Schadenersatzanspruch gegen das 
Land wegen Fehlern des Finanzamts bei 
der Gewerbesteuererhebung zusteht. Er 
hat damit die Revision der Gemeinde 
gegen ein Urteil des Verwaltungsgerichts-
hofs (VGH) Baden-Württemberg zurück-
gewiesen. Die Gemeinde hatte vom Land 
einen Ausgleich für einen Gewerbesteue-
rausfall von über 350.000 Euro verlangt. 

Sachverhalt
Ein in der Gemeinde ansässiges Unter-
nehmen änderte die Gesellschaftsform 
und teilte die Umwandlung von einer KG 
in eine GmbH dem zuständigen Finanz-
amt mit. Gleichwohl erließ das Finanzamt 
Gewerbesteuermessbescheide für meh-
rere Jahre gegenüber der KG. Später 
wurde die Nichtigkeit dieser Bescheide 
festgestellt. Die darauf beruhenden Ge-
werbesteuerbescheide, die die Gemein-
de ebenfalls an die KG gerichtet hatte, 
wurden daraufhin aufgehoben. Wegen 

der mittlerweile eingetretenen Festset-
zungsverjährung war es der Gemeinde 
jedoch nicht mehr möglich, das Unterneh-
men aufgrund neuer Bescheide zur 
Gewerbesteuer heranzuziehen. Für den 
daraus folgenden Steuerausfall hat die 
Gemeinde vom Land vollen Ausgleich ge-
fordert. Das Land hat eine entsprechende 
Ausgleichspflicht verneint. Die auf Ersatz 
des Gewerbesteuerausfalls gerichtete 
Klage der Gemeinde ist in den Vorinstan-
zen erfolglos geblieben. Die hiergegen 
gerichtete Revision wurde vom BVerwG 
zurückgewiesen.

Kein Anspruch aus dem Rechtsinstitut 
der Folgenbeseitigung
Ein Anspruch ergebe sich nicht aus dem 
Rechtsinstitut der Folgenbeseitigung. 
Steuerrechtliche Vorschriften verliehen 
der Gemeinde gegenüber dem Finanz-
amt keinen Anspruch auf Erlass eines 
Gewerbesteuermessbescheides, wes-
halb auch ein Ersatzanspruch in Geld aus-
scheide. 

Kein Verstoß gegen Verfassungsrecht
Diese Rechtslage verstoße auch nicht 
gegen Verfassungsrecht. Das den Ge-

meinden durch Art. 28 Abs. 2 Grundge-
setz (GG) gewährleistete Selbstverwal-
tungsrecht werde nicht verletzt. Art. 106 
Abs. 6 Satz 1 GG verbürge einer Ge-
meinde die Erträge aus der Gewerbe-
steuer, nicht die Steuer in einer bestimm-
ten Höhe. 

Keine einem privatrechtlichem 
Schuldverhältnis vergleichbare 
Beziehung zwischen Finanzamt und 
Gemeinde
Ein einem privatrechtlichen Auftragsver-
hältnis ähnliches öffentlich-rechtliches 
Schuldverhältnis liege nicht vor, weil die 
Landesfinanzverwaltung mit ihrer Mitwir-
kung bei der Gewerbesteuererhebung 
eigene gesetzliche Kompetenzen aus-
übe. 
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Aus der Rechtsprechung

GG Art. 3 Abs. 1, Art. 20 Abs. 3, Art. 105 
Abs. 2a 
VwGO § 47 Abs. 5, § 137 Abs. 1 Nr. 1, 
§ 144 Abs. 4, § 183
BVerfGG § 31 Abs. 2, § 79 Abs. 1 
Aufwandsteuer; Vergnügungssteuer; 
Vergnügungsaufwand; Steuermaß-
stab; Wirklichkeitsmaßstab; Wahr-
scheinlichkeitsmaßstab; Stückzahlmaß-
stab; Pauschalsteuer; Gewinnspiel-
geräte; Verwaltungspraktikabilität; 
Spieleinsatz; Einspielergebnis; Be-
steuerungsgleichheit; Schwankungs-
breiten; Einwurf; Einsatz; Höchst-
betrag; Kappungsgrenze; Vertrauens-
schutz; verfassungskonforme Aus-
legung; Feststellung der Unwirksam-
keit; steuerliches Wahlrecht; Option.; 

Leitsatz:
1. Die Erhebung von Aufwandsteuer in 
Form der Spielautomatensteuer nach 
der Stückzahl der Spielautomaten ver-
letzt seit dem 1. Januar 1997 generell 
das Gebot steuerlicher Belastungs-
gleichheit (Art. 3 Abs. 1 GG), ohne dass 
es auf die Schwankungsbreiten der 
Einspielergebnisse der Automaten im 
Satzungsgebiet ankommt (im An-
schluss an BVerfG, Beschluss vom 4. 
Januar 2009 - 1 BvL 8/05 - BVerfGE 123, 
1; Aufgabe der bisherigen Rechtspre-
chung, vgl. BVerwG, Urteil vom 13. April 
2005 - BVerwG 10 C 5.04 - BVerwGE 
123, 218 <226 ff.>); sie war bis zum 31. 
Dezember 1996 aus Gründen der Ver-
waltungspraktikabilität generell ge-
rechtfertigt. 
2. Die Verletzung der steuerlichen Be-
lastungsgleichheit durch Verwendung 
des Stückzahlmaßstabs nach dem 1. 
Januar 1997 kann dadurch rückwir-
kend geheilt werden, dass die bisher 
nach der Anzahl der Spielautomaten zu 
zahlenden Steuerbeträge für den Zeit-
raum der angeordneten Rückwirkung 
zur Wahrung des rechtsstaatlichen Ver-
trauensschutzes als Höchstbeträge 
einer im Übrigen nach einem wirklich-
keitsgerechten Maßstab (Spieleinsatz, 
Einspielergebnis) erfolgenden Be-
steuerung festgesetzt werden; dabei 
kann die Anwendung des Wirklich-
keitsmaßstabs von der tatsächlich 
bestehenden Möglichkeit zum Nach-
weis des in der Vergangenheit entstan-
denen Vergnügungsaufwandes abhän-
gig gemacht werden, wenn ansonsten 
Vollzugsdefizite zu erwarten sind. 
3. Bei Ungültigkeit von Rechtsvor-
schriften kann grundsätzlich nicht von 
der Erklärung der Unwirksamkeit nach 
§ 47 Abs. 5 Satz 2 VwGO abgesehen 
und stattdessen entsprechend der 
Praxis des Bundesverfassungsge-

richts bei der Verwerfung von Gesetzen 
deren Unvereinbarkeit mit höherrangi-
gem Recht festgestellt werden. Es 
bleibt offen, ob und gegebenenfalls 
unter welchen Voraussetzungen in 
besonderen Ausnahmefällen etwas 
anderes gelten kann. 
Bundesverwaltungsgericht - 9.6.2009 - 
AZ: BVerwG 9 CN 1.09 

Das Urteil des Oberverwaltungsgerichts 
Mecklenburg-Vorpommern vom 9. Juli 
2008 wird geändert. Die Satzung der 
Stadt B. über die Erhebung einer Ver-
gnügungssteuer für das Halten von Spiel- 
und Geschicklichkeitsgeräten vom 7. 
September 2006, veröffentlicht im "E." 
vom 14. September 2006, wird auch für 
die Zeit vom 1. Januar 1997 bis 31. De-
zember 2005 für unwirksam erklärt, soweit 
darin die Erhebung einer Vergnügungs-
steuer für Geldspielgeräte mit Gewinn-
möglichkeit in Spielhallen und ähnlichen 
Unternehmen im Sinne des § 33 i der 
Gewerbeordnung und an anderen Auf-
stellorten geregelt ist. Darüber hinaus wird 
die in § 7 Abs. 5 Satz 1 der Satzung ent-
haltene Fristbestimmung "innerhalb von 
sechs Wochen nach Inkrafttreten der 
Satzung" auch für die Zeit vom 19. Januar 
1992 bis 31. Dezember 1996 für unwirk-
sam erklärt. 
Im Übrigen wird die Revision zurückge-
wiesen. 
Die Kosten des Verfahrens tragen die 
Antragstellerin zu 5/14 und die Antrags-
gegnerin zu 9/14. 

G r ü n d e
I. Die Antragstellerin stellt seit August 
1992 Spielautomaten in Spielhallen im 
Gebiet der Antragsgegnerin auf, u.a. 
Geldspielgeräte mit Gewinnmöglich-
keiten. Sie wendet sich im Wege des 
Normenkontrollverfahrens gegen die 
Satzung der Antragsgegnerin über die 
Erhebung einer Vergnügungssteuer für 
das Halten von Spiel- und Geschicklich-
keitsgeräten - VStS. Nach § 4 VStS ist 
Steuerschuldner der Halter des Spiel-, 
Geschicklichkeits- oder Unterhaltungs-
gerätes. Die Satzung enthält u.a. folgende 
Regelungen: 

§ 5 Bemessungsgrundlage 
(1) Bemessungsgrundlage ist die Zahl der 
bespielbaren Geräte und der Steuersatz 
nach § 6 Abs. 1 oder § 6 Abs. 2 ... 
(2) Auf Antrag der Steuerschuldnerin oder 
des Steuerschuldners wird die Steuer für 
die Gesamtheit der aufgestellten Geräte 
mit Gewinnmöglichkeit abweichend von 
der Pauschalsteuer gemäß § 6 Abs. 1 
nach dem Spieleinsatz je Gerät berech-
net, soweit der Spieleinsatz je Gerät durch 

elektronische Zählwerke nachgewiesen 
oder belegt werden kann. Als Spieleinsatz 
gilt die Gesamtsumme der vom Spieler 
eingesetzten Beträge (Spieleraufwand).
 
§ 6 Steuersatz 
(1) Pauschalsteuer 
Die Pauschalsteuer beträgt je angefan-
genen Kalendermonat pro Gerät 
- für die Erhebungszeiträume vom 

1. Januar 1992 bis 31. Dezember 2001: 
1. in Spielhallen und ähnlichen Unterneh-
men im Sinne § 33 i der Gewerbeordnung 
a) bei Geräten mit Gewinnmöglichkeit 

220,00 DM 
b) bei Geräten ohne Gewinnmöglichkeit 

100,00 DM 
2. an anderen Aufstellorten 
a) bei Geräten mit Gewinnmöglichkeit 

130,00 DM 
b) bei Geräten ohne Gewinnmöglichkeit 

60,00 DM 
3. ... 
- für die Erhebungszeiträume ab 1. Ja- 

nuar 2002: 
1. in Spielhallen und ähnlichen Unterneh-

men im Sinne des § 33 i der Gewerbe-
ordnung 

a) bei Geräten mit Gewinnmöglichkeit 
112,50 € 

b) bei Geräten ohne Gewinnmöglichkeit 
51,00 € 

2. an anderen Aufstellorten 
a) bei Geräten mit Gewinnmöglichkeit 

66,50 € 
b) bei Geräten ohne Gewinnmöglichkeit 

30,50 € 
3. ... 
(2) Besteuerung nach dem Spieleinsatz 
Die Steuer beträgt pro angefangenen Ka-
lendermonat und Gerät vom Spieleinsatz 
7,5 vom Hundert. 

§ 7 Steueranmeldung und Fälligkeit der 
Steuer 
(1) Die Halterin oder der Halter hat bis zum 
15. Tag nach Ablauf jeden Kalendermo-
nats (Steueranmeldezeitraum) eine 
Steueranmeldung nach den dieser Sat-
zung als Anlagen beigefügten Mustervor-
drucken abzugeben, in der sie oder er die 
Steuer selbst zu berechnen hat. 
(2) Die Steuer ist am 15. Tag nach Ablauf 
des Steueranmeldezeitraumes fällig. 
Steuererstattungen werden innerhalb von 
14 Tagen nach Bekanntgabe des Steuer-
bescheides fällig. 
(3) Gibt die Halterin oder der Halter die 
Anmeldung nicht ab oder hat sie oder er 
die Steuer nicht richtig berechnet, so wird 
die Steuer festgesetzt. Der festgesetzte 
Betrag bzw. der Unterschiedsbetrag ist 14 
Tage nach Bekanntgabe des Steuerbe-
scheides fällig. 
(4) Ein Antrag auf Besteuerung nach dem 
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Spieleinsatz gemäß § 6 Abs. 2 ist vor 
Beginn des Steueranmeldezeitraumes zu 
stellen. Wurde die Besteuerung nach dem 
Spieleinsatz beantragt, ist der Wechsel 
zur Pauschalbesteuerung nach § 6 Abs. 1 
frühestens wieder nach 12 Monaten mög-
lich. Wird eine Rückkehr zur Pauschalbe-
steuerung nicht bis zum Ablauf von 12 
Monaten beantragt, so bleibt es für 12 
weitere Monate bei der Besteuerung nach 
dem Spieleinsatz. Werden an einem Auf-
stellungsort mehrere Geräte betrieben, 
kann der Antrag auf Besteuerung nach 
dem Spieleinsatz nur für alle am Aufstell-
ort aufgestellten Geräte gestellt werden. 
(5) Sind die Voraussetzungen nach § 5 
Abs. 2 für eine Besteuerung nach dem 
Spieleinsatz für zurückliegende Erhe-
bungszeiträume gegeben, kann auf der 
Grundlage des § 6 Abs. 2 eine Änderung 
der Steuerfestsetzung für zurückliegende 
Erhebungszeiträume innerhalb von sechs 
Wochen nach Inkrafttreten der Satzung 
beantragt werden. Ein Antrag auf Ände-
rung der Besteuerung nach dem Spielein-
satz ist nur für mindestens 12 zusammen-
hängende Monate zulässig. Eine Steuer-
änderung ist nicht mehr möglich, soweit 
Steuerfestsetzungen bereits Bestands-
kraft erlangt haben. 

(6) ... 
Nach § 11 VStS trat die Satzung rück-
wirkend zum 19. Januar 1992 in Kraft. 
Mit Normenkontrollantrag hat sich die An-
tragstellerin gegen diese Vergnügungs-
steuersatzung gewandt. Das Oberver-
waltungsgericht hat die Vergnügungs-
steuersatzung der Antragsgegnerin mit 
Wirkung ab 1. Januar 2006 insoweit für 
unwirksam erklärt, als darin die Erhebung 
einer Vergnügungssteuer für Geldspiel-
geräte mit Gewinnmöglichkeiten in Spiel-
hallen und ähnlichen Unternehmen im 
Sinne des § 33 i der Gewerbeordnung und 
an anderen Aufstellorten geregelt ist. Im 
Übrigen hat es den Antrag abgelehnt. Für 
den Zeitraum vom 19. Januar 1992 bis 
zum 31. Dezember 2005 habe die An-
tragsgegnerin noch den Stückzahl-
maßstab anwenden dürfen. Spätestens 
im Laufe des Jahres 2005 habe die An-
tragsgegnerin die anzuwendenden recht-
lichen Maßstäbe aber kennen können und 
müssen. Die seitdem erkennbaren gro-
ßen Schwankungsbreiten der Einspiel-
ergebnisse bei einer nennenswerten Zahl 
von Automaten hätten es der Antrags-
gegnerin geboten erscheinen lassen 
müssen, den Stückzahlmaßstab zuguns-
ten eines wirklichkeitsnäheren Maßstabs 
aufzugeben. Die Revision hat die Satzung 
auch für die Zeit vom 1. Januar 1997 bis 
31. Dezember 2005 für unwirksam erklärt, 
soweit darin die Erhebung einer Vergnü-
gungssteuer für Geldspielgeräte mit 
Gewinnmöglichkeit in Spielhallen und 
ähnlichen Unternehmen im Sinne des 
§ 33 i der Gewerbeordnung und an an-

deren Aufstellorten geregelt ist. Darüber 
hinaus hat sie die in § 7 Abs. 5 Satz 1 der 
Satzung enthaltene Fristbestimmung "in-
nerhalb von sechs Wochen nach Inkraft-
treten der Satzung" auch für die Zeit vom 
19. Januar 1992 bis 31. Dezember 1996 
für unwirksam erklärt. 

II. Die Revision ist in dem aus dem Tenor 
ersichtlichen Umfang begründet. 
Die entscheidungstragenden Ausführun-
gen des Oberverwaltungsgerichts zur 
Zulässigkeit des in der Vergnügungs-
steuersatzung der Antragsgegnerin nor-
mierten Stückzahlmaßstabs im Zeitraum 
vom 19. Januar 1992 bis zum 31. Dezem-
ber 2005 verletzen Bundesrecht (1.). 
Hinsichtlich des Zeitraums vom 19. 
Januar 1992 bis zum 31. Dezember 1996 
ist die Entscheidung - abgesehen von der 
Fristbestimmung nach § 7 Abs. 5 Satz 1 
VStS - gleichwohl aus anderen Gründen 
im Ergebnis richtig (2.). Eine gerichtliche 
Erklärung der weiteren Anwendbarkeit der 
Vergnügungssteuersatzung auch für die 
Zeit vom 1. Januar 1997 bis zum 31. 
Dezember 2005 kommt nicht in Betracht 

(3.). 
1. Die Entscheidung des Oberverwal-
tungsgerichts für den Zeitraum bis 31. 
Dezember 2005 beruht auf der Erwägung, 
dass unter Berücksichtigung der konkre-
ten Umstände des Sachverhalts in 
diesem Zeitraum der Stückzahlmaßstab 
mit Art. 3 Abs. 1 GG in seiner Ausprägung 
als Besteuerungsgleichheit vereinbar sei. 
Die Durchbrechung des Gleichheits-
satzes, die im Stückzahlmaßstab ange-
legt sei, sei durch Typisierungen und 
Pauschalierungen zur Verwaltungsver-
einfachung und -praktikabilität gerecht-
fertigt. Sie stehe auch noch in einem 
angemessenen Verhältnis zu den steuer-
lichen Vorteilen der Typisierung. Der 
Antragsgegnerin seien von der Antrag-
stellerin erst Mitte 2004 Einspieler-
gebnisse für das Jahr 2003 für die 
seinerzeit von ihr betriebene Spielhalle 
vorgelegt worden; im Laufe des Jahres 
2005 habe eine Mitbewerberin Erkennt-
nisse aus dem Jahr 2004 vorgelegt. Die 
dem zugrunde liegende Auffassung des 
Oberverwaltungsgerichts, der Stückzahl-
maßstab müsse erst dann durch einen 
den Vergnügungsaufwand der Spieler 
genauer erfassenden Maßstab ersetzt 
werden, wenn dem Satzungsgeber zur 
Kenntnis gelange, dass die Schwan-
kungsbreiten der Einspielergebnisse von 
Gewinnspielautomaten im Satzungsge-
biet eine Bandbreite von 50 % über-
schreiten, ist mit dem verfassungsrecht-
lichen Gebot steuerlicher Belastungs-
gleichheit nicht zu vereinbaren. 
Der allgemeine Gleichheitssatz gebietet, 
wesentlich Gleiches gleich und wesent-
lich Ungleiches ungleich zu behandeln. 
Aus ihm ergeben sich je nach Regelungs-

gegenstand und Differenzierungsmerk-
malen unterschiedliche Grenzen für den 
Gesetzgeber, die vom bloßen Willkürver-
bot bis zu einer strengen Bindung an Ver-
hältnismäßigkeitserfordernisse reichen 
(vgl. BVerfG, Urteil vom 20. April 2004 - 1 
BvR 1748/99, 905/00 - BVerfGE 110, 274 
<291>; Beschluss vom 7. November 
2006 - 1 BvL 10/02 - BVerfGE 117, 1 
<30>; stRspr). Für den Sachbereich des 
Steuerrechts verbürgt der allgemeine 
Gleichheitssatz den Grundsatz der glei-
chen Zuteilung steuerlicher Lasten (vgl. 
BVerfG, Urteil vom 20. April 2004 a.a.O. S. 
292; Beschlüsse vom 15. Januar 2008 - 1 
BvL 2/04 - BVerfGE 120, 1 <44> und vom 
4. Februar 2009 - 1 BvL 8/05 - BVerfGE 
123, 1 <19>). Er verlangt eine Ausge-
staltung der Steuer, die bezogen auf den 
jeweiligen Steuergegenstand eine gleich-
heitsgerechte Besteuerung sicherstellt. 
Bei der Aufwandsteuer ist es die in der Ver-
mögensaufwendung zum Ausdruck kom-
mende Leistungsfähigkeit, die gleich-
heitsgerecht zu erfassen ist. Steuer-
schuldner der Vergnügungssteuer in 
Form der Spielautomatensteuer ist der 
Veranstalter des Vergnügens. Gleichwohl 
zielt die Steuer auf die Belastung des Ver-
gnügungsaufwandes des einzelnen Spie-
lers als Ausdruck seiner individuellen 
Leistungsfähigkeit. Daher stellt der indivi-
duell tatsächlich getätigte Vergnügungs-
aufwand den sachgerechtesten Maßstab 
für die Vergnügungssteuer dar. 
Der Normgeber ist jedoch von Ver-
fassungs wegen nicht auf einen derar-
tigen Wirklichkeitsmaßstab beschränkt. 
Er hat vielmehr einen weiten Gestaltungs-
spielraum, der aus Gründen der Verwal-
tungspraktikabilität eine Pauschalierung 
zulässt. Der Rechtfertigungsbedarf für die 
Wahl eines Wahrscheinlichkeitsmaßstabs 
ist umso höher, je weiter sich dieser von 
dem Belastungsgrund des Vergnügungs-
aufwandes des einzelnen Spielers ent-
fernt. In jedem Fall verlangt der Grundsatz 
der Belastungsgleichheit einen zumin-
dest lockeren Bezug des Steuermaßstabs 
zum Vergnügungsaufwand des Spielers, 
der die Erfassung seines Vergnügungs-
aufwandes wenigstens wahrscheinlich 
macht (BVerfG, Teilurteil vom 10. Mai 1962 
- 1 BvL 31/58 - BVerfGE 14, 76 <93>; 
Beschlüsse vom 1. April 1971 - 1 BvL 
22/67 - BVerfGE 31, 8 <19, 25 f.> und 
vom 4. Februar 2009 a.a.O. S. 20; 
BVerwG, Urteile vom 22. Dezember 1999 - 
BVerwG 11 CN 1.99 - BVerwGE 110, 237 
<239 f.> und vom 13. April 2005 - 
BVerwG 10 C 5.04 - BVerwGE 123, 218 
<220, 226 ff.>; Beschluss vom 25. 
Januar 1995 - BVerwG 8 N 2.93 - Buchholz 
401.68 Vergnügungssteuer Nr. 28 S. 12; 
BFH, Urteil vom 26. Februar 2007 - II R 
2/05 - BFHE 217, 280 <285>). 
a) Ausgehend davon ist die mit der pau-
schalen Besteuerung nach dem Stück-
zahlmaßstab einhergehende ungleiche 
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Belastung des Vergnügungsaufwandes 
der Spieler seit dem 1. Januar 1997 
generell nicht mehr gerechtfertigt, ohne 
dass es auf die Schwankungsbreiten der 
Einspielergebnisse der Gewinnspiel-
automaten im jeweiligen Satzungsgebiet 
ankommt (im Anschluss an BVerfG, 
Beschlüsse vom 4. Februar 2009 a.a.O. S. 
29 ff. und vom 3. September 2009 - 1 BvR 
2384/08 - NVwZ 2010, 313 <317>; 
Aufgabe der bisherigen Rechtsprechung, 
vgl. BVerwG, Urteil vom 13. April 2005 
a.a.O. S. 226 ff.). 
Das Bundesverfassungsgericht geht 
davon aus, dass der Stückzahlmaßstab 
bei den heutigen Gegebenheiten des 
Spielgerätemarktes für die Bemessung 
der Spielgerätesteuer generell untauglich 
sei. Er sei zum einen nicht geeignet, den 
notwendigen Bezug zum Vergnügungs-
aufwand des Spielers zu gewährleisten. In 
den in jüngerer Zeit vom Bundesverwal-
tungsgericht und einigen Oberverwal-
tungsgerichten entschiedenen Fällen 
hätten sich Schwankungsbreiten der 
Einspielergebnisse von Gewinnspiel-
automaten ergeben, die weit jenseits der 
Marge von 50 % gelegen hätten, die in der 
fachgerichtlichen Rechtsprechung als für 
den gebotenen zumindest lockeren 
Bezug zum Vergnügungsaufwand des 
Spielers noch tolerabel angesehen 
werde. Dies lasse den Schluss zu, dass 
der Stückzahlmaßstab unter den heutigen 
Gegebenheiten den Vergnügungsauf-
wand des Spielers allenfalls noch bei 
Vorliegen atypischer Umstände abbilde. 
Zum anderen lasse der Stückzahlmaß-
stab eine verlässliche und dauerhafte 
Normsetzung generell nicht zu. So müsse 
die steuererhebende Körperschaft, die 
die Spielgerätesteuer nach der Stückzahl 
bemesse, regelmäßig befürchten, dass 
sich die örtlichen Schwankungsbreiten 
der Einspielergebnisse in einer Weise 
veränderten, die dem ursprünglich 
womöglich noch hinreichenden Bezug 
dieses Maßstabs zum steuerbaren Ver-
gnügungsaufwand die Grundlage entzö-
gen. Diese Ungewissheit über den ver-
lässlichen Bestand einer Spielgeräte-
steuer, die sich auf einen Stückzahlmaß-
stab stütze, werde noch dadurch ver-
stärkt, dass den Fachgerichten nach der 
Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts ein Spielraum bei der - 
ohnehin schwierigen - Ermittlung und 
Würdigung der relevanten Einspieler-
gebnisse zukomme. Der erkennende 
Senat schließt sich dieser Einschätzung 
einer dem Stückzahlmaßstab anhaften-
den strukturellen Untauglichkeit für eine 
dem Gleichheitsgebot verlässlich Rech-
nung tragende Besteuerung des Vergnü-
gungsaufwandes an. 
Das Bundesverfassungsgericht hat ferner 
angenommen, dass die durch den Stück-
zahlmaßstab erzwungene Gleichbehand-
lung ungleicher Sachverhalte nicht mehr 

als durch Gesichtspunkte der Verwal-
tungspraktikabilität gerechtfertigt ange-
sehen werden könne. In Übereinstim-
mung mit der Rechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichts und des Bundes-
finanzhofs führt das Bundesverfassungs-
gericht aus, der Rückgriff auf den pau-
schalen Stückzahlmaßstab könne insbe-
sondere nicht mehr damit gerechtfertigt 
werden, dass die Einspielergebnisse oder 
Spieleinsätze mangels manipulations-
sicherer Zähl- und Kontrolleinrichtungen 
an den Automaten nicht zuverlässig 
erfasst werden könnten. Dieser Vorbehalt 
sei spätestens seit Anfang 1997 jedenfalls 
für Gewinnspielautomaten entfallen. 
Bundesverwaltungsgericht und Bundes-
finanzhof gingen davon aus, dass auf-
grund der technischen Entwicklung und 
der zwischen den Herstellern von Unter-
haltungsautomaten mit Gewinnmöglich-
keit und den Verbänden der Unterhal-
tungsautomatenwirtschaft einerseits so-
wie den zuständigen Bundesministerien 
andererseits abgeschlossenen selbstver-
pflichtenden Vereinbarung ab dem 1. 
Januar 1997 nur noch Gewinnspielgeräte 
aufgestellt sein dürften, die mit einem 
manipulationssicheren Zählwerk ausge-
stattet seien, das den Spielaufwand 
grundsätzlich zuverlässig erfassen könne 
(BVerfG, Beschluss vom 4. Februar 2009 
a.a.O. S. 27 f., 33; vgl. BVerwG, Urteil vom 
13. April 2005 a.a.O. S. 222 f.; BFH, Urteil 
vom 26. Februar 2007 a.a.O. S. 286). 
Somit ist davon auszugehen, dass seit 
dem 1. Januar 2007 die technischen 
Voraussetzungen für eine wirklichkeits-
gerechte Besteuerung des Vergnügungs-
aufwandes des Spielers nach dem 
Maßstab der Einspielergebnisse oder der 
Spieleinsätze flächendeckend gegeben 
sind. Es sind auch keine anderen Gründe 
der Verwaltungspraktikabilität erkennbar, 
die es nach wie vor rechtfertigen könnten, 
die mit dem Stückzahlmaßstab verbun-
dene ungleiche Belastung des Vergnü-
gungsaufwandes der Spieler hinzuneh-
men. Im Gegenteil ist der Stückzahl-
maßstab wegen der Notwendigkeit, die 
sich ständig verändernden Schwan-
kungsbreiten der örtlichen Einspielergeb-
nisse der Gewinnspielautomaten zu 
beobachten, aus den im Beschluss des 
Bundesverfassungsgerichts vom 4. Feb-
ruar 2009 aufgeführten Gründen sowohl 
für den Satzungsgeber als auch für die 
Steuerverwaltung besonders schwierig zu 
handhaben. Demgegenüber ist die 
Besteuerung nach einem wirklichkeits-
gerechten Maßstab angesichts der seit 
Anfang 1997 allgemein gewährleisteten 
technischen Ausrüstung der Spielauto-
maten verlässlich und mit angemes-
senem Aufwand möglich (vgl. BVerfG, 
Beschluss vom 4. Februar 2009 a.a.O. S. 
29, 31 f.). 
b) Bundesrecht ist auch insoweit verletzt, 
als das Oberverwaltungsgericht die 

Zulässigkeit des Stückzahlmaßstabs für 
die Zeit bis zum 31. Dezember 1996 da-
von abhängig macht, dass keine Erkennt-
nisse über Schwankungsbreiten der 
Einspielergebnisse der Gewinnspiel-
automaten im Satzungsgebiet vorliegen, 
die die Marge von 50 % überschreiten. 
Eine solche Anforderung lässt sich dem 
Gebot steuerlicher Belastungsgleichheit 
für den genannten Zeitraum nicht ent-
nehmen. 
Wie bereits ausgeführt, konnte bis zum 
31. Dezember 1996 nicht davon ausge-
gangen werden, dass sämtliche Gewinn-
spielgeräte mit Zählwerken ausgestattet 
waren, die eine manipulationssichere 
Erfassung der Einspielergebnisse oder 
der Spieleinsätze erlaubten. Im Hinblick 
auf diese technischen Defizite fehlte es 
den Kommunen bis Anfang 1997 an den 
Voraussetzungen, um eine dem Grund-
satz der Besteuerungsgleichheit in jeder 
Hinsicht Rechnung tragende Besteue-
rung nach einem wirklichkeitsgerechten 
Maßstab sicher und mit zumutbarem 
Aufwand gewährleisten zu können. Die 
kommunalen Verwaltungen konnten sich 
auf die Zählwerksausdrucke nicht ver-
lassen oder hätten die Ergebnisse sogar 
durch Handauszählung ermitteln müs-
sen. Es hätten Kontrollmechanismen 
eingeführt werden müssen, um einer 
Steuerhinterziehung entgegenzuwirken. 
Damit wären die kommunalen Verwaltun-
gen überfordert gewesen, weil sie in der 
Regel nicht über Personal verfügen, das in 
Bezug auf die Überprüfung von Steuerer-
klärungen besonders geschult ist (Urteil 
vom 22. Dezember 1999 - BVerwG 11 CN 
1.99 - BVerwGE 110, 237 <243>; vgl. 
auch BVerfG, Beschluss vom 4. Februar 
2009 a.a.O. S. 33). Angesichts dieser 
Schwierigkeiten einer zuverlässigen Er-
mittlung des steuerbaren Vergnügungs-
aufwandes nach den Einspielergeb-
nissen oder den Spieleinsätzen war die 
Verwendung des pauschalen Stückzahl-
maßstabs und die damit verbundene 
ungleiche Belastung des Vergnügungs-
aufwandes bis zum 31. Dezember 1996 
generell gerechtfertigt, ohne dass es auf 
die - mangels manipulationssicherer 
Zählwerke ebenfalls nicht zuverlässig zu 
ermittelnden - Schwankungsbreiten der 
Einspielergebnisse der Gewinnspielauto-
maten im jeweiligen Satzungsgebiet 
angekommen wäre. Für den fraglichen 
Zeitraum bis zum 31. Dezember 1996 
liegen auch keine Anhaltspunkte für 
flächendeckend gravierende Schwan-
kungsbreiten der Einspielergebnisse der 
Gewinnspielautomaten vor, wie sie das 
Bundesverfassungsgericht für die jün-
gere Zeit festgestellt hat (vgl. BVerfG, 
Beschluss vom 4. Februar 2009 a.a.O. S. 
24, 30; vgl. auch BVerwG, Urteil vom 13. 
April 2005 a.a.O. S. 229 f.). Gegen eine 
Rechtfertigung des Stückzahlmaßstabs 
bis zum 31. Dezember 1996 spricht 
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entgegen der Auffassung der Antrag-
stellerin nicht, dass die Umsatzsteuer 
schon lange vor dem Jahr 1997 nicht nach 
der Anzahl der Gewinnspielautomaten, 
sondern nach deren Einspielergebnissen 
bemessen wurde. Denn die Finanzver-
waltung verfügt im Unterschied zu den 
kommunalen Verwaltungen über die 
sachlichen und personellen Mittel, um 
Steuererklärungen in größerem Umfang 
auf ihre Richtigkeit kontrollieren und so 
dem Gebot steuerlicher Belastungs-
gleichheit widersprechende Vollzugsde-
fizite vermeiden zu können. 
2. Die angefochtene Entscheidung selbst 
stellt sich, soweit sie den Antrag abge-
lehnt hat, jedoch teilweise aus anderen 
Gründen im Ergebnis als richtig dar (§ 144 
Abs. 4 VwGO). 
a) Das Oberverwaltungsgericht hat die 
Vergnügungssteuersatzung der Beklag-
ten für die Zeit vom 19. Januar 1992 bis 
zum 31. Dezember 1996 im Ergebnis zu 
Recht nicht wegen Verletzung des Gebots 
steuerlicher Belastungsgleichheit für 
unwirksam erklärt. Wie bereits ausgeführt, 
war die mit der Verwendung des Stück-
zahlmaßstabs verbundene ungleiche 
Belastung des Vergnügungsaufwandes 
der Spieler in dieser Zeit generell - 
unabhängig von den Schwankungs-
breiten der Einspielergebnisse der Ge-
winnspielautomaten im jeweiligen Sat-
zungsgebiet oder darauf bezogener 
Kenntnisse des Satzungsgebers - ge-
rechtfertigt. Danach ist die Pauschal-
besteuerung nach § 5 Abs. 1 Satz 1, § 6 
Abs. 1 VStS für diesen Zeitraum nicht zu 
beanstanden. 
Die Satzung ist für die Zeit vom 19. Januar 
1992 bis zum 31. Dezember 1996 auch 
nicht deshalb wegen Verstoßes gegen Art. 
3 Abs. 1 GG ungültig, weil gemäß § 5 Abs. 
2, § 6 Abs. 2 VStS die Steuer auf Antrag 
des Steuerschuldners nicht nach dem 
Stückzahlmaßstab, sondern nach dem 
Spieleinsatz bemessen wird, wenn der 
Steuerschuldner diesen durch elektroni-
sche Zählwerke nachweisen und belegen 
kann. Der erkennende Senat hat im Urteil 
vom 10. Dezember 2009 - BVerwG 9 C 
12.08 - geklärt, dass der Maßstab des 
"Spieleinsatzes" als Summe der im Be-
steuerungszeitraum in ein Spielgerät zu 
Spielzwecken eingeworfenen Geldbe-
träge und der zu weiteren Spielen ver-
wendeten Gewinne dem Gebot steuer-
licher Belastungsgleichheit schon des-
halb entspricht, weil es derzeit keinen 
praktikablen Maßstab gibt, der einen noch 
engeren Bezug zum individuellen Vergnü-
gungsaufwand herstellen kann (NVwZ 
2010, 784 Rn. 24). Danach begegnet die 
Festlegung des Maßstabs "Spieleinsatz" 
nach § 5 Abs. 2 VStS als solche keinen 
Bedenken. Das Oberverwaltungsgericht 
hat diese Bestimmung dahingehend aus-
gelegt, dass unter "Spieleinsatz" die Zahl 
der entgeltpflichtigen Spiele multipliziert 

mit dem Einsatz pro Spiel zu verstehen ist; 
es weist ausdrücklich darauf hin, dass 
damit nicht nur die durch Geldeinwurf 
ausgelösten Spiele erfasst werden, son-
dern auch diejenigen Spiele, die aus 
einem erlangten Gewinn bezahlt werden 
(UA S. 17 f.). Bei diesem Verständnis des 
Begriffs "Spieleinsatz" ist eine möglichst 
wirklichkeitsgerechte Besteuerung des 
Vergnügungsaufwandes der Spieler im 
Sinne der oben genannten Rechtspre-
chung des erkennenden Senats gewähr-
leistet. 
Der Gültigkeit der Satzung für die Zeit vom 
19. Januar 1992 bis zum 31. Dezember 
1996 steht auch nicht entgegen, dass es 
in diesem Zeitraum keine Pflicht gab, die 
zum Nachweis des Spieleinsatzes nach 
§ 5 Abs. 2 Satz 1 VStS notwendigen 
Unterlagen herzustellen oder aufzu-
bewahren. Entgegen der Auffassung der 
Antragstellerin wird insoweit nichts Un-
mögliches verlangt, weil eine - rückwir-
kende - Besteuerung nach dem Spielein-
satz nur dann auf Antrag des Steuer-
schuldners erfolgt, wenn dieser entspre-
chende Nachweise erbringen kann; ist 
dies nicht der Fall, verbleibt es bei der 
Pauschalsteuer nach § 6 Abs. 1 VStS. 
Dass diese Option ins Leere geht, weil die 
Nachweise in aller Regel nicht erbracht 
werden können, hat das Oberverwal-
tungsgericht nicht festgestellt; dahin-
gehende Verfahrensrügen hat die Antrag-
stellerin nicht erhoben. Der Umstand, 
dass nur diejenigen Steuerschuldner von 
der rückwirkend eingeführten Option 
einer gegenüber der Pauschalsteuer 
günstigeren Besteuerung nach dem 
Spieleinsatz Gebrauch machen können, 
die (noch) in der Lage sind, die dazu 
notwendigen Unterlagen vorzulegen, be-
gegnet mit Blick auf das Gebot steuer-
licher Belastungsgleichheit keinen 
Bedenken. Der Maßstab des Spielein-
satzes bildet den steuerbaren Vergnü-
gungsaufwand der Spieler weit wirklich-
keitsnäher ab und ist damit auch ge-
rechter als der pauschale Stückzahl-
maßstab. Für den hier fraglichen Zeitraum 
bis zum 31. Dezember 1996 hätte die 
Antragsgegnerin aus den oben genann-
ten Gründen auch ausschließlich den 
Stückzahlmaßstab rückwirkend (wieder) 
einführen können. Sie war daher nicht 
gehindert, die damit verbundene un-
gleiche Besteuerung des Vergnügungs-
aufwandes der Spieler wenigstens für die 
Fälle zu vermeiden, in denen die tat-
sächlichen Voraussetzungen für eine 
nachträgliche Besteuerung nach dem 
Spieleinsatz vorliegen, und sie war des-
halb auch nicht verpflichtet, durch einen 
den Vergnügungsaufwand weniger ge-
nau erfassenden optionalen Maßstab wie 
etwa das Einspielergebnis möglichst 
vielen Steuerschuldnern die Möglichkeit 
zur Abweichung vom Stückzahlmaßstab 
zu geben. 

Allerdings verstößt die in § 7 Abs. 5 Satz 1 
VStS enthaltene Fristbestimmung gegen 
das aus Art. 20 Abs. 3 GG folgende 
Bestimmtheitsgebot; die Satzung der 
Antragsgegnerin ist daher insoweit auch 
für die Zeit vom 19. Januar 1992 bis zum 
31. Dezember 1996 für unwirksam zu 
erklären (§ 47 Abs. 5 VwGO). 
Der Bestimmtheitsgrundsatz verlangt 
vom Normgeber, die Rechtsvorschriften 
so genau zu fassen, wie dies nach der 
Eigenart der zu ordnenden Lebenssach-
verhalte mit Rücksicht auf den Norm-
zweck möglich ist (BVerfG, Urteil vom 17. 
November 1992 - 1 BvL 8/87 - BVerfGE 87, 
234 <263>; Beschlüsse vom 9. August 
1995 - 1 BvR 2263/94 und 229, 534/95 - 
BVerfGE 93, 213 <238> und vom 18. Mai 
2004 - 2 BvR 2374/99 - BVerfGE 110, 370 
<396>). Dem entspricht § 7 Abs. 5 Satz 1 
VStS nicht, weil die Frist, binnen der ein 
Antrag auf Änderung der Steuerfestset-
zung für zurückliegende Zeiträume ge-
stellt werden muss, nicht eingehalten wer-
den kann. Danach kann eine Änderung 
der Steuerfestsetzung für zurückliegende 
Erhebungszeiträume nur innerhalb von 
sechs Wochen nach Inkrafttreten der Sat-
zung beantragt werden. § 11 der Satzung 
bestimmt deren Inkrafttreten rückwirkend 
zum 19. Januar 1992. Die Antragsfrist 
wäre danach schon im Zeitpunkt der Be-
kanntmachung der Satzung durch Ab-
druck im amtlichen Bekanntmachungs-
blatt der Antragsgegnerin "E." vom 14. 
September 2006 verstrichen gewesen. 
Angesichts des klaren Wortlauts der Norm 
lässt sich auch nicht durch verfassungs-
konforme Auslegung ermitteln, ab 
welchem anderen Termin die Sechs-
Wochen-Frist laufen soll. Die Unwirksam-
keit der Fristbestimmung in § 7 Abs. 5 Satz 
1 VStS erfasst nicht die gesamte Satzung, 
weil nicht anzunehmen ist, dass der 
Satzungsgeber die Option für eine Be-
steuerung nach dem Spieleinsatz für zu-
rückliegende Erhebungszeiträume ohne 
eine Fristbindung des darauf gerichteten 
Antrags nicht eröffnet hätte. 
b) Soweit das Oberverwaltungsgericht 
den Antrag auf Unwirksamkeitserklärung 
der Vergnügungssteuersatzung der An-
tragsgegnerin hinsichtlich des Zeitraums 
vom 1. Januar 1997 bis zum 31. Dezem-
ber 2005 unter Verstoß gegen das Gebot 
steuerlicher Belastungsgleichheit abge-
lehnt hat, sind keine anderen Gründe ge-
geben, aus denen sich die Entscheidung 
insoweit im Ergebnis als richtig darstellt. 
Der Senat hat erwogen, die Satzung der 
Antragsgegnerin insoweit verfassungs-
konform dahin auszulegen, dass ihr ein 
mit Art. 3 Abs. 1 GG vereinbarer Be-
steuerungsmaßstab entnommen werden 
kann. Das Gebot verfassungskonformer 
Auslegung von Rechtsnormen verlangt, 
dass ein Gericht eine Vorschrift nur dann 
wegen Verstoßes gegen Verfassungs-
recht außer Anwendung lassen bzw. für 



Die Gemeinde SH 6/2011 157

unwirksam erklären darf, wenn keine nach 
anerkannten Auslegungsgrundsätzen zu-
lässige und mit der Verfassung zu verein-
barende Auslegung möglich ist (vgl. 
BVerfG, Beschluss vom 9. August 1978 - 2 
BvR 831/76 - BVerfGE 49, 148 <157>; 
BVerwG, Urteile vom 18. Dezember 1987 - 
BVerwG 4 C 9.86 - BVerwGE 78, 347 
<352> und vom 13. Mai 2009 - BVerwG 9 
C 7.08 - Buchholz 401.61 Zweitwoh-
nungssteuer Nr. 28 S. 30 Rn. 23). Ein Ver-
stoß gegen die Besteuerungsgleichheit 
durch Verwendung des Stückzahlmaß-
stabs nach dem 1. Januar 1997 könnte 
rückwirkend dadurch geheilt worden sein, 
dass die bisher nach der Anzahl der Ge-
winnspielautomaten zu zahlenden Steuer-
beträge für den Zeitraum der angeord-
neten Rückwirkung als Höchstbeträge 
einer im Übrigen nach einem wirklich-
keitsgerechten Maßstab erfolgenden 
Besteuerung festgesetzt wurden. Das 
rechtsstaatlich begründete Vertrauen des 
Steuerschuldners, nicht im Nachhinein 
mit einer höheren Steuer als ursprünglich 
festgesetzt belastet zu werden, würde die 
mit einer derartigen Höchstbetrags-
regelung verbundene - einer Besteuerung 
nach dem Stückzahlmaßstab vergleich-
bare - ungleiche Belastung des Vergnü-
gungsaufwandes rechtfertigen (vgl. 
BVerfG, Beschluss vom 3. September 
2009 - 1 BvR 2384/08 - NVwZ 2010, 313 
<317>). 
Die Vergnügungssteuersatzung der An-
tragsgegnerin lässt eine solche Ausle-
gung der Bestimmungen zur Steuerbe-
messung jedoch nicht zu. Das folgt zwar 
nicht schon daraus, dass der Maßstab 
des Spieleinsatzes nicht zwingend vorge-
geben ist, sondern nach § 5 Abs. 2 VStS 
nur auf Antrag des Steuerschuldners zur 
Anwendung kommt, soweit der Spielein-
satz je Gerät durch elektronisches Zähl-
werk nachgewiesen und belegt werden 
kann. Denn mit dieser Regelung können 
Vollzugsdefizite in den Fällen vermieden 
werden, in denen eine nachträgliche Be-
steuerung nach einem Wirklichkeitsmaß-
stab wegen fehlender Unterlagen nicht 
mehr möglich ist. Jedoch könnte eine 
Höchstbetragsregelung nur gegen den 
Wortlaut des § 5 Abs. 1 VStS ("Be-
messungsgrundlage") und des § 6 Abs. 1 
VStS ("Pauschalsteuer") angenommen 
werden. Einer Auslegung als Höchstbe-
tragsregelung für den Zeitraum der an-
geordneten Rückwirkung nach Sinn und 
Zweck des § 6 Abs. 1 VStS steht insbe-
sondere entgegen, dass diese Vorschrift 
auch für künftige Besteuerungszeiträume 
gilt. Zur Entstehungsgeschichte der Sat-
zung liegen weder Feststellungen des 
Oberverwaltungsgerichts noch sonstige 
Anhaltspunkte vor. Somit würde eine ver-
fassungskonforme Auslegung im oben 
genannten Sinne die allgemein anerkann-
ten Grenzen richterlicher Auslegung von 
Rechtsnormen überschreiten (vgl. Art. 20 

Abs. 3 GG). Die Satzung kann auch nicht 
verfassungskonform dahingehend aus-
gelegt werden, dass für den Zeitraum ab 
1. Januar 1997 allein der - für sich genom-
men nicht zu beanstandende - Maßstab 
des Spieleinsatzes zur Anwendung ge-
langt. Das Oberverwaltungsgericht weist 
zu Recht darauf hin, dass die Satzung 
dann unvollständig wäre, weil eine Steuer-
erhebung nur in den Fällen erfolgen könn-
te, in denen ein entsprechender Antrag 
gestellt und die erforderlichen Nachweise 
erbracht würden. Es liegt auf der Hand, 
dass eine solche "Besteuerung auf An-
trag" nicht dem Willen des Satzungs-
gebers entspricht. Sie widerspräche 
zudem ebenfalls dem Gebot steuerlicher 
Belastungsgleichheit. 
3. Schließlich kommt auch nicht in Be-
tracht, entsprechend der auf § 31 Abs. 2 
und § 79 Abs. 1 BVerfGG beruhenden 
Praxis des Bundesverfassungsgerichts 
bei der Behandlung verfassungswidriger 
Gesetze die Anwendbarkeit der Satzung 
der Antragsgegnerin für den Zeitraum 
vom 1. Januar 1997 bis zum 31. Dezem-
ber 2005 dadurch zu sichern, dass inso-
weit von der Unwirksamkeitserklärung 
abgesehen und stattdessen nur die 
Unvereinbarkeit der Pauschalbesteue-
rung nach § 5 Abs. 1 und § 6 Abs. 1 VStS 
mit Art. 3 Abs. 1 GG festgestellt wird (vgl. 
BVerfG, Beschluss vom 4. Februar 2009 
a.a.O. S. 37 f.). Die Verwaltungsgerichts-
ordnung enthält keine Vorschrift, auf die 
ein solcher Ausspruch im Normenkon-
trollverfahren gestützt werden könnte (vgl. 
zur Inzidentkontrolle von Satzungen bei 
Anfechtungsklagen Beschlüsse vom 26. 
Januar 1995 - BVerwG 8 B 193.94 - 
Buchholz 310 § 113 VwGO Nr. 273 S. 7 
und vom 10. Februar 2000 - BVerwG 11 B 
54.99 - Buchholz 310 § 113 Abs. 1 VwGO 
Nr. 9 S. 20). § 47 Abs. 5 Satz 2 VwGO sieht 
bei Ungültigkeit einer Rechtsvorschrift nur 
die Unwirksamkeitserklärung vor. Zudem 
hat der Gesetzgeber mit dem Verweis in § 
47 Abs. 5 Satz 3 VwGO auf die Vorschrift 
des § 183 VwGO gerade eine Regelung 
zur Bewältigung der Folgen der Unwirk-
samkeit von Rechtsvorschriften für 
zurück-liegende Zeiträume getroffen. 
Dies spricht dagegen, dass hinsichtlich 
der Entscheidungsmöglichkeiten im Nor-
menkontrollverfahren bei Ungültigkeit von 
Rechtsvorschriften eine planwidrige Re-
gelungslücke vorliegt. Ob in besonderen 
Ausnahmefällen, in denen die Unwirk-
samkeitserklärung einen "Notstand" zur 
Folge hätte, etwas anderes gelten kann, 
bedarf keiner Klärung (vgl. auch Be-
schluss vom 26. Januar 1995 a.a.O.). Ein 
solcher Fall liegt hier nicht vor, weil - wie 
oben ausgeführt - Verstöße gegen die Be-
steuerungsgleichheit durch Verwendung 
des Stückzahlmaßstabs in der Zeit ab 1. 
Januar 1997 durch eine Höchstbetrags-
regelung rückwirkend geheilt werden 
können. 

GG Art. 20 Abs. 1 und 2, Art. 28 
Gemeindevertretung; Ausschüsse; 
Spiegelbildlichkeitsgrundsatz; 

Leitsatz:
Ein gemeinsamer Wahlvorschlag 
mehrerer Fraktionen für die Wahl zur 
Besetzung der Ausschüsse der Ge-
meindevertretung ist auch dann un-
zulässig, wenn ihm eine durch einen 
Koalitionsvertrag vereinbarte Zusam-
menarbeit der Fraktionen zugrunde 
liegt (Bestätigung und Weiterführung 
des Urteils vom 10. Dezember 2003 - 

BVerwG 8 C 18.03 - BVerwGE 119, 305). 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 9.12.2009, Az. BVerwG 8 C 17.08

Die Urteile des Verwaltungsgerichts Kas-
sel vom 8. Februar 2007 und des Hessi-
schen Verwaltungsgerichtshofs vom 6. 
Mai 2008 werden aufgehoben. Es wird 
festgestellt, dass die Wahlen vom 26. April 
2006 zur Besetzung der Ausschüsse der 
Beklagten ungültig sind. 
Die Beklagte trägt die Kosten des Ver-
fahrens mit Ausnahme der außergericht-
lichen Kosten der Beigeladenen, die diese 
selbst tragen. 
Die Zuziehung eines Bevollmächtigten für 
das Widerspruchsverfahren war notwen-
dig. 

Z u m  T a t b e s t a n d:
Der Kläger begehrt die Feststellung der 
Ungültigkeit der von der Beklagten voll-
zogenen Wahlen zur Besetzung verschie-
dener Ausschüsse.  Nach ihrer Haupt-
satzung bildet die Beklagte einen Haupt- 
und Finanzausschuss, einen Bauaus-
schuss, einen Sozialausschuss sowie 
einen Wirtschaftsausschuss mit jeweils 
fünf Mitgliedern. In der Legislaturperiode 
2006 bis 2011 gehören der Beklagten 31 
Mitglieder an, von denen 13 auf die 
Fraktion der CDU, 10 auf die Fraktion der 
SPD, 3 auf die Fraktion von Bündnis 
90/Die Grünen, 2 auf die Fraktion der FDP 
und 3 auf die Fraktion der BLF entfallen. 
Der Kläger ist Mitglied der beklagten 
Stadtverordnetenversammlung und Vor-
sitzender der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. 
Die Fraktionen der CDU, BLF und FDP 
schlossen eine Vereinbarung über die 
Bildung einer Koalition für die Wahlperio-
de 2006 bis 2011 im Stadtparlament F. In 
§ 6 des Vertrages ist geregelt, dass die 
CDU in alle Ausschüsse zwei Mitglieder 
ent-sendet, die BLF in drei Ausschüssen 
jeweils ein Mitglied und die FDP in einem 
Ausschuss ein Mitglied stellt. 
In der konstituierenden Sitzung der Be-
klagten legten die Fraktionen von CDU, 
BLF und FDP zu den Wahlen der Mit-
glieder der vier Ausschüsse jeweils einen 
gemeinsamen Wahlvorschlag, die Frak-
tionen von SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen jeweils eigene Wahlvorschläge 
vor. Bei den Wahlen gaben die 31 Mit-
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glieder der Beklagten jeweils 31 gültige 
Stimmen ab, von denen jeweils 18 Stim-
men auf den gemeinsamen Wahlvor-
schlag von CDU, BLF und FDP, 10 Stim-
men auf den Wahlvorschlag der SPD und 
3 Stimmen auf den von Bündnis 90/Die 
Grünen entfielen. Der gemeinsame 
Wahlvorschlag von CDU, BLF und FDP 
erhielt daraufhin jeweils drei Sitze, der 
Wahlvorschlag der SPD jeweils zwei Sitze. 
Wäre nach den Listen der jeweiligen 
Fraktionen gewählt worden und hätten die 
Stadtverordneten ihre Stimmen ent-
sprechend ihrer Fraktionszugehörigkeit 
abgegeben, wären bei Anwendung des 
Hare-Niemeyer-Verfahrens jeweils zwei 
Sitze auf die Wahlvorschläge der CDU 
und der SPD entfallen. Wegen des fünften 
Sitzes hätte es einen Losentscheid 
zwischen den Wahlvorschlägen von 
Bündnis 90/Die Grünen und BLF geben 
müssen. Die FDP-Fraktion wäre bei Ver-
teilung der Ausschusssitze als schwächs-
te Fraktion leer ausgegangen. 
Den Widerspruch des Klägers gegen die 
von der Beklagten vollzogenen Wahlen 
zur Besetzung der vier Ausschüsse wies 
die Beklagte zurück. Das Verwaltungs-
gericht hat die Klage des Klägers ab-
gewiesen und die Berufung zugelassen. 
Der Hessische Verwaltungsgerichtshof 
hat die Berufung des Klägers zurück-
gewiesen. Die vom Bundesverwaltungs-
gericht zugelassene Revision war erfolg-
reich. 

A u s  d e n  G r ü n d e n :
Die Revision ist zulässig und begründet. 
Das Urteil des Hessischen Verwaltungs-
gerichtshofs verletzt Bundesrecht und 
stellt sich auch nicht aus anderen Grün-
den als richtig dar (§ 144 Abs. 4 VwGO). 
Zwar ist das Berufungsgericht ohne Ver-
stoß gegen Bundesrecht davon ausge-
gangen, dass die Klage als kommunal-
rechtliche Wahlprüfungsklage gemäß 
§ 55 Abs. 6 HGO zulässig ist. Die Aus-
legung, dass die Wahlen der Mitglieder zu 
vier Ausschüssen der Beklagten gültig 
sind, verstößt aber gegen Art. 28 Abs. 1 
Satz 2 GG i.V.m. Art. 20 Abs. 1 und 2 GG. 
Die revisionsgerichtliche Prüfung muss 
von dem Inhalt der irrevisiblen Vorschrif-
ten des Kommunalrechts des Landes 
ausgehen, den das Berufungsgericht 
durch Auslegung ermittelt und seiner 
Entscheidung zugrunde gelegt hat (§ 173 
VwGO i.V.m. § 560 ZPO). Das Revisions-
gericht kann insoweit lediglich nachprü-
fen, ob Bundesrecht - insbesondere 
Bundesverfassungsrecht - ein anderes 
Ergebnis gebietet (stRspr; vgl. u.a. Urteil 
vom 12. November 1993 - BVerwG 7 C 
23.93 - Buchholz 160 Wahlrecht Nr. 38 S. 
21 <23 f.> = BVerwGE 94, 288). Das ist 
hier der Fall. 
Der Verwaltungsgerichtshof meint, bei der 
Besetzung von Ausschüssen der Beklag-
ten dürften gemäß § 55 Abs. 3 Hessische 

Gemeindeordnung (HGO) mehrere Frak-
tionen, die sich durch einen Koalitions-
vertrag zur Zusammenarbeit verpflichtet 
haben, einen gemeinsamen Wahlvor-
schlag einreichen mit der Folge, dass eine 
andere Fraktion in den Ausschüssen 
weniger Sitze erhielte, als dies der Fall 
wäre, wenn jede Fraktion einen eigenen 
Vorschlag vorlegen würde. Diese Ausle-
gung ist mit Bundesrecht nicht vereinbar 
(vgl. Urteil vom 10. Dezember 2003 - 
BVerwG 8 C 18.03 - BVerwGE 119, 305 
<306 ff.> = Buchholz 415.1 AllgKommR 
Nr. 149). 
Nach Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG muss das 
Volk in den Ländern, Kreisen und Gemein-
den eine Vertretung haben, die aus un-
mittelbaren, freien, gleichen und gehei-
men Wahlen hervorgegangen ist. Diese 
Bestimmung überträgt die in Art. 20 Abs. 1 
und 2 GG getroffene Grundentscheidung 
der Verfassung für die Prinzipien der 
Volkssouveränität und der Demokratie auf 
die Ebene der Gemeinden (vgl. BVerfG, 
Beschluss vom 15. Februar 1978 - 2 BvR 
134/76, 2 BvR 268/76 - BVerfGE 47, 253 
<272>; Urteil vom 31. Oktober 1990 - 2 
BvR 2, 6/89 - BVerfGE 83, 37 <53>). 
Daraus folgt, dass die Gemeindevertre-
tung, auch wenn sie kein Parlament, son-
dern Organ einer Selbstverwaltungskör-
perschaft ist, die Gemeindebürger reprä-
sentiert (vgl. Urteil vom 27. März 1992 - 
BVerwG 7 C 20.91 - BVerwGE 90, 104 
<105>). Diese Repräsentation vollzieht 
sich nicht nur im Plenum, sondern auch in 
den Ausschüssen der Gemeindever-
tretung (vgl. Urteil vom 27. März 1992 
a.a.O. <113> und Beschluss vom 7. 
Dezember 1992 - BVerwG 7 B 49.92 - 
Buchholz 11 Art. 28 GG Nr. 87). Da sie der 
ganzen Volksvertretung, d.h. der Gesamt-
heit ihrer gewählten Mitglieder obliegt, 
haben alle Mitglieder grundsätzlich 
gleiche Mitwirkungsrechte (vgl. BVerfG, 
Urteile vom 13. Juni 1989 - 2 BvE 1/88 - 
BVerfGE 80, 188 <217 f.> und vom 16. 
Juli 1991 - 2 BvE 1/91 - BVerfGE 84, 304 
<321>). Entsprechendes gilt für die 
Fraktionen als Zusammenschlüsse poli-
tisch gleichgesinnter Mitglieder der 
Volksvertretung. Auch die Fraktionen sind 
somit im Plenum und in den Ausschüssen 
grundsätzlich gleichberechtigt an der Wil-
lensbildung der Volksvertretung zu be-
teiligen (vgl. BVerfG, Urteile vom 14. 
Januar 1986 - 2 BvE 14/83, 2 BvE 4/84 - 
BVerfGE 70, 324 <362 f.>, vom 16. Juli 
1991 a.a.O. <322 ff., 327 f.> und vom 13. 
Februar 2008 - 2 BvK 1/07 - BVerfGE 120, 
82 <120>). 
Nach der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts (Urteil vom 13. Juni 
1989 a.a.O. <222>) muss grundsätzlich 
jeder Ausschuss des Bundestages ein 
verkleinertes Bild des Plenums sein und in 
seiner Zusammensetzung die Zusam-
mensetzung des Plenums widerspiegeln. 
Aus dem Prinzip der demokratischen 

Repräsentation und der Einbeziehung der 
Gemeindevertreter in dieses Prinzip folgt, 
dass für Gemeindevertretungen das 
Gleiche gilt. Auch diese dürfen nicht 
unabhängig von dem Stärkeverhältnis der 
Fraktionen besetzt werden, über das die 
Gemeindebürger bei der Wahl der Ge-
meindevertretung mit entschieden haben. 
Vielmehr müssen auch diese Ausschüsse 
grundsätzlich als verkleinerte Abbilder 
des Plenums dessen Zusammensetzung 
und das darin wirksame politische Mei-
nungs- und Kräftespektrum widerspie-
geln (vgl. Urteile vom 27. März 1992 a.a.O. 
und vom 10. Dezember 2003 a.a.O. 
<307>). 
Der Grundsatz der Spiegelbildlichkeit soll 
sicherstellen, dass der Ausschuss die 
Zusammensetzung des Plenums in seiner 
konkreten, durch die Fraktionen gepräg-
ten organisatorischen Gestalt verklei-
nernd abbildet. Da der Abgeordnete frei 
ist, sich in Fraktionen zu organisieren, sind 
die Fraktionen als politische Kräfte 
ebenso gleich und entsprechend ihrer 
Stärke zu behandeln wie die gewählten 
Gemeindevertreter untereinander. 
Die Auffassung des Berufungsgerichts, 
die Ausschüsse müssten nicht notwendig 
ein Spiegelbild der Mehrheitsverhältnisse 
in der Gemeindevertretung nach Fraktio-
nen, sondern könnten auch ein Spiegel-
bild der Mehrheitsverhältnisse in der 
Gemeindevertretung nach gemeinsamen 
Wahlvorschlägen verschiedener durch 
eine Koalitionsvereinbarung verbundener 
Fraktionen sein, widerspricht dem Demo-
kratiegebot des Grundgesetzes. Dass 
solche Wahlvorschläge unzulässig sind, 
wenn sie von einer bloßen Zählgemein-
schaft getragen werden, hat der Senat im 
Urteil vom 10. Dezember 2003 (a.a.O.) 
bereits entschieden und wird auch im an-
gegriffenen Urteil anerkannt. Der vom Ver-
waltungsgerichtshof gezogene Umkehr-
schluss, dass gemeinsame Wahlvor-
schläge von Koalitionsfraktionen stets 
zulässig sein müssten, verletzt aber 
Bundesverfassungsrecht. 
Der verfassungsrechtlich gebotene Spie-
gelbildlichkeitsgrundsatz schützt den 
Anspruch jedes Mitgliedes der Gemein-
devertretung und jeder von den Mitglie-
dern gebildeten Fraktion auf gleichbe-
rechtigte Mitwirkung. Er sichert die Er-
folgswertgleichheit der gültigen Wähler-
stimmen und die gleiche Repräsentation 
der Wähler durch die gewählten Mandats-
träger. Gegenstand und Bezugspunkt der 
Abbildung ist das Stärkeverhältnis der 
politischen Kräfte, die sich zur Wahl der 
Gemeindevertretung gestellt und zwi-
schen denen die Wähler entschieden ha-
ben, und nicht der politischen Mehrheiten, 
die sich erst nach der Wahl in der Ge-
meindevertretung durch Koalitionsab-
reden gebildet haben. Sitzverschie-
bungen zu Gunsten einer Koalitionsmehr-
heit können deshalb nur durch dem 
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Spiegelbildlichkeitsgrundsatz gleichran-
gige kollidierende verfassungsrechtliche 
Vorgaben gerechtfertigt werden. 
Nach der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts (vgl. BVerfG, Urteil 
vom 8. Dezember 2004 - 2 BvE 3/02 - 
BVerfGE 112, 118 <140>) lässt der 
gleichheitsgerechte Status von Abgeord-
neten und Fraktionen bei Vorliegen 
besonderer Gründe Differenzierungen zu. 
Die für die Teilnahme an der parlamen-
tarischen Willensbildung im Bundestag 
geltenden Gleichheitsanforderungen wer-
den durch das Verfassungsgebot der 
Sicherung der Funktionsfähigkeit des Par-
laments und durch den demokratischen 
Grundsatz der Mehrheitsentscheidung 
(Art. 42 Abs. 2 Satz 1 GG) begrenzt. 
Kollidieren der Grundsatz der Spiegelbild-
lichkeit und der Grundsatz, dass bei 
Sachentscheidungen die die Regierung 
tragende parlamentarische Mehrheit sich 
auch in verkleinerten Abbildungen des 
Bundestages muss durchsetzen können, 
so sind beide Grundsätze zu einem 
schonenden Ausgleich zu bringen. Dabei 
sind Abweichungen vom Grundsatz der 
Spiegelbildlichkeit in begrenztem Umfang 
zu rechtfertigen, wenn nur dadurch im ver-
kleinerten Gremium (Ausschuss) Sach-
entscheidungen ermöglicht werden, die 
eine realistische Aussicht haben, mit dem 
Willen einer im Plenum bestehenden 
politischen "Regierungsmehrheit" über-
einzustimmen (BVerfG, Urteil vom 8. De-
zember 2004 a.a.O. <140 f.>). 
Ob der daraus abgeleitete verfassungs-
rechtliche Grundsatz einer stabilen parla-
mentarischen Mehrheitsbildung nach Art. 
28 Abs. 2 Satz 1 GG unmittelbar und mit 
derselben Gewichtung auch für die 
Gemeindevertretung gilt, obwohl sie kein 
Parlament, sondern ein Organ der 
kommunalen Selbstverwaltung ist (vgl. 
Urteil vom 27. März 1992 - BVerwG 7 C 
20.91 - BVerwGE 90, 104 <105> = 
Buchholz 415.1 AllgKommR Nr. 117), und 
obwohl die kommunale Verwaltungs-
spitze wegen ihrer unmittelbaren Wahl 
durch die Stimmbürger keiner "parla-
mentarischen" Mehrheit in der Gemeinde-
vertretung bedarf, muss hier nicht ab-
schließend entschieden werden. Denn 
auch wenn der Grundsatz stabiler par-
lamentarischer Mehrheitsbildung unmit-
telbar oder entsprechend anzuwenden 
wäre, könnte er die Zulassung gemein-
samer Wahlvorschläge für die Wahlen zur 
Besetzung der Ausschüsse der Beklagten 
nicht rechtfertigen. 
Die Zulassung gemeinsamer Wahlvor-
schläge von Fraktionen in der Gemeinde-
vertretung eröffnet - wie der vorliegende 
Fall zeigt - die Möglichkeit, andere 
Fraktionen, die entsprechend dem Spie-
gelbildlichkeitsgrundsatz bei der Aus-
schussbesetzung berücksichtigt werden 
müssten, hiervon auszuschließen. Darin 
liegt eine Beeinträchtigung der im 

Grundsatz gleicher Repräsentation zum 
Ausdruck kommenden Erfolgswert-
gleichheit der kommunalen Wählerstim-
men. Unerheblich ist dabei, ob solche 
Möglichkeiten im Einzelfall manipulativ 
genutzt werden oder ob das Verdrängen 
der anderen Fraktion sich als unbeab-
sichtigte Nebenfolge der Zulassung des 
gemeinsamen Wahlvorschlages ergibt. 
Die Zulassung gemeinsamer Wahlvor-
schläge von Koalitionsfraktionen zur 
Sicherung des "Mehrheitsprinzips" ist 
nicht nach dem Grundsatz des scho-
nendsten Ausgleiches widerstreitender 
verfassungsrechtlicher Positionen zu 
rechtfertigen, weil sie den verfassungs-
rechtlichen Grundsatz der Spiegelbild-
lichkeit über das zur Realisierung des 
Mehrheitsprinzips erforderliche Maß hin-
aus einschränkt. Im Sinne optimaler 
praktischer Konkordanz darf jedes der 
beiden konkurrierenden Gebote durch 
das andere nur soweit eingeschränkt 
werden, wie es zu dessen Verwirklichung 
im konkreten Fall erforderlich ist. Die 
Einschränkung muss also wechselseitig 
auf das zur Entfaltung des jeweils anderen 
Gebotes nötige Mindestmaß begrenzt 
werden, damit beide in größtmöglichem 
Umfang zur Geltung kommen können. 
Daran fehlt es hier. Die Zulassung ge-
meinsamer Wahlvorschläge von Koali-
tionsfraktionen setzt das Mehrheitsprinzip 
zu Lasten des Spiegelbildlichkeitsgrund-
satzes uneingeschränkt durch, obwohl 
eine stabile Mehrheitsbildung hier auch 
durch andere, den Spiegelbildlichkeits-
grundsatz weniger beeinträchtigende 
Maßnahmen zu erreichen wäre. 
Dabei bedarf es zunächst keiner Berück-
sichtigung, dass auch bei Wahlen nach 
Wahlvorschlägen der einzelnen Fraktio-
nen grundsätzlich denkbar ist, dass 
Mitglieder einer Fraktion Wahlvorschläge 
anderer Fraktionen wählen mit der Folge, 
dass sich die Fraktionsstärken im Plenum 
nicht in den Ausschüssen widerspiegeln. 
Der Senat hat dies bereits als mit einer 
Wahl naturgemäß einhergehende Unwäg-
barkeiten angesehen, die nicht davon ent-
binden, bei der Gestaltung des Wahlver-
fahrens die Grundentscheidung der Ver-
fassung für die Prinzipien der Volkssou-
veränität und der Demokratie auch auf der 
Ebene der Gemeinden zu respektieren 
(vgl. Urteil vom 10. Dezember 2003 a.a.O. 
<310>). Insoweit ist es ausreichend, 
dass jede Fraktion aufgrund der einzelnen 
Wahlvorschläge die gleiche Chance hat, 
entsprechend ihrer Stärke im Plenum in 
die Ausschüsse gewählt zu werden. 
Im vorliegenden Fall - und nur auf den je-
weiligen Einzelfall bezogen kann der scho-
nende Ausgleich im Wege der praktischen 
Konkordanz gefunden werden - wären, 
wenn nach den Listen der jeweiligen Frak-
tionen gewählt worden wäre und die Stadt-
verordneten ihre Stimmen entsprechend 
ihrer Fraktionszugehörigkeit abgegeben 

hätten, bei Anwendung des Hare-Nie-
meyer-Verfahrens jeweils zwei Sitze auf die 
Wahlvorschläge der CDU und der SPD 
entfallen. Wegen des fünften Sitzes hätte 
es einen Losentscheid zwischen den 
Wahlvorschlägen von Bündnis 90/Die 
Grünen und BLF geben müssen. Die FDP-
Fraktion wäre bei der Verteilung der Aus-
schusssitze als schwächste Fraktion leer 
ausgegangen. 
Wenn die aufgrund einer Koalitionsver-
einbarung gebildete Mehrheit der Beklag-
ten sich weder mit einer derartigen pro-
porzgerechten Abbildung abfinden, noch 
auf die sonstigen vom Landeskommunal-
recht vorgesehenen Möglichkeiten, näm-
lich sich für die Besetzung der Ausschüs-
se auf einen einheitlichen Wahlvorschlag 
gemäß § 55 Abs. 2 HGO zu einigen oder 
anstelle der Wahl der Ausschussmitglie-
der die Ausschüsse nach dem Benen-
nungsverfahren nach § 62 Abs. 2 HGO zu 
besetzen, zurückgreifen will, bliebe jeden-
falls die Möglichkeit, die Zahl der Sitze in 
den Ausschüssen zu erhöhen und damit 
sowohl dem Grundsatz der Spiegelbild-
lichkeit als auch dem Mehrheitsprinzip 
zum Durchbruch zu verhelfen. Zwar liegt 
es grundsätzlich im Organisationsermes-
sen der Beklagten, die Größe der Aus-
schüsse festzulegen. Eine nach proporz-
gerechter Verteilung zu kleine Fraktion hat 
auch keinen Anspruch darauf, dass die 
Zahl der Sitze in den Ausschüssen so er-
höht wird, dass die kleine Fraktion eben-
falls einen Vertreter in den Ausschuss 
entsenden kann (vgl. BVerfG, Urteil vom 
13. Februar 2008 - 2 BvK 1/07 - BVerfGE 
120, 82 <121>). Das Organisations-
ermessen der Beklagten ist aber nicht 
völlig frei, sondern unterliegt der Bindung 
an den Zweck, der durch die Aufgabe der 
Ausschüsse bestimmt wird. Deshalb kann 
die Beklagte bei der Festlegung der Zahl 
der Mitglieder eines Ausschusses berück-
sichtigen, dass dem Ausschuss eine ef-
fektive Vorbereitung der Beratung und 
Beschlussfassung im Plenum möglich 
bleiben muss. Wenn aber, wie hier, durch 
eine moderate Erhöhung der Zahl der Mit-
glieder von fünf auf sieben bereits ge-
sichert werden kann, dass sowohl der 
Spiegelbildlichkeitsgrundsatz als auch 
das Mehrheitsprinzip bei der Besetzung 
der Ausschüsse gewahrt sind, wäre dies 
eine Möglichkeit des schonenden Aus-
gleiches zwischen beiden Prinzipien. 
Es ist denkbar, dass bei einem größeren 
Plenum einer Stadtverordnetenversamm-
lung und einer größeren Anzahl von Frak-
tionen und Gruppierungen andere Lösun-
gen als die Vergrößerung der Zahl der 
Ausschussmitglieder erforderlich sein 
können, um beide Prinzipien zu einem 
schonenden Ausgleich zu bringen. Darauf 
kommt es aber hier nicht an. Ausreichend 
ist, dass im konkreten Fall für die Beklagte 
Möglichkeiten bestehen, beide Prinzipien 
zur Geltung zu bringen, ohne dass eines 
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von beiden eingeschränkt werden muss. 
In einem solchen Fall ist die Zulassung von 
gemeinsamen Wahlvorschlägen für die 
Wahl zur Besetzung der Ausschüsse zur 
Sicherung des Mehrheitsprinzips zu 
Lasten des Spiegelbildlichkeitsgrund-
satzes nicht erforderlich.

GG Art. 20 Abs. 3 BauGB § 10 Abs. 3 
Satz 1 bis 3 
Bebauungsplan; DIN-Vorschrift; Ver-
weisung; Verkündung; Bekanntma-
chung.; 
Leitsatz:
Bestimmt erst eine in den textlichen 
Festsetzungen eines Bebauungsplans 
in Bezug genommene DIN-Vorschrift, 
unter welchen Voraussetzungen bauli-
che Anlagen im Plangebiet zulässig 
sind, ist den rechtsstaatlichen Anforde-
rungen an die Verkündung von Rechts-
normen genügt, wenn die Gemeinde 
sicherstellt, dass die Betroffenen von 
der DIN-Vorschrift verlässlich und in 
zumutbarer Weise Kenntnis erlangen 
können. 
Beschluss des Bundesverwaltungs-
gerichts vom 29. Juli 2010, Az. 4 BN 
21/10
 
G r ü n d e
I. 
Der streitgegenständliche Bebauungs-
plan enthält unter Nr. 1.16 folgende text-
liche Festsetzung: 
„An den mit Lärmpegelbereichen gekenn-
zeichneten Baugrenzen müssen bei 
Errichtung, Änderung oder Nutzungsän-
derung des Gebäudes in den nicht nur 
vorübergehend zum Aufenthalt von Men-
schen vorgesehenen Räumen die Anfor-
derungen an das resultierende Schall-
dämmmaß gemäß den ermittelten und 
ausgewiesenen Lärmpegelbereichen 
nach DIN 4109 erfüllt werden. ...“  
Unter Nr. 3.3 enthält der Bebauungsplan 
folgenden Hinweis: 
„Die der Planung zugrunde liegenden 
Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, 
Erlasse und DIN-Vorschriften) können bei 
der Stadt Münster im Kundenzentrum 
"Planen - Bauen - Umwelt" im Erdge-
schoss des Stadthauses 3, Albersloher 
Weg 33, eingesehen werden.“ 
Das Oberverwaltungsgericht hat den Nor-
menkontrollantrag der Antragstellerin 
abgelehnt (Urteil vom 25. Januar 2010 - 7 
D 110/09.NE - juris). Das rechtsstaatliche 
Publizitätsgebot stehe der Verweisung auf 
technische Regeln in den textlichen Fest-
setzungen eines Bebauungsplans - hier 
auf die DIN 4109 - nicht von vornherein 
entgegen. Eine Festsetzung könne zwar 
wegen Verstoßes gegen das Publizitäts-
gebot rechtswidrig sein, wenn der Be-
bauungsplan nicht selbst festlege, welche 
Regeln in seinem Anwendungsbereich 
gelten sollen, sondern wenn er durch Ver-

weisung auf technische Regelungen 
bewirken wolle, dass erst das Ergebnis 
der Anwendung dieser Regelungen 
bestimmt, was im Plangebiet zulässig ist. 
Setze der Bebauungsplan - wie im 
vorliegenden Fall - für konkret bezeich-
nete Bereiche fest, dass dort bei Errich-
tung von Gebäuden die Anforderungen 
an das für die Lärmpegelbereiche III bis V 
gemäß DIN 4109 geltende Schalldämm-
maß erfüllt werden müssen, bestimme er 
jedoch selbst - und nicht etwa die in Be-
zug genommene DIN-Norm - was gelten-
des Recht sei. Mit einer solchen Regelung 
werde das Erfordernis der Bekanntma-
chung der DIN-Norm nicht ausgelöst. 
Vielmehr könne der Bezugnahme auf die 
DIN-Norm nicht selten - und so auch hier - 
die Funktion der Verwendung eines Fach-
begriffs zukommen, mit dem klargestellt 
werde, nach welchen Methoden und Be-
rechnungsverfahren die Einhaltung des - 
vom Bebauungsplan vorgegebenen - 
Schalldämmmaßes im Einzelnen exakt 
ermittelt werden kann (UA S. 21; juris Rn. 
74 ff.). 
Um den rechtsstaatlichen Bestimmtheits-
anforderungen zu genügen, müsse die 
Festsetzung in ihren Voraussetzungen 
und in ihrem Inhalt so formuliert sein, dass 
die von ihr Betroffenen die Rechtslage 
erkennen und ihr Verhalten danach 
einrichten können. Die Verwendung von 
Fachbegriffen wie einer DIN-Norm stehe 
der Erkennbarkeit des geltenden Rechts 
nicht entgegen, sie könne vielmehr je 
nach dem Regelungszusammenhang die 
Anwendung der Rechtslage vereinfa-
chen. Dass die Antragsgegnerin darüber 
hinaus die einschlägigen DIN-Normen zur 
Einsicht bereit halte, und zwar bei einer 
Verwaltungsstelle, deren Anschrift sie mit 
dem auf der Bebauungsplanurkunde ab-
gedruckten Hinweisen benannt habe, 
begründe aus einem weiteren, die Ent-
scheidung selbstständig tragenden 
Grunde, warum sich auch aus dem 
Bestimmtheitsgebot gegen die Inbezug-
nahme der DIN 4109 keine durchgrei-
fenden Bedenken herleiteten (UA S. 22; 
juris Rn. 83 ff.). 
II. 
Die auf den Zulassungsgrund des § 132 
Abs. 2 Nr. 1 VwGO gestützte Beschwerde 
gegen die Nichtzulassung der Revision 
bleibt ohne Erfolg. Die Rechtssache hat 
nicht die von der Antragstellerin geltend 
gemachte grundsätzliche Bedeutung. 
Als rechtsgrundsätzlich klärungsbedürftig 
bezeichnet die Antragstellerin die Frage, 
ob das rechtsstaatliche Publizitätsgebot 
der Verweisung auf technische Regeln in 
den textlichen Festsetzungen eines 
Bebauungsplans entgegensteht. 
Die weiteren drei Fragen konkretisieren 
diese Fragestellung. Die Fragen bedürfen 
nicht der Klärung in einem Revisions-
verfahren. Sie lassen sich, soweit ent-
scheidungserheblich, auf der Grundlage 

der bereits vorhandenen Rechtsprechung 
auch ohne Durchführung eines Revisions-
verfahrens beantworten. 
Das Rechtsstaatsprinzip gebietet, dass 
förmlich gesetzte Rechtsnormen verkün-
det werden; denn die Verkündung stellt 
einen integrierenden Teil der förmlichen 
Rechtsetzung dar, ist also Geltungsbe-
dingung. Verkündung bedeutet regel-
mäßig, dass die Rechtsnormen der 
Öffentlichkeit in einer Weise förmlich zu-
gänglich gemacht werden, dass die Be-
troffenen sich verlässlich Kenntnis von 
ihrem Inhalt verschaffen können. Diese 
Möglichkeit darf auch nicht in unzumut-
barer Weise erschwert sein. Konkrete 
weitere Gebote für die Ausgestaltung des 
Verkündungsvorganges im Einzelnen 
ergeben sich aus dem Rechtsstaats-
prinzip unmittelbar nicht. Das ist in der 
Rechtsprechung geklärt (BVerfG, Be-
schluss vom 22. November 1983 - 2 BvL 
25/81 - BVerfGE 65, 283 <291>). 
Bebauungspläne gehören als Satzungen 
zu den förmlich gesetzten Rechtsnormen 
(Beschluss vom 16. Mai 1991 - BVerwG 4 
NB 26.90 - BVerwGE 88, 204 <207>). Bei 
ihnen ist allerdings nur die Erteilung der 
Genehmigung oder, soweit eine Geneh-
migung nicht erforderlich ist, der Be-
schluss des Bebauungsplans durch die 
Gemeinde ortsüblich bekannt zu machen 
(§ 10 Abs. 3 Satz 1 BauGB). Im Übrigen 
genügt es, den Bebauungsplan mit der 
Begründung und der zusammenfas-
senden Erklärung nach § 10 Abs. 4 
BauGB zu jedermanns Einsicht bereit zu 
halten, auf Verlangen über den Inhalt 
Auskunft zu geben und in der Bekannt-
machung darauf hinzuweisen, wo der 
Bebauungsplan eingesehen werden kann 
(§ 10 Abs. 3 Satz 2 und 3 BauGB; vgl. 
hierzu Beschluss vom 3. Juni 2010 - 
BVerwG 4 BN 55.09 -). 
Die dargelegten Anforderungen an die 
Verkündung von Rechtsnormen stehen 
einer Verweisung auf nicht öffentlich 
zugängliche DIN-Vorschriften in den 
textlichen Festsetzungen eines Bebau-
ungsplans nicht von vornherein entge-
gen, und zwar auch dann nicht, wenn erst 
die Anwendung der DIN-Vorschrift ergibt, 
unter welchen Voraussetzungen ein 
Vorhaben im Plangebiet zulässig ist. Die 
Oberverwaltungsgerichte haben Verwei-
sungen auf DIN-Vorschriften zwar wieder-
holt beanstandet, weil unter den jeweils 
gegebenen Umständen die Publizitätsan-
forderungen nicht gewahrt waren; die 
grundsätzliche Zulässigkeit einer solchen 
Verweisung haben sie jedoch nicht in 
Frage gestellt (vgl. OVG Koblenz, Urteile 
vom 4. Juli 2006 - 8 C 11709/05 - BRS 70 
Nr. 23 - juris Rn. 19 und vom 26. März 2009 
- 8 C 10729/08 - juris Rn. 33; OVG Münster, 
Urteile vom 9. Mai 2006 - 15 A 4247/03 - 
NWVBl 2006, 461 - juris Rn. 24 ff., vom 13. 
September 2007 - 7 D 91/06.NE - juris Rn. 
79 ff. und vom 13. November 2009 - 10 D 



Die Gemeinde SH 6/2011 161

87/07.NE - juris Rn. 89 ff.). Auch aus § 10 
Abs. 3 Satz 2 BauGB ergibt sich entgegen 
der Auffassung der Antragstellerin nicht, 
dass der normative Inhalt eines Bebau-
ungsplans allein aus sich selbst heraus 
erkennbar sein muss. 
Verweist eine Festsetzung auf eine DIN-
Vorschrift und ergibt sich erst aus dieser 
Vorschrift, unter welchen Vorausset-
zungen ein Vorhaben planungsrechtlich 
zulässig ist, muss der Plangeber jedoch 
sicherstellen, dass die Planbetroffenen 
sich auch vom Inhalt der DIN-Vorschrift 
verlässlich Kenntnis verschaffen können. 
Das dürfte - insoweit entgegen der Auf-
fassung des Oberverwaltungsgerichts 
(UA S. 21) - unabhängig davon gelten, ob 
der Plangeber eine Regelung insgesamt 
dem Ergebnis der Anwendung der DIN-
Vorschrift überlässt oder ob er zwar dem 
Grunde nach selbst bestimmt, welchen 
Anforderungen die baulichen Anlagen ge-
nügen müssen, aber erst der Verweis auf 
die DIN-Vorschrift ergibt, nach welchen 
Methoden und Berechnungsverfahren 
der Inhalt der Anforderungen im Einzelnen 
zu ermitteln ist. Denn auch im zuletzt 
genannten Fall können die Planbetrof-
fenen nicht dem Bebauungsplan selbst, 
sondern erst dem Plan in Verbindung mit 
der DIN-Vorschrift entnehmen, welche 
Anforderungen im Einzelnen der Plan an 
die Zulassung von Gebäuden stellt. 
Zudem ist die Grenze zwischen den bei-
den vom Oberverwaltungsgericht unter-
schiedenen Fallgruppen schwer zu 
ziehen. Auch wenn der Bebauungsplan - 
wie hier - die Lärmpegelbereiche selbst 
festlegt, ist damit nicht abschließend 
bestimmt, welche Schalldämmmaße in 
den jeweiligen Lärmpegelbereichen ge-
währleistet werden müssen. Denn die 
Anforderungen an die Schalldämmmaße 
ergeben sich nicht ohne weiteres aus der 
Tabelle 8 der DIN 4109, sondern erst aus 
einer Anwendung der Ziffern 5.2 bis 5.4 
der DIN 4109 in Verbindung mit den 
Tabellen 8 bis 10. 
Wenn erst eine in den textlichen Fest-
setzungen des Bebauungsplans in Bezug 
genommene DIN-Vorschrift abschließend 
bestimmt, unter welchen Voraussetzungen 
bauliche Anlagen im Plangebiet zulässig 
sind, ist den dargelegten rechtsstaatli-
chen Anforderungen an die Verkündung 
von Rechtsnormen nicht allein dadurch 
genügt, dass die Gemeinde den Bebau-
ungsplan gemäß § 10 Abs. 3 BauGB be-
kannt macht. Sie muss vielmehr sicher-
stellen, dass die Betroffenen auch von der 
DIN-Vorschrift verlässlich und in zumut-
barer Weise Kenntnis erlangen können. 
Das kann sie dadurch bewirken, dass sie 
die in Bezug genommene DIN-Vorschrift 
bei der Verwaltungsstelle, bei der auch der 
Bebauungsplan eingesehen werden kann, 
zur Einsicht bereit hält und hierauf in der 
Bebauungsplanurkunde hinweist. Diese 
Voraussetzungen waren hier erfüllt.

§ 2 Abs. 3 Satz 1 UStG
Unternehmereigenschaft einer Ge-
meinde bei Einsatz eines mit Werbe-
aufdrucken versehenen Fahrzeugs, 
Tauschähnlicher Umsatz 

Leitsätze
Eine Gemeinde, die sich als Gegenleis-
tung für die Übereignung eines mit Wer-
beaufdrucken versehenen Fahrzeugs 
(Werbemobil) verpflichtet, dieses für 
die Dauer von fünf Jahren in der 
Öffentlichkeit zu bewegen, ist Unter-
nehmerin. Dies gilt auch dann, wenn 
die in Abschn. 23 Abs. 4 UStR 2005 ge-
nannte Umsatzgrenze von 30.678 EUR 
nicht erreicht wird. 
Bundesfinanzhof, Urteil vom 17.3.2010, 
XI R 17/08

Tatbestand
I. Streitig ist, ob die Klägerin und Revi-
sionsbeklagte (Klägerin) Vorsteuern aus 
einer Rechnung der Marktgemeinde A 
(Gemeinde) geltend machen kann.
Die Klägerin vermarktet Werbemobile. Sie 
bietet dazu Vertragspartnern, vor allem 
Kommunen, Sportvereinen und sozialen 
Einrichtungen, die Überlassung eines mit 
Werbeaufschriften zu versehenden Fahr-
zeugs auf der Basis eines vorbereiteten 
Vertragstextes an. Sind genügend Werbe-
kunden gefunden, beschafft die Klägerin 
ein Fahrzeug, beklebt es mit Werbeauf-
schriften auf eigene Kosten und verein-
nahmt von den Werbeinteressenten das 
Entgelt für die Werbefläche. Nach der 
Beschriftung wird das Fahrzeug dem Ver-
tragspartner --hier der Gemeinde-- über-
eignet, der sich verpflichtet, über eine 
Vertragslaufzeit von 5 Jahren das Werbe-
mobil zur Erreichung der Werbewirksam-
keit in der Öffentlichkeit zu bewegen.
Im Vertrag vom 2. Januar 2006 verpflich-
tete sich die Klägerin, der Gemeinde 
einen solchen Werbeträger (hier PKW X) 
zu übereignen, den sie am 21. Juni 2006 
auch übergab.
Mit Datum vom 9. August 2006 rechnete 
die Gemeinde u.a. die Erbringung von 
Werbefahrten mit dem PKW X vom 21. 
Juni 2006 bis 20. Juni 2011 mit der 
Klägerin im Voraus in Höhe von 9.810 
EUR netto ab. Da die Klägerin der Ge-
meinde bereits mit Rechnung vom 31. Juli 
2006 ihre nach dem Vertrag vom 2. Januar 
2006 zu erbringende Leistung mit dem 
gleichen Nettobetrag von 9.810 EUR in 
Rechnung gestellt hatte, verrechnete die 
Klägerin die beiden Forderungen.
Aufgrund einer Umsatzsteuer-Sonderprü-
fung bei der Gemeinde kam der Beklagte 
und Revisionskläger (das Finanzamt --FA--) 
zu dem Ergebnis, diese sei nicht berechtigt 
gewesen, für die Werbefahrten eine Rech-
nung mit Mehrwertsteuerausweis auszu-
stellen. Die mit dem Fahrzeug verbundenen 
Tätigkeiten der Gemeinde seien nicht im 
Rahmen eines Betriebs gewerblicher Art 

erfolgt. Ein solcher sei zu verneinen, weil die 
in Abschn. 23 Abs. 4 der Umsatzsteuer-
Richtlinien 2005 (UStR) genannte Umsatz-
grenze von 30.678 EUR nicht erreicht 
werde.
Mit Bescheid vom 29. Dezember 2006 
erkannte das FA die von der Gemeinde in 
der Rechnung vom 9. August 2006 aus-
gewiesene Mehrwertsteuer in Höhe von ... 
EUR nicht als abzugsfähige Vorsteuer an 
und setzte gegenüber der Klägerin eine 
Umsatzsteuer-Vorauszahlung für August 
2006 in Höhe von ... EUR fest.
Das Finanzgericht (FG) gab der Sprung-
klage statt. Die Gemeinde sei mit dem 
dauerhaften Einsatz des Werbemobils 
selbständig und nachhaltig zur Erzielung 
von Einnahmen, nämlich um ein Fahrzeug 
zur Nutzung übereignet zu bekommen, 
tätig geworden. Die Werbeleistungen 
habe sie auf privatrechtlicher Grundlage 
erbracht und dabei den Bereich ihres 
hoheitlichen Tätigwerdens als Gemeinde 
verlassen. Auf die Umsatzgrenze von 
30.678 EUR komme es unter dem Blick-
winkel des Gemeinschaftsrechts nicht an. 
Es könne daher dahingestellt bleiben, ob 
der von der Klägerin begehrte Vorsteuer-
abzug schon daraus folge, dass die 
Gemeinde die Werbeleistungen ihrem 
Betrieb gewerblicher Art "Wasserver-
sorgung" zugeordnet habe. Die Vorent-
scheidung ist veröffentlicht in Entschei-
dungen der Finanzgerichte 2008, 1071.
Mit seiner Revision rügt das FA Verletzung 
materiellen Rechts. Es trägt im Wesent-
lichen vor, das Fahrzeug sei zumindest 
weit überwiegend für den gemeindlichen 
Bauhof und damit zur Erfüllung hoheit-
licher Aufgaben eingesetzt worden. Der 
erzielte Werbeeffekt sei lediglich ein 
Nebeneffekt, der keine --hervorgeho-
bene-- nachhaltige wirtschaftliche Tätig-
keit der Gemeinde darstelle. Auch wenn 
das Gemeinschaftsrecht keine starre 
Umsatzgrenze vorsehe, bedeute dies 
nicht, dass jede noch so unbedeutende 
wirtschaftliche Tätigkeit steuerpflichtig 
sei. Private Wettbewerber würden inso-
weit durch die Regelung zur Besteuerung 
sog. Kleinunternehmer in § 19 Abs. 1 des 
Umsatzsteuergesetzes 2005 (UStG) 
geschützt.
Das FA beantragt,
die Vorentscheidung aufzuheben und die 
Klage abzuweisen.
Die Klägerin beantragt,
die Revision zurückzuweisen.
Sie verweist im Wesentlichen auf das Urteil 
des FG. Nach dem Gemeinschaftsrecht 
müsse sich die Tätigkeit nicht "wirtschaft-
lich herausheben". Die Wettbewerbsgleich-
heit verlange, gleiche wirtschaftliche 
Aktivitäten umsatzsteuerlich gleich zu be-
handeln. Die Gemeinde sei zudem bereits 
mit der Wasserversorgung unternehme-
risch tätig und dieses Unternehmen umfas-
se ihre gesamte gewerbliche und beruf-
liche Tätigkeit.
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A u s  d e n  G r ü n d e n:
II. Die Revision des FA ist unbegründet. 
Sie ist daher zurückzuweisen (§ 126 Abs. 
2 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). 
Das FG hat der Klägerin den streitigen 
Vorsteuerabzug zu Recht zuerkannt.
1. Gemäß § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UStG 
kann der Unternehmer die gesetzlich ge-
schuldete Steuer für Lieferungen und 
sonstige Leistungen, die von einem an-
deren Unternehmer für sein Unternehmen 
ausgeführt worden sind, als Vorsteuer-
beträge abziehen. Die Ausübung des 
Vorsteuerabzugs setzt voraus, dass der 
Unternehmer eine nach den §§ 14, 14a 
UStG ausgestellte Rechnung besitzt. 
Soweit der gesondert ausgewiesene 
Steuerbetrag auf eine Zahlung vor Aus-
führung dieser Umsätze entfällt, ist er 
bereits abziehbar, wenn die Rechnung 
vorliegt und die Zahlung geleistet worden 
ist.
Dies steht im Einklang mit Art. 17 Abs. 2 
Buchst. a der Sechsten Richtlinie 
77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 
zur Harmonisierung der Rechtsvorschrif-
ten der Mitgliedstaaten über die Um-
satzsteuern (Richtlinie 77/388/EWG). 
Danach ist der Steuerpflichtige befugt, 
soweit er Gegenstände und Dienstleis-
tungen für Zwecke seiner besteuerten 
Umsätze verwendet, von der von ihm 
geschuldeten Steuer die im Inland 
geschuldete oder entrichtete Mehrwert-
steuer für Gegenstände und Dienstleis-
tungen, die ihm von einem anderen 
Steuerpflichtigen geliefert wurden oder 
geliefert werden bzw. erbracht wurden 
oder erbracht werden, abzuziehen.
2. Zutreffend hat das FG die Vorausset-
zungen des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UStG 
bejaht und insbesondere mit Recht dar-
gelegt, die Gemeinde sei als Unterneh-
merin berechtigt gewesen, für die von ihr 
noch zu erbringenden Leistungen eine 
Rechnung mit Mehrwertsteuerausweis 
auszustellen.
a) Mit der Verwendung des Werbemobils 
im Straßenverkehr für die Dauer von 5 
Jahren erbringt die Gemeinde nachhaltig 
eine sonstige Leistung i.S. des § 3 Abs. 9 
Satz 1 UStG (vgl. Urteil des Bundesfinanz-
hofs --BFH-- vom 16. April 2008 XI R 
56/06, BFHE 221, 475, BStBl II 2008, 909), 
nämlich eine Werbeleistung (vgl. § 3a 
Abs. 4 Nr. 2 UStG).
b) Diese Leistung erbringt die Gemeinde 
gegen Entgelt.
aa) Nach der ständigen Rechtsprechung 
des Gerichtshofs der Europäischen Union 
(EuGH) und des BFH werden Leistungen 
nach den übereinstimmenden Regelun-
gen in § 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 UStG und in 
Art. 2 Nr. 1 der Richtlinie 77/388/EWG 
gegen Entgelt erbracht, wenn zwischen 
dem Leistenden und dem Leistungs-
empfänger ein Rechtsverhältnis besteht, 
das zwischen der Leistung und einem 
erhaltenen Gegenwert einen unmittel-

baren Zusammenhang begründet und die 
Vergütung den Gegenwert für die 
Leistung bildet (vgl. BFH-Urteile vom 5. 
Dezember 2007 V R 60/05, BFHE 219, 
455, BStBl II 2009, 486, m.w.N. zur 
Rechtsprechung von EuGH und BFH, und 
in BFHE 221, 475, BStBl II 2008, 909).
Eine entgeltliche Leistung stellen auch der 
Tausch und der tauschähnliche Umsatz 
dar. Ein tauschähnlicher Umsatz liegt vor, 
wenn das Entgelt für eine sonstige Leis-
tung in einer Lieferung oder sonstigen 
Leistung besteht (§ 3 Abs. 12 Satz 2 
UStG). Voraussetzung hierfür ist, dass 
sich zwei entgeltliche Leistungen i.S. des 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 UStG gegenüber-
stehen, die lediglich durch die Modalität 
der Entgeltvereinbarung (Tausch) mitein-
ander verknüpft sind (BFH-Urteil vom 6. 
Dezember 2007 V R 42/06, BFHE 221, 74, 
m.w.N.). Nicht maßgeblich ist, ob die 
Vertragsparteien die einander erbrachten 
Leistungen als entgeltlich oder unentgelt-
lich bezeichnen (BFH-Urteil vom 10. Juli 
1997 V R 95/96, BFHE 183, 296, BStBl II 
1997, 668). Der Gegenwert wird bei 
Tausch und tauschähnlichen Umsätzen 
i.S. von § 3 Abs. 12 UStG durch eine 
tatsächlich erhaltene Gegenleistung er-
bracht, die nicht in Geld besteht, aber in 
Geld ausdrückbar sein muss (BFH-Urteil 
in BFHE 221, 475, BStBl II 2008, 909).
bb) Als Gegenwert und damit als Entgelt 
für die von ihr in dem fünfjährigen Ver-
wendungszeitraum noch zu erbringenden 
Werbeleistungen hat die Gemeinde nach 
den unstreitigen Feststellungen des FG 
das Fahrzeug übereignet erhalten, für das 
sie selbst keine Anschaffungskosten 
tragen musste. Auch die Finanzverwal-
tung geht in einem solchen Fall von einem 
tauschähnlichen Umsatz aus, dessen 
Bemessungsgrundlage aus Vereinfa-
chungsgründen mit dem Wert des Ein-
kaufspreises des Fahrzeugs angesetzt 
werden könne (Schreiben der Oberfinanz-
direktion Karlsruhe vom 29. Februar 2008 
-S 7100- Rz 1.1.2 und 1.2, USt-Kartei BW § 
1 Abs. 1 Nr. 1 UStG S 7100 Karte 16). 
Soweit die Werbeleistungen zum Zeit-
punkt der Übereignung des Pkw X noch 
nicht erbracht waren, stellt sich dieser 
Gegenwert --das Fahrzeug-- als Voraus-
zahlung dar.
c) Mit dem Einsatz des Werbemobils ist 
die Gemeinde insoweit auch als Unter-
nehmerin i.S. des § 2 Abs. 1 Satz 1 und 2 
UStG bzw. Steuerpflichtige i.S. des Art. 4 
Abs. 1 der Richtlinie 77/388/EWG tätig 
geworden.
aa) Entgegen der Auffassung des FA 
steht dem Vorsteuerabzug nicht entge-
gen, dass es sich bei ihr um eine juris-
tische Person des öffentlichen Rechts 
handelt und diese nach § 2 Abs. 3 Satz 1 
UStG nur im Rahmen ihrer Betriebe 
gewerblicher Art (§ 1 Abs. 1 Nr. 6, § 4 des 
Körperschaftsteuergesetzes --KStG--) 
und ihrer land- oder forstwirtschaftlichen 

Betriebe gewerblich oder beruflich tätig 
sind, soweit keiner der in § 2 Abs. 3 Satz 2 
UStG geregelten Sonderfälle vorliegt.
§ 2 Abs. 3 Satz 1 UStG ist unter Berück-
sichtigung von Art. 4 Abs. 5 der Richtlinie 
77/388/EWG richtlinienkonform auszule-
gen (vgl. z.B. BFH-Urteile vom 27. Februar 
2003 V R 78/01, BFHE 201, 554, BStBl II 
2004, 431, unter II.3., und vom 5. Februar 
2004 V R 90/01, BFHE 205, 323, BStBl II 
2004, 795, unter II.4.b bb; vgl. auch 
Kraeusel, Umsatzsteuer-Rundschau --
UR-- 2010, 480, 486 ff.). Art. 4 Abs. 5 der 
Richtlinie 77/388/EWG bestimmt:
(5) Staaten, Länder, Gemeinden und 
sonstige Einrichtungen des öffentlichen 
Rechts gelten nicht als Steuerpflichtige, 
soweit sie die Tätigkeiten ausüben oder 
Leistungen erbringen, die ihnen im Rah-
men der öffentlichen Gewalt obliegen, 
auch wenn sie im Zusammenhang mit 
diesen Tätigkeiten oder Leistungen Zölle, 
Gebühren, Beiträge oder sonstige Ab-
gaben erheben.
Falls sie jedoch solche Tätigkeiten aus-
üben oder Leistungen erbringen, gelten 
sie für diese Tätigkeiten oder Leistungen 
als Steuerpflichtige, sofern eine Behand-
lung als Nicht-Steuerpflichtige zu größe-
ren Wettbewerbsverzerrungen führen 
würde.
Die vorstehend genannten Einrichtungen 
gelten in jedem Fall als Steuerpflichtige in 
Bezug auf die in Anhang D aufgeführten 
Tätigkeiten, sofern der Umfang dieser 
Tätigkeiten nicht unbedeutend ist. ..."
Danach sind juristische Personen des 
öffentlichen Rechts Unternehmer i.S. von 
§ 2 Abs. 3 Satz 1 UStG i.V.m. § 4 KStG, 
wenn sie Leistungen gegen Entgelt auf 
privatrechtlicher Grundlage unter den 
gleichen rechtlichen Bedingungen wie ein 
privater Wirtschaftsteilnehmer erbringen 
(BFH-Urteile in BFHE 205, 323, BStBl II 
2004, 795; vom 22. September 2005 V R 
28/03, BFHE 211, 566, BStBl II 2006, 280; 
vom 12. Oktober 2004 V R 15/02, BFH/NV 
2005, 388; vom 3. Juli 2008 V R 51/06, 
BFHE 222, 128, BStBl II 2009, 213, unter 
II.2., und vom 20. August 2009 V R 30/06, 
BFHE 226, 465).
bb) Dies ist hier der Fall. Die Gemeinde 
erbringt die --entgeltlichen-- Werbeleis-
tungen auf der Grundlage des mit der 
Klägerin abgeschlossenen zivilrecht-
lichen Vertrages und nicht im Rahmen der 
eigens für sie geltenden öffentlich-
rechtlichen Regelungen.
Zwar stehen die Fahrten im Zusammen-
hang mit dem Einsatz des Fahrzeugs für 
gemeindliche --möglicherweise hoheit-
liche-- Zwecke. Hierauf kommt es aber 
nach der Rechtsprechung des EuGH 
nicht an (EuGH-Urteile vom 17. Oktober 
1989 Rs. C-231/87 und C-129/88 --
Comune di Carpaneto Piacentino u.a.--, 
Slg. 1989, 3233, UR 1991, 77, Randnr. 13, 
und vom 12. September 2000 Rs. C-
276/97 --Kommission/Frankreich--, Slg. 
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2000, I-6251, Internationales Steuerrecht 
2000, 620, Randnr. 33). Außerdem haben 
die entgeltlichen Werbeleistungen auch 
nichts mit der öffentlichen Aufgaben-
stellung der Gemeinde bzw. des Bauhofs 
zu tun. Es ist auch unerheblich, ob die 
Gemeinde mit dem Werbemobil zusätz-
liche, nicht durch den Gemeindebetrieb 
veranlasste Fahrten unternommen hat 
oder das Fahrzeug anderweitig beson-
ders werbewirksam eingesetzt hat.
Im Übrigen hat die Gemeinde mit ihrem 
Anschreiben an potentielle Werbekun-
den, die sie auf die Möglichkeit des 
Werbemobils hingewiesen hat, und mit 
ihrer Teilnahme an der werbewirksam 
angekündigten Fahrzeugübergabe weite-
re Werbeleistungen zugunsten der Klä-
gerin --auf privatrechtlicher Grundlage-- 
erbracht.
cc) Nach Art. 4 Abs. 5 der Richtlinie 
77/388/EWG kommt es für die Frage, ob 
die Gemeinde in Bezug auf ihre Werbe-
leistungen als Steuerpflichtige (bzw. 
Unternehmerin i.S. des UStG) tätig ge-
worden ist, entgegen der Auffassung des 
FA und im Gegensatz zu § 4 Abs. 1 Satz 1 
KStG (vgl. BFH-Urteil vom 13. März 1974 I 
R 7/71, BFHE 112, 61, BStBl II 1974, 391) 
nicht darauf an, ob die ausgeübte Tätig-
keit oder erbrachte Leistung von einer 
eigenständigen Einrichtung ausgeführt 
wird. Die Richtlinie stellt in Art. 4 Abs. 5 
vielmehr ausschließlich auf die jeweils 
ausgeübte Tätigkeit oder erbrachte Leis-
tung als solche ab.
dd) Entgegen der Auffassung des FA 
kann der Gemeinde die Unternehmer-
eigenschaft nicht mit der Begründung ver-
sagt werden, die von ihr erzielten Werbe-
umsätze seien zu gering.
Die im Rahmen der privatwirtschaftlichen 
Erwerbstätigkeit erzielten Einnahmen der 
Gemeinde unterliegen bei der gebotenen 
richtlinienkonformen Auslegung den glei-
chen umsatzsteuerrechtlichen Bestim-
mungen wie die Umsätze anderer Unter-
nehmen auch. Danach kommt es für die 
Unternehmereigenschaft --auch einer ju-
ristischen Person des öffentlichen Rechts-
- nicht darauf an, ob sich ihre wirtschaft-
liche Tätigkeit innerhalb ihrer Gesamtbe-
tätigung "wirtschaftlich" heraushebt und 
bestimmte Umsatzgrenzen überschreitet. 
Der Wortlaut des Art. 4 Abs. 5 der Richt-
linie 77/388/EWG gibt keinen Hinweis auf 
derartige Grenzen. Bereits mit dem BFH-

Urteil vom 25. Oktober 1989 V R 111/85 
(BStBl II 1990, 868) hat der BFH --unter 
Verweis auf das BFH-Urteil vom 11. 
Januar 1979 V R 26/74 (BFHE 127, 83, 
BStBl II 1979, 746)-- festgestellt, dass 
Gewinn- oder Umsatzgrenzen keine ge 
eigneten, allein maßgeblichen Kriterien 
zur Bestimmung der Steuerpflicht einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts 
nach § 2 Abs. 3 UStG 1967 sind (vgl. auch 
Klenk in Sölch/Ringleb, Umsatzsteuer, 
September 2007, § 2 Rz 232; Kraeusel, 
UR 2010, 480, 488). Entgegen der Auf-
fassung des FA kann der Klägerin --und 
der Gemeinde-- somit nicht entgegen-
gehalten werden, die von der Gemeinde 
erzielten Umsätze erreichten nicht die in 
Abschn. 23 Abs. 4 UStR aufgeführten und 
aus den Körperschaftsteuer-Richtlinien 
2004 (KStR) übernommenen Umsatz-
grenzen.
Soweit das FA die in Abschn. 23 Abs. 4 
UStR i.V.m. R 6 Abs. 5 KStR genannte 
Umsatzgrenze von 30.678 EUR mit der 
Begründung verteidigt, § 2 Abs. 3 UStG und 
Art. 4 Abs. 5 der Richtlinie 77/388/EWG 
seien Schutzvorschriften zugunsten von 
privaten Unternehmern und bei einer bloß 
unbedeutenden wirtschaftlichen Tätigkeit 
einer juristischen Person des öffentlichen 
Rechts sei ein derartiger Schutz nicht er-
forderlich, da private Unternehmer dann 
durch die Kleinunternehmerregelung in § 19 
Abs. 1 UStG ausreichend geschützt seien, 
vermag der Senat dem nicht zu folgen.
Zum einen trifft der Ausgangspunkt dieser 
Überlegung (Schutzvorschriften zuguns-
ten privater Unternehmer) jedenfalls nicht 
uneingeschränkt zu. Denn der EuGH hat 
entschieden, Art. 4 Abs. 5 Unterabs. 2 der 
Richtlinie 77/388/EWG sei dahin auszu-
legen, dass die Einrichtungen des öffent-
lichen Rechts, soweit sie Tätigkeiten aus-
üben oder Leistungen erbringen, die 
ihnen im Rahmen der öffentlichen Gewalt 
obliegen, nicht nur dann als Steuer-
pflichtige gelten, wenn ihre Behandlung 
als Nichtsteuerpflichtige aufgrund des Art. 
4 Abs. 5 Unterabs. 1 oder 4 der Richtlinie 
77/388/EWG zu größeren Wettbewerbs-
verzerrungen zulasten ihrer privaten Wett-
bewerber führen würde, sondern auch 
dann, wenn sie derartige Verzerrungen zu 
ihren eigenen Lasten zur Folge hätte (vgl. 
EuGH-Urteil vom 4. Juni 2009 Rs. C-
102/08 --Salix--, BFH/NV 2009, 1222, UR 
2009, 484).

Zum anderen hat eine juristische Person 
des öffentlichen Rechts, die einen oder 
mehrere Betriebe gewerblicher Art unter-
hält, nur ein einheitliches Unternehmen im 
umsatzsteuerrechtlichen Sinne, das ihre 
sämtlichen Betriebe gewerblicher Art 
sowie ihre land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebe umfasst (BFH-Urteil vom 18. 
August 1988 V R 194/83, BFHE 154, 274, 
BStBl II 1988, 932). 
Im Streitfall unterhielt die Gemeinde be-
reits vor Aufnahme der Werbefahrten den 
steuerpflichtigen Betrieb gewerblicher Art 
"Wasserversorgung", dessen Umsätze 
unstreitig die in § 19 Abs. 1 Satz 1 UStG 
genannten Grenzen überstiegen. Da die 
Werbeleistungen im umsatzsteuerlichen 
Sinne zu dem einheitlichen Unternehmen 
der Gemeinde gehören, kommt eine iso-
lierte Anwendung der Kleinunternehmer-
regelung gemäß § 19 UStG auf die Umsät-
ze aus den Werbeleistungen nicht in Be-
tracht.
ee) Zu einem anderen Ergebnis führt auch 
nicht die Auffassung des FA, die Ge-
meinde habe mit der Konzeption, Planung 
und Durchführung von Werbemaßnah-
men sowie der Akquisition von Werbe-
kunden Tätigkeiten eines gewerblichen 
Werbebüros i.S. der Nr. 10 des Anhangs D 
der Richtlinie 77/388/EWG entfaltet und 
wäre deshalb nur dann Unternehmerin, 
wenn der Umfang dieser Tätigkeit --an-
ders als im Streitfall-- nicht unbedeutend 
wäre.
Art. 4 Abs. 5 Unterabs. 3 der Richtlinie 
77/388/EWG bestimmt in Verbindung mit 
Nr. 10 des Anhangs D, dass eine juris-
tische Person des öffentlichen Rechts in 
jedem Fall als Steuerpflichtige (Unterneh-
merin) gilt, wenn sie die Tätigkeit eines 
gewerblichen Werbebüros in nicht unbe-
deutendem Umfang ausübt. Die Formu-
lierung "in jedem Fall" schließt entgegen 
der Auffassung des FA nicht aus, dass 
eine solche Tätigkeit, selbst wenn sie einen 
unbedeutenden Umfang haben sollte, 
gleichwohl aus anderen Gründen unter-
nehmerisch ausgeübt werden kann. Ein 
solcher Grund liegt im Streitfall schon des-
halb vor, weil die Gemeinde bereits wegen 
einer anderen Tätigkeit Unternehmerin ist.
ff) Die Klägerin besitzt des Weiteren un-
streitig eine mit allen für den Vorsteuerab-
zug notwendigen Angaben versehene 
Rechnung über die fraglichen Werbeleis-
tungen.

Aus dem Landesverband

Infothek
15. Rundfunkänderungsstaatsvertrag
Der SHGT hat zusammen mit den Schwes-
terverbänden gegenüber dem Landtag 

eine Stellungnahme zum Entwurf eines 
Gesetzes zum Fünfzehnten Rundfunkän-
derungsstaatsvertrages abgegeben. 

Als besonders kritisch wurde die Gebüh-
renpflicht für internetfähige PC in den 
Verwaltungen gewertet. Durch ihre 
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Dienststellen, Einrichtungen und ausge-
gliederten Einheiten erfüllen die Kommu-
nen einen öffentlichen Auftrag. Dieser 
öffentliche Auftrag ist ihnen, neben vielen 
anderen z. B. in den Bereichen Sicherheit 
und Ordnung, Bildung und Erziehung, Kin-
der- und Jugendpolitik sowie Sozialpolitik 
oder Revierförstereien durch den Gesetz-
geber zwingend vorgegeben. Selbstver-
ständlich müssen heutzutage Kommunal-
verwaltungen im Zeichen von bürgernaher 
Verwaltung und von eGovernment auf der 
Basis von internetfähigen Geräten ar-
beiten. Dies geschieht in einer großen An-
zahl von Standorten und mit zahlreichen 
Beschäftigten, u. a. bedingt durch die Tat-
sache, dass dezentrale Einheiten für mehr 
Bürgernähe sorgen. Diese Standorte wür-
den in der vorgeschlagenen Fassung von 
§ 5 Abs. 1 in ungebührlicher Form erfasst; 
hinzu kämen die Drittelregelungen bei 
Kraftfahrzeugen. 
Die Arbeitsgemeinschaft der Kommu-
nalen Landesverbände hat daher an den 
Landtag appelliert, eine für die kommu-
nale Ebene verträgliche Lösung zu finden. 
Dies könnte entweder durch eine Auf-
nahme der kommunalen Verwaltungen 
und sonstigen kommunalen Einrichtun-
gen unter § 5 Abs. 6 erfolgen. Bei einer 
solchen Regelung wären die Kommunal-
verwaltungen den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten gleichgestellt, denn 

deren Betriebsstätten und sogar die pri-
vaten Rundfunkveranstalter müssen be-
merkenswerterweise keine Rundfunkbei-
träge bezahlen. Hilfsweise könnte diese 
Gleichstellung auch durch eine ergänzen-
de Verordnung ausgestaltet werden.

Zuständige Behörden nach dem Geld-
wäschegesetz für Finanzunternehmen, 
Versicherungsvermittler, Dienstleister
Gegenüber dem Wirtschaftsministerium 
haben die kommunalen Landesverbände 
zu einer Verordnung über die zuständigen 
Behörden nach dem Geldwäschegesetz 
für Finanzunternehmen, Versicherungs-
vermittler und Dienstleister Stellung ge-
nommen. 
Aus Sicht der Kommunalen Landesver-
bände wird der Vorschlag, die Zuständig-
keiten nach § 16 Abs. 2 GwG auf die 
Bürgermeister der amtsfreien Gemeinden 
als örtliche Ordnungsbehörden zu über-
tragen, äußerst kritisch gesehen. 
Bereits die Ermittlung der Verpflichteten 
nach stellt einen erheblichen Verwal-
tungsaufwand dar, da diese nahezu das 
gesamte Gewerberegister umfassen. 
Außerdem sind diejenigen Verpflichtete, 
die u.a. einen „Betriebssitz bereitstellen“. 
Dieses bedeutet einen ungeahnten Er-
mittlungsaufwand, nicht nur für die Ge-
werbeämter, sondern ebenfalls für die 
Steuerämter, denen die Eigentümerdaten 

unterliegen. Örtliche Ermittlungen bei di-
versen Eigentümern eines Objektes kä-
men erschwerend hinzu. Ob dies daten-
schutzrechtlich überhaupt zulässig ist, 
bleibt fraglich. Die Informationspflichten 
durch die örtliche Ordnungsbehörde an 
die Verpflichteten sind ebenfalls nur mit 
einem großen Verwaltungs- sowie Kos-
tenaufwand (Sachkosten, Porto usw.) zu 
bewerkstelligen. Wir haben daher darauf 
hingeweisen, dass ohne zusätzliches 
Personal und einen entsprechenden Kos-
tenausgleich durch das Land die Aufgabe 
nicht wird erfüllt werden können.

Termine
12.09.2011: Zweckverbandsausschuss 
des SHGT um 10:00 Uhr in Kiel, 
Reventlouallee 6, Haus der kommunalen 
Selbstverwaltung, Großer Sitzungssaal
12.09.2011: Bau-, Planungs- und Umwelt-
ausschuss auf der NordBau, Neumünster 
14.09.2011: Fachtagung Ärztliche Versor-
gung im ländlichen Raum, Bad Segeberg
22.09.2011: Bürgermeisterfachkonferenz 
des SHGT, 22. - 23. September 2011 im 
Töpferhaus Alt Duvenstedt
04.10.2011: Landesvorstand des SHGT, 
Kiel, 
27.10.2011: Sitzung der Geschäftsführer 
der Kreisverbände, Kiel 
11.11.2011: Delegiertenversammlung 
des SHGT, Nortorf 14.00 Uhr 

Alle fünf Jahre werden die Gemeindever-
tretungen, Kreistage und Stadtver-
tretungen neu gewählt. In Schleswig-
Holstein ist es im Frühjahr 2013 wieder so 
weit. Um für eine verstärkte Interessen-
vertretung von Frauen für Frauen zu wer-
ben, hatte der LandFrauenVerband 
Schleswig-Holstein e.V. zu seiner Veran-
staltung „Frau.Stärkt.Kommune.“ gela-
den. Rund 120 Teilnehmerinnen und 
Gäste kamen am 7. Juni 2011 ins Kieler 
Landeshaus. Im Schleswig-Holstein-Saal 
erlebten sie interessante Vorträge, Inter-
views und Diskussionen mit erfahrenen 
kommunalpolitisch aktiven Gesprächs-
gästen, die Frauen Mut machten für den 
ersten Schritt in die Kommunalpolitik. 
Die Zahlen belegen es: Noch immer sind 
Frauen in kommunalpolitischen Gremien 
unterrepräsentiert.  Der Frauenanteil in 
allen Kreisen Schleswig-Holsteins liegt 
bei durchschnittlich  21,5 % (Quelle: Sta-
tistisches Amt für Hamburg und Schles-
wig-Holstein, Kommunalwahl 2008). Was 
hindert Frauen daran, sich ehrenamtlich 
politisch zu engagieren? Welche Erfah-

rungen hat „Mann“ mit dieser Situation 
gemacht? Welche Hemmnisse und 
Barrieren gibt es? Wie haben es Kom-
munalpolitikerinnen geschafft, diese zu 
überwinden? Von welchen Erfahrungen 
und  Erlebnissen können sie berichten 
und welche Ratschläge und Tipps haben 
Sie für Frauen, die ebenfalls diesen Weg 
gehen möchten? Diese und andere 
Fragen wurden in Kiel diskutiert. „Wir alle 
profitieren davon, wenn sich mehr Frauen 
an der kommunalpolitischen Arbeit  be-
teiligen“, sagte Marga Trede, Präsidentin 
des LFV S-H in ihrer Begrüßung. „Ihre 
Interessen und ihre praktischen Lebens-
erfahrungen bereichern die Kommunal-
politik. Und das kommt uns allen zugute.“ 
Kathrin Heintz ist Vorsitzende des Kom-
munalpolitischen Frauennetzes (KopF)  e. 
V. des Kreises Plön, eine Initiative, die 
Frauen den Einstieg in die Kommunal-
politik erleichtern will und für die po-
tentielle Nachahmer in den Kreisen Stein-
burg und Stormarn bereit stehen. Zusam-
men mit Yvonne Deerberg, Kommunale 
Gleichstellungsbeauftragte in Preetz, 

erläuterte sie in einem Input-Referat, was 
sich hinter KopF e. V. verbirgt und welche 
Fortbildungsseminare dort angeboten 
werden. Ein Tipp der beiden Frauen: 
Frauen sollten ehrenamtlich in Sport-
vereinvorständen, Schul- oder Kinder-
gartenbeiräten starten. Von dort sei der 
Schritt in die politischen Gremien der 
Kommune nicht weit. 
In einem Gespräch berichteten anschlie-
ßend Angelika Volquartz, ehemalige 
Oberbürgermeisterin der Stadt Kiel, und 
Kristin Alheit, amtierende Bürgermeisterin 
der Stadt Pinneberg, sehr persönlich von 
ihrem Weg in die Politik. Angelika 
Volquartz betonte, dass es zumeist Män-
ner waren, die sie nach vorne brachten. 
„Es hieß dann oft: Du machst das. Und 
dann habe ich gemacht.“ Frauen müssten 
deutlich zeigen, dass sie kandidieren und 
dass sie führen wollen. „Klare Ansagen 
und nicht die Forderungen in vorsichtige 
Frageform verpacken, das tun Frauen 
nämlich gern.“ Nur wer bereit sei, die 
Macht zu wollen, könne etwas verändern. 
Dieser Meinung schloss sich auch Kristin 
Alheit an. Der Machtbegriff sei grund-
sätzlich etwas Positives, denn er bedeute, 
gestalten zu können. „Politik macht auch 
Spaß und bringt Freude durch erfolgrei-
ches Mitgestalten.“ Sie sei vielleicht 
blauäugig gestartet, aber das sei manch-
mal auch von Vorteil gewesen. „Wir 
brauchen mehr Frauen in der Kommunal-

Frauen in die Politik - LandFrauen 
machen Mut 
Veranstaltung des LandFrauenVerbandes Schleswig-Holstein Frau.Stärkt.Kommune. 
im Kieler Landeshaus
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politik, denn Frauen brauchen Frauen als 
Vorbilder.“ Harte Zeiten mit starkem Wind 
von vorne und eigene Fehler gestanden 
beide Politikerinnen ein. „Aus Fehlern lernt 
man. Sie durchzustehen, macht einen 
stärker und man erlebt, dass man es 
aushalten kann“, sagte Kristin Alheit.
In einer Talkrunde diskutierten neben den 
bereits erwähnten Frauen Jörg Bülow, 
Geschäftsführer des Schleswig-Holsteini-
schen Gemeindetages, Anita Klahn, 
Mitglied des Landtages und Claudia Jür-
gensen, Mitglied bei „Junge LandFrauen“ 
und Kommunalpolitikerin, zum Thema 
„Frauen an die Macht“. Es ging um 
Hemmnisse und Barrieren und Lösungen, 
diese aufzubrechen und um Wege, 
Frauen zu motivieren und Mut zu machen. 
„Jeder ehrenamtliche Kommunalpolitiker 
oder jede Kommunalpolitikerin hat An-

spruch auf Erstattung von real anfallen-
den Kinderbetreuungs- bzw. Pflegekos-
ten für Angehörige“, sagte Jörg Bülow. 
„Dies ist in der Gemeindeordnung 
Schleswig-Holstein geregelt. Dies wissen 
viele nicht.“ Doch neben den Betreuungs-
kosten spielt für die Frauen der Faktor Zeit 
eine entscheidende und manchmal auch 
abschreckende Rolle. Alle Anwesenden 
waren sich einig, dass die politischen 
Sitzungen in den meisten Fällen unnötig in 
die Länge gezogen würden. Ein typisch 
männliches Verhalten? „Frauen würden 
das viel mehr straffen und auf den Punkt 
kommen“, sagte Yvonne Deerberg. „Män-
ner betrachten die Kommunalpolitik eher 
als Hobby.“ Wären mehr Frauen kommu-
nalpolitisch aktiv, würden die Sitzungs-
zeiten sicherlich kürzer werden. Kathrin 
Heintz wies darauf hin, dass ein Mitge-

stalten in der Gemeinde nicht unbedingt 
ein politisches Amt bedeuten müsse, 
auch als bürgerliches Mitglied könne man 
sich beteiligen. „Die Ausschüsse tagen 
öffentlich. Gehen Sie einfach einmal hin 
und hören und schauen Sie. Sie werden 
feststellen: Die kochen alle nur mit Was-
ser.“ Oftmals starteten Frauen, die sich für 
die Kommunalpolitik entschieden haben, 
zunächst in Bildungs- oder Sozialaus-
schüssen. „Aber Frauen sollten auch den 
Weg in den Bau- und Finanzausschuss 
wagen. Hier werden die Gelder verteilt“, 
bemerkte Angelika Volquartz. 
Und welchen abschließenden Rat geben 
die Teilnehmer den Frauen mit auf den 
Weg, die den Schritt in die Kommunal-
politik wagen möchten? „Einfach ma-
chen!“, ermutigte Yvonne Deerberg. Anita 
Klahn verwies auf die thematischen 
Inhalte. „Frauen müssen auf Listen und in 
Vorständen berücksichtigt werden. Politik 
fängt im Alltag an. Es geht um Kinder-
gartenöffnungszeiten, um Gebühren, um 
alltägliche Dinge, die jede direkt betreffen. 
Um hier mitbestimmen zu können, muss 
Frau kandidieren.“ Auch Jörg Bülow hatte 
einen simplen Rat für die Frauen. „Fragen 
Sie sich einfach, ob Sie wollen, dass über 
die Bebauungspläne Ihres Ortes, die 
Vergabe von Kindergartenplätzen, die 
Einrichtung eines Frauentreffs v und derlei 
Dinge vor Ihrer Haustür andere entschei-
den sollen. Oder ob es nicht viel besser 
wäre, Sie würden darüber mitentschei-
den.“ Ganz wie es LFV-Präsidentin Marga 
Trede in ihrer Begrüßung gesagt hatte: 
„Bevor es jemand schlecht macht, 
machen wir Frauen es doch lieber selbst.“

Angelika Volquartz und Landesgeschäftsführer Jörg Bülow diskutieren auf dem Podium.

Nach dem großen Erfolg des 1. Kom-
munalforums im vergangenen Herbst 
veranstaltet der SHGT auch in diesem 
Jahr wieder eine Veranstaltung zum 
„Recht der kommunalen Ver- und Entsor-
gungswirtschaft“ unter wissenschaftlicher 

Begleitung durch die Christian-Albrechts-
Universität zu Kiel am Mittwoch, 28. Sep-
tember 2011, 9.30 – 17.00 Uhr in Kiel, 
Otto-Hahn-Platz 2, Otto-Hahn-Hörsaal.
Wir freuen uns, Ihnen erneut ein äußerst 
interessantes Programm vorlegen zu kön-

nen, das die gesamte Breite zu Fragen 
des Anschluss- und Benutzungszwangs, 
des Gebührenrechts, insbesondere zum 
Umgang mit Gewinnen, zum Vergabe-
recht bei der Einschaltung von Subunter-
nehmen, zur Kommunalaufsicht über Ver- 
und Entsorgungsbetriebe, zur Beteili-
gungssteuerung sowie zu gemeindever-
mögensrechtlichen Fragen abdeckt.
Die Einzelheiten entnehmen Sie bitte dem 
Programm, das mit Info-Intern verschickt 
wurde und demnächst im Internet unter 
www.shgt.de heruntergeladen werden kann.

Veranstaltungshinweis 

2. Kommunalforum „Recht der kommu-
nalen Ver- und Entsorgungswirtschaft“ 

Inhouse-Schulungen durch KOMMA

KOMMA, das Kompetenzzentrum für 
Verwaltungs-Management hat uns über 
neue Schulungen informiert, die als 
Inhouse-Veranstaltung zu folgenden 
Themen durchgeführt werden.

Gesundheitsmanagement
Zunehmende Arbeitsverdichtung, Zeit-

druck, neue Anforderungen und Umorga-
nisationen sowie Stellenabbau und eine 
immer älter werdende Belegschaft kenn-
zeichnen zurzeit die Situation im öffent-
lichen Dienst. Macht die Arbeit unter 
diesen Bedingungen krank? Viele Bei-
spiele aus dem Umfeld scheinen dafür zu 
sprechen, wobei insbesondere die psy-

chosomatischen Erkrankungen eine im-
mer größere Rolle spielen. Um auf die 
Bedarfe seitens der Verwaltungen zu rea-
gieren hat KOMMA drei ergänzende 
Angebote zum Thema Gesundheits-
management entwickelt: 
• Psychische Gesundheit - 

Prävention als Chance
 Zielgruppe: Führungskräfte, Personal-

verantwortliche, Vertreter/-innen von 
Interessensgruppen sowie betroffene 
Kolleginnen und Kollegen. 
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• Rückkehrgespräche sicher und 
konstruktiv führen
Zielgruppe: Führungskräfte, Personal-
verantwortliche sowie Vertreterinnen 
und Vertreter von Interessensgruppen 
innerhalb einer Verwaltung 

• Gesundheitsförderung - 
Beratung mit System

 Berufsbegleitende Qualifizierung
Zielgruppe: Mitarbeitende in Vertrau-
ensstellungen wie z.B. Interessens-
vertretungen, Personalräte/-innen, 
Gleichstellungsbeauftragte, Sucht-
berater/-innen, Personalentwickler/-
innen und Führungskräfte 

Coaching 
Aufgrund der gestiegenen Nachfrage hat 
KOMMA eine Homepage mit Informatio-
nen zum Thema Coaching eingerichtet: 
http://www.komma-sh.de/beratung/
coaching/index.php. Auf einer nachfol-
genden Seite sind die Coaches mit ihren 

jeweiligen Profilen aufgeführt, mit denen 
KOMMA zusammenarbeitet http://www.
komma-sh.de/beratung/coaching/
coaches.php 
Zielgruppe: Das Coaching kann sich an 
eine bestimmte Person (Einzelcoaching) 
oder Personengruppe (Teamcoaching) 
richten. 

Bürgerbeteiligung 
Entscheidungen der Verwaltung betreffen 
alle Bürgerinnen und Bürger direkt und 
indirekt. Vielfältige Proteste z.B. gegen 
den geplanten Neubau des Stuttgarter 
Bahnhofs haben bundesweit die Diskus-
sion über Bürgerbeteiligung neu ent-
brannt. Bürgerinnen und Bürger wollen 
mitreden und Entscheidungen nicht mehr 
allein der Politik überlassen. Aber auch die 
Verwaltungen sind zunehmend auf der 
Suche nach Erfolg versprechenden For-
men von Bürgerbeteiligung. 
Zielgruppe: Engagierte Bürger(-gruppie-

rungen), Multiplikatoren, Gremienmitglie-
der, Bürgermeister/-innen, Führungskräf-
te in der Verwaltung

Projektmanagement 
Inhouseangebot
"So funktioniert Projektmanagement." In 
diesem Angebot von KOMMA setzt der 
Lösungsansatz auf zwei Ebenen an: 
systematisch und systemisch. Struktur 
vor Inhalt ist dabei der Leitgedanke. Das 
Angebot zum Projektmanagement orien-
tiert sich flexibel an den Vorstellungen und 
Erfordernissen der jeweiligen Verwaltung. 
Die Bausteine der Qualifizierung sind 
Training, Workshops, Coaching.
Zielgruppe: Entscheider wie auch Pro-
jektbeteiligte vor Ort: Gremienmitglieder, 
Landräte/-innen, Bürgermeister/-innen, 
Führungskräfte, Projektverantwortliche, 
Personalräte/-innen. 

Die Landesfeuerwehrschule Schleswig-
Holstein hat die Ausbildungsplanung für 
das Lehrgangsjahr 2012 abgeschlossen. 
Sie bietet in ihrer Lehrgangsplanung die 
Führungsausbildung für den Bereich der 
Freiweilligen Feuerwehren und der Berufs-
feuerwehren sowie Arbeitsschutzseminare 
und die Katastrophenschutzausbildung an.

Die Lehrgangsplanung wurde in den letz-
ten Jahren um Ausbildungsveranstaltun-
gen erweitert, die sich insbesondere an die 
Träger der Feuerwehr und die Gefahren-
abwehrbehörden in Schleswig-Holstein 
richtet.
Die Teilnahme an einem Workshop oder 
Seminar ist mit Ausnahme der Arbeits-

schutzseminare kostenfrei. Es sind von 
den entsendenden Behörden lediglich die 
Fahrkosten und im Falle einer Beschäfti-
gung außerhalb des öffentlichen Dienstes 
das fortgewährte Arbeitsentgelt zu er-
statten. Der Seminarplan wurde mit Info-
Intern verschickt. Sofern Interesse an einer 
Teilnahme besteht, steht für Rückfragen 
und Terminabsprachen das Lehrgangs-
büro der Landesfeuerwehrschule Schles-
wig-Holstein, Frau Palitis, unter der Ruf-
nummer 0461/7744-120 oder der E-Mail-
Adresse renate.palitis@lfs-sh.de gern zur 
Verfügung. 

Seminarplan der Landesfeuerwehrschule 
Schleswig-Holstein für die Gefahren-
abwehrbehörden in Schleswig-Holstein

Die innovative Gemeinde

MEINE KITA - DEINE KITA 
-die Kita ist für uns alle da!
Kommunale Zusammenarbeit im Amt Trittau im Bereich 
Kinderbetreuungsplätze

Das Amt Trittau gehört zum Kreis Stor-
marn und damit zur Metropolregion Ham-
burg. Das Amt Trittau besteht aus 10 
Gemeinden und hat insgesamt 17200 
Einwohner.
Am 01.08.2013 greift der Rechtsan-
spruch, der jede Wohnsitzgemeinde 
treffen kann: Eltern haben einen Anspruch 
auf einen Krippenplatz! Die Anspruchs-
erfüllung ist aber gerade für kleine Ge-

meinden problematisch, welche keine 
eigene Einrichtung vorhalten. Ohne 
eigenen Platz ist die Gemeinde zum Ko-
stenausgleich verpflichtet. Im Amt Trittau 
haben nun kleine Gemeinden sich in eine 
Einrichtung „eingekauft“ – zum Vorteil 
beider Seiten: Die Wohnsitzgemeinde 
kann den Anspruch der Eltern erfüllen, die 
Standortgemeinde kann die Auslastung 
und Effektivität ihrer Einrichtung steigern.

Das Amt Trittau besteht aus 10 Gemein-
den, die höchst unterschiedliche Einwoh-
nerzahlen haben. Von der größten Ge-
meinde Trittau mit 7788 Einwohnern bis 
hin zur kleinsten amtsangehörigen Ge-
meinde Hohenfelde mit aktuell 50 Ein-
wohnern, sind aber alle diese Gemeinden 
verpflichtet, die Ausbaustufen in den 
unterschiedlichen Alterstufen der Kinder-
betreuung umzusetzen. Für manch´ eine 
kleine Gemeinde mit nur 7 Kindern unter 3 
Jahren ist die Errichtung einer Krippe 
sowohl finanziell als auch räumlich völlig 
überdimensioniert. 
Oftmals ist zur Befriedigung des gesetz-
lichen Anspruchs ab August 2013 für alle 
Kinder zwischen 1 und 3 Jahren, aber 
auch jetzt schon für die Eltern, die berufs-
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Buchbesprechungen

Brandschutzgesetz
Schleswig-Holstein
Kommentar
von Oberamtsrat a. D. Karl-Heinz Mücke, 
12. Nachlieferung | April 2010
256 Seiten, 39,90 € 

Mit den beiden Änderungen des Brand-
schutzgesetzes erfolgten zahlreiche und 
umfangreiche Änderungen der Folgevor-
schriften (z. B. Brandverhütungsvor-
schauverordnung, Mustersatzungen, Or-
ganisationserlass Feuerwehr); diese 

Änderungen, das neue Beamtenrecht 
und die neue Landesbauordnung mit Fol-
gevorschriften wurden in den Kommentar 
bei den §§ 1 bis 22 BrSchG eingearbeitet.

tätig sind, die ausschließliche Betreuung 
über Tagesmütter nicht ausreichend. 
Aufgrund der gängigen Praxis ist auch die 
Bezuschussung durch die Kreise bzw. 
das Land für Tagesmütter und –väter so 
unterschiedlich und leider auch gering, 
dass für manche Eltern die Betreuung 
über Tagesmütter nicht finanzierbar ist. 

Eine Kita - viele kommunale Nutzer
Einige der amtsangehörigen Gemeinden 
im Amt Trittau verfügen über eigene Kin-
derbetreuungseinrichtungen. Die Ge-
meinden Grande, Köthel, Hamfelde, 
Hohenfelde und Rausdorf sind jedoch 
stark abhängig von einer Kinderbetreu-
ung außerhalb des eigenen Ortes, da die 
geringe Anzahl der Kinder eine „eigene“ 
Kinderbetreuung nicht zulässt. 
2008/2009 baute die Gemeinde Trittau in 
der Heinrich-Hertz-Str. eine neue 3-grup-
pige Kindertageseinrichtung.
Die seinerzeitige Planung sah eine Aus-
baureserve von weiteren Gruppen vor. Es 
stellte sich angesichts der angespannten 
Finanzen die Frage, ob der Bau dieser 
weiteren Gruppen unverzüglich in Angriff 
genommen werden sollte oder nicht. 
Auf einer  Bürgermeisterrunde im März 
2009 wurde die Thematik der Kinderbe-
treuung eingehend diskutiert. Um das 
Defizit an Betreuungsplätzen bei den 
kleineren amtsangehörigen Gemeinden 
aufzufangen, wurde angeregt, den inte-
ressierten Gemeinden die Möglichkeit 
einzuräumen sich in den Anbau der Kita 
„Heinrich-Hertz-Str.“ verbindlich „einzu-
kaufen“ und die Kosten für den Bau der 
gewünschten Anzahl von Plätzen vollstän-
digen zu übernehmen. Daraus würde sich 
ergeben, dass die entsprechende Ge-
meinde über diesen „gekauften“ Platz 
erstrangig verfügen kann und dieser Platz 
dieser Gemeinde als Betreuungsplatz im 
Rahmen der Ausbaustufen angerechnet 
wird. Die Betriebskosten werden in voller 
Höhe anteilig durch die in Anspruch neh-
mende Gemeinde übernommen. 
Aufgrund der erforderlichen Plätze schlug 
die Verwaltung vor, unverzüglich mit dem 
Anbau von 3 weiteren Gruppenräumen zu 
beginnen. Die Verwendung sollte mit 1 
altersgemischten Gruppe und 2 Krippen-
gruppen erfolgen, sodass ein Platzange-
bot von 25 Krippenplätzen und 10 Ele-
mentarplätzen vorliegen würde. 

Nach Rücksprache mit den Trittauer Kom-
munalpolitikern und den Politikern der 
amtsangehörigen Kommunen Hamfelde / 
St., Grande, Rausdorf, Hohenfelde und 
Köthel /St. einigte man sich darauf, dass 
mit jeder einzelnen Gemeinde ein 
öffentlich-rechtlicher Vertrag über den 
Erwerb von Krippen- bzw. Elementar-
plätzen geschlossen wurde. Die Anzahl 
der erworbenen Plätze richtete sich nach 
der Kinderzahl und den Finanzen der ent-
sprechenden Gemeinde. Die Fördermittel 
wurden der jeweiligen Gemeinde „gut 
geschrieben.“ Der Vertrag sieht weiter vor, 
dass die erwerbende Gemeinde ihren 
Platz an andere Gemeinden innerhalb des 
Amtes weiterveräußern darf, sollte sie 
keinen Bedarf mehr haben. Angesichts 
der zu erwartenden Betreuungsverpflich-
tungen der Kommunen in den nächsten 
Jahren, ist das aber nicht zu erwarten. 
Für die erwerbenden Kommunen ist dies 
angesichts der steigenden Verpflichtung 
zur Kinderbetreuung eine umsetzbare 
Alternative – vor allem im Verhältnis zu den 
Plätzen, die sie im Wege des Kostenaus-
gleichs gem. § 25 a KiTaG bei anderen 
Gemeinden erhalten. Oftmals sind diese 
Plätze nämlich erst dann „zu haben“, 
wenn die Kinder aus der Standortge-
meinde der Einrichtung versorgt sind. 
Die Nachbargemeinden verfügen nun 

über 7 Krippen- und 2 Elementarplätze. 
Der Gemeinde Trittau wurde die Ent-
scheidung zur Erweiterung der Kita durch 
die Beteiligung der Nachbargemeinden 
wesentlich erleichtert. Die Nachbarge-
meinden wurden in die Lage versetzt, den 
örtlichen Bedarf an eigenen Betreuungs-
plätzen ohne eigenen Bau-, Unterhal-
tungs- und Betriebsaufwand leisten zu 
müssen, zu decken. Solange der Nach-
fragebedarf an Betreuungsplätzen groß 
ist, sind sie auf absehbare Zeit auch vor 
ungedeckten laufenden Kosten geschützt, 
wenn sie keine Kinder haben, die die 
reservierten Plätze besetzen, weil sich 
immer Kinder aus der Standortgemeinde 
oder anderen Nachbargemeinden finden, 
die diese Plätze besetzen. Nur wenn eine 
Gemeinde es ausdrücklich wünscht, dass 
ihre Plätze frei bleiben, muss sie die vollen 
Kosten zahlen.  
In der Zwischenzeit ist die Einrichtung 
fertig gestellt und erfreut sich bei Kindern 
und Eltern, sowie den Bürgermeistern der 
Gemeinden großer Beliebtheit. 

Susanne Dietrich
Gemeinde Trittau
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Brandschutzgesetz

Schleswig-Holstein

Kommentar

von Oberamtsrat a. D. Karl-Heinz Mücke,

 

13. Nachlieferung | Mai 2010

240 Seiten, 29,10 €

Mit dieser Lieferung wurden die Änderun-

gen der Folgevorschriften, die u.a. durch 

die Änderungen des Brandschutzge-

setzes eingetreten sind, in die Kommen-

tierung der §§ 23 bis 44 eingearbeitet. In 

den Anhang neu aufgenommen wurde 

das Beamtenstatusgesetz, die Landes-

verordnung über die Prüfingenieurinnen 

und Prüfingenieure für Standsicherheit 

sowie Prüfsachverständige und die Be-

stimmungen für Frequenzzuteilungen zur 

Nutzung für das Betreiben von digitalen 

Funkanlagen der Behörden und Organi-

sationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) 

im Frequenzbereich 380-385 Mhz sowie 

390-395 Mhz (Funkrichtlinie Digitalfunk 

BOS) sowie die Bestimmungen für Fre-

quenzzuteilungen zur Nutzung für das 

Betreiben von Funkanlagen der Behörden 

und Organisationen mit Sicherheits-

aufgaben (BOS-Funkrichtlinie).

Florian Rixner, Robert Biedermann, 

Sabine Steger

Systematischer Praxiskommentar 

BauGB/BauNVO 

Erschienen 2010, 1650 Seiten, Hardcover,

978-3-89817-682-8 

128,- €

Das Werk bietet allen an der Bauplanung 

Beteiligten eine fundierte sowie praxis-

orientierte Kommentierung der §§ 1 – 247 

des BauGB. Die maßgeblichen Vor-

schriften des BauNVO werden erläutert 

und in den sachlichen Zusammenhang 

eingefügt.

Das interdisziplinäre Autorenteam folgt 

einem neuartigen konzeptionellen Ansatz, 

bei dem der praktische Nutzwert und eine 

verständliche Darstellung der Richtlinien 

im Vordergrund stehen. Die Vorschriften 

des BauGB werden nach ihrer Bedeutung 

in der Praxis gewichtet und unter Ein-

beziehung der angrenzenden Rechts-

bereiche (Umweltrecht, Immissions-

schutzrecht etc.) kommentiert. Hier zei-

gen die Autoren die Wechselwirkungen 

zwischen den planungsrechtlichen Vor-

schriften und dem Bauordnungsrecht 

nachvollziehbar auf und verzichten auf 

überflüssige wissenschaftliche Diskurse. 

Der starke Praxisbezug des Werkes zeigt 

sich auch in der sorgfältigen Herausar-

beitung von Anwendungsproblemen; hier 

werden konkrete und gangbare Lösungs-

wege dargestellt.

Vorteile des Werkes

• Verständliche und praxisorientierte 

Kommentierung von BauGB, BauNVO 

und ImmoWertV in einem Band 

• Konkrete Lösungsvorschläge aus der 

Hand ausgewiesener Praktiker aus den 

Bereichen des Immobilien- und Bau-

rechts

• Mit vielen Beispielen, Übersichten und 

Mustern

Praxis der Kommunalverwaltung

Landesausgabe Schleswig-Holstein

 

Ratgeber für die tägliche Arbeit aller 

Kommunalpolitiker und der Bediensteten 

in Gemeinden, Städten und Landkreisen

(Loseblattsammlung incl. 3 Online-

Zugänge / auch auf CD-ROM erhältlich)

Schriftleitung: Klaus-Dieter Dehn 

423. Nachlieferung, Oktober 2010, 

Preis € 63,70

Kommunal- und Schul-Verlag, 

Wiesbaden

Folgende Beiträge sind in dieser (nicht 

einzeln erhältlichen) Lieferung enthalten:

  

E 4 SH - Förderprogramme für Kommu-

nen in Schleswig-Holstein

Von Dipl.-Volkswirt Christof Gladow

Neben der Aktualisierung der beschrie-

benen Fördermaßnahmen wurden neue 

Förderprogramme aufgenommen, wie 

z.B. "Unterstützung von Entwicklungs-

prozessen der Regionen, der regionalen 

Kooperationen sowie der regionalen 

Wirtschaft und Optimierung von Bera-

tungs- und Dienstleistungsinfrastrukturen 

für kleine und mittlere Unternehmen 

(KMU)", "KfW-Investitionskredit Kommu-

nen", "Förderung der ländlichen Verkehrs-

infrastruktur", "Energieeffizient Sanieren - 

Kommunen", "Energieeffizient Bauen",  

"Landesschulbauprogramm", "Maßnah-

men zur berufsbezogenen Sprachför-

derung für Personen mit Migrations-

hintergrund im Bereich des Bundes (ESF-

BAMF-Programm)", "Erschließung kultu-

reller Ressourcen", "ATLANTIS: Koope-

ration EU - USA im Hochschul- und 

Berufsbildungsbereich", "ELENA - Euro-

pean Local Energy Assistance" und 

weitere.  Die Adressen in den Anhängen 

wurden ebenfalls aktualisiert.

Praxis der Kommunalverwaltung

Landesausgabe Schleswig-Holstein

Ratgeber für die tägliche Arbeit aller 

Kommunalpolitiker und der Bediensteten 

in Gemeinden, Städten und Landkreisen

(Loseblattsammlung incl. 3 Online-Zu-

gänge / auch auf CD-ROM erhältlich)

Schriftleitung: Klaus-Dieter Dehn 

424. Nachlieferung,  Oktober,   

November 2010   Preis € 63,70

Kommunal- und Schul-Verlag, 

Wiesbaden

65026 Wiesbaden, Postfach 3629, 

Telefon (0611) 8 80 86 10,

Telefax (0611) 8 80 86 77

www.kommunalpraxis.de 

e-mail: info@kommunalpraxis.de

Folgende Beiträge sind in dieser (nicht 

einzeln erhältlichen) Lieferung enthalten:

B 1 SH - Gemeindeordnung für Schles-

wig-Holstein (Gemeindeordnung - GO -)

Von Dr. Wolfgang Buschmann, Dr. Marcus 

Arndt, Jörg Bülow, Jochen Nielsen u.a. 

Mit dieser Ergänzung werden die Über-

arbeitungen zu den §§ 16 d (Hilfe bei Ver-

waltungsangelegenheiten) und zu 16 e 

(Anregungen und Beschwerden) sowie 

der 1. Abschnitt des Fünften Teils (Ver-

waltung der Gemeinde) zur Gemeinde-

ordnung ausgeliefert.

E 4 d - Gewerbesteuergesetz (GewStG) 

Gewerbesteuer-Durchführungsverord-

nung (GewStDV)

Von Helmut Hörcher und Hartmut 

Röwekamp 

Die Überarbeitung berücksichtigt die 

letzte Änderung des Gewerbesteuer-

gesetzes (GewStG) vom 12.8.2008 sowie 

der Gewerbesteuer-Durchführungsver-

ordnung (GewStDV), zuletzt geändert am 

20.12.2007. 

Der Kommentar wurde entsprechend auf 

den aktuellen Stand gebracht.

H 5 - Die Sozialversicherung

Von Werner Gerlach, Vorstandsvor-

sitzender i.R.

Die Überarbeitung des Beitrags umfasst 

die Aktualisierung der Teile SGB V 

(Gesetzliche Krankenversicherung), wo-

bei die Gesetzesänderungen bis zum 

17.3.2009 berücksichtigt wurden.


